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1 Student und Politik – Fragen und empirische Grundlagen 

STUDENT UND POLITIK - FRAGEN UND EMPIRISCHE GRUNDLAGEN 

Das politische Verhalten und Bewusstsein der Studieren­
den hat immer wieder Aufmerksamkeit gefunden. Ver­
bunden sind damit manch kontroverse Debatten um die 
demokratische Haltung, die politische Partizipation und 
die Protestbereitschaft der Studierenden. Der Studieren­
densurvey an Universitäten und Fachhochschulen mit 
seiner Zeitreihe von zehn Erhebungen zwischen 1983 
und 2007 bietet eine einmalige empirische Grundlage, 
um systematisch und fundiert über die Veränderungen 
und Trends im politischen Bewusstsein der Studierenden 
Auskunft zu geben. Er zeichnet den Wandel in seinem 
Ausmaß und seinen Phasen differenziert nach und belegt 
die gegenwärtige Haltung der Studierenden gegenüber 
der allgemeinen Politik, der Beteiligung an den Hoch­
schulen sowie ihre gesellschaftlichen Vorstellungen und 
Werte. 

1.1 	 Studentische Generationen im 
gesellschaftlichen Kontext 

Die Hochschulen sind eigenwillige Institutionen, sowohl die 
traditionellen Universitäten, mit oder ohne Exzellenzsiegel, als 
auch die neueren Fachhochschulen, die sich immer häufiger 
"applied universities" nennen. Ihre gesellschaftliche Ausstrah­
lungskraft liegt nicht nur an ihrem Innovationspotential, son­
dern ist auch durch ihre Aufgabe begründet, einen ausgewähl­
ten Teil der Jugend, die Studierenden, wissenschaftlich zu 
qualifizieren und zu bilden. Zu diesem Auftrag gehören auch 
die intellektuelle Auseinandersetzung mit öffentlichen Ange­
legenheiten, die Aufarbeitung gesellschaftlicher Entwicklun­
gen und die Stellungnahmen zu politischen Problemen (vgl. 
Parsons/Platt 1973). Ebenso verlangt die "Idee der Universität" - 
gemäß Humboldt - neben der wissenschaftlichen Qualifikation 
für einen akademischen Beruf, auch die Anteilnahme am öf­
fentlichen Geschehen und die Befähigung zu politischen Auf­
gaben (vgl. Schelsky 1963).  

Die Befassung mit den politischen Orientierungen der Stu­
dierenden und ihren gesellschaftlichen Vorstellungen ist da­
her ein Beitrag zur "Leistungsmessung im Hochschulbereich" - 
die Evaluation ihrer wichtigen Funktion (vgl. Bargel/Framhein 
1975). Außerdem verdienen die politischen Haltungen und 
Verhaltensweisen der Studierenden erhöhte Aufmerksamkeit, 
weil sie aufgrund ihrer sozialen Lage sensibler auf Entwicklun­
gen im gesellschaftlichen Kontext reagieren, ihn zum Teil 
vorantreiben können. Aufgrund ihrer späteren beruflichen 
Positionen und ihrer häufigeren Zugehörigkeit zur politischen 
Elite werden dadurch Auskünfte über Haltungen und Ziele 
einer gesellschaftlich außerordentlich einflussreichen Gruppe 

gewonnen - über die aktuellen Verhältnisse ebenso wie im 
Hinblick auf zukünftige Entwicklungen. 

Abfolge studentischer Generationen 
Am Anfang der Bemühungen um die empirische Aufklärung 
der politischen Haltungen und gesellschaftlichen Vorstellun­
gen von Studierenden in Deutschland stand die klassische Stu­
die über "Student und Politik" (Habermas/Friedeburg/Oehler/ 
Welz 1961). Für die Studierenden in der zweiten Hälfte der 50er 
Jahre traf die Aussage zu, dass sie "kein Ferment politischer 
Unruhe" (Friedeburg 1965) darstellen. Sie wurden mit einem 
plakativen und wirksamen Etikett als "skeptische Generation" 
(Schelsky 1957) belegt. 

Aber zu Beginn der 60er Jahre zeichnete sich ab, dass eine 
politisch offenere und etwas aufmüpfigere Studentenschaft 
die Hochschulen besucht, die sich zudem mehr Gedanken über 
die Geschichte und Gegenwart der Universitäten im Hinblick 
auf die Demokratie machte, dazu auch Ringvorlesungen an­
regt oder fordert. Sie wurde als "Generation der Unbefange­
nen" (Blücher 1966) beschrieben, als unideologisch, antimilita­
ristisch und kritischer. Bis Mitte der 60er Jahre traf diese Diag­
nose offenbar noch zu: Die Studierenden befanden sich im 
politischen Feld in einem Prozess der Suche (teach-ins, sit-ins) 
und beginnender Auseinandersetzungen (go-ins). 

In Laufe der 60er Jahre hat sich ein besonders hoher Grad 
an politischem Interesse unter den Studierenden entwickelt, 
bei vielen wurde das "politische Bewusstsein" geweckt: Ent­
sprechend wurden sie als "die unruhige Generation" benannt 
(Wildenmann/Kaase 1968), weil sie vieles in Frage stellten und 
bei unzureichenden Antworten mehr und mehr rebellisch 
reagierten. Im Zuge des studentischen Aufbegehrens in den 
späten 60er und den frühen 70er Jahren entstanden eine Reihe 
von Arbeiten zur politischen Partizipation, zur Rebellion und 
Aggressivität sowie zu den demokratischen Einstellungen der 
Studierenden. Die besorgte Frage lautete damals: Wie links 
und/ oder demokratisch sind die Studierenden (vgl. Noelle-
Neumann 1978, Bürklin 1980).  

Für die 80er Jahre wird ein Rückzug aus dem öffentlichen 
Leben seitens der Studierenden diagnostiziert. Entsprechend 
weniger sind sie Gegenstand empirischer Untersuchungen. 
Anfang der 90er Jahre tritt mit der deutschen Wiedervereini­
gung eine historische Zäsur ein. Aber in dieser Zeit bleiben die 
Studierenden - in Ost wie West - unauffällig, sie bleiben im 
"Abseits der Wende"(Heublein/Brämer 1990). Aber trotz aller 
auftretenden Differenzen und Probleme im Zuge des Beitritts 
der neuen Länder können die Studierenden insgesamt als 
"sattelfeste Demokraten" bezeichnet werden (Bargel 1994).  
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Das ändert sich in den 90er Jahren. Die politischen Interes­
sen der Studierenden schwächen sich weiter ab, Fragen des Be­
rufs und des Konsums treten in den Vordergrund. Nach einge­
hender Inspektion werden sie "Generation Golf" (Illies 2001) 
tituliert, die eher egoistisch an sich selbst statt an die Solidari­
tät und die Verbesserung der Welt denkt; aber auch die Zunah­
me von Resignation und Sarkasmus werden ihnen bescheinigt. 

Zu Beginn des neuen Jahrtausends kommen Studien über 
die Jugend zu dem Schluss, es handele sich nun um eine "prag­
matische Generation" (Hurrelmann/Albert 2006). Jugend wie 
Studierende in Deutschland werden als "unzufriedene Demo­
kraten" tituliert und mehr Politikverdrossenheit wird diagnos­
tiziert (Gille/Krüger 2000). In einem sarkastischen, aber hilflo­
sen Ton wird schließlich von der "Generation Doof - wie blöd 
sind wir eigentlich?" (Bonner/Weiss 2008) geschrieben; der 
Text wird als "unterhaltsam, aber oberflächlich" charakteri­
siert - was die Generation kennzeichnen soll, wird auch der Be­
standsaufnahme attestiert. 

Studenten im Spannungsfeld: Antagonismen und Lager 
So aufschlussreich und bezeichnend solche Typisierungen der 
Generationen und Studierenden sein mögen, sie dürfen nicht 
darüber hinweg täuschen, dass die Studentenschaft stets auch 
durch Vielfalt und Heterogenität, durch Spannungen und An­
tagonismen zu beschreiben ist. In manchen Zeiten sind die 
Aufspaltungen in politische Lager kennzeichnender als ge­
meinsame Überzeugungen.  

Dass sich die Studierenden nicht leicht einer einheitlichen 
Zuordnung einpassen, das belegen Gegenüberstellungen, an­
hand derer die Gruppierungen und ihre Kontroversen be­
schrieben werden: Etwa über den Umfang an Konventionellen 
gegenüber den Rebellen oder durch die doppelte Frage "An­
gepasst? Ausgestiegen?" (Glotz/Malanowsky 1982). Andere 
Spannungsfelder ergeben sich aus den politischen Absichten, 
angesiedelt zwischen „Anpassung und Alternativkultur“ (May­
er 1981) oder „Zwischen Revolution und Resignation?“ (Krau-
se/Lehnert/Scherer 1980).  

Daraus ergibt sich die Frage, inwieweit die heutigen Studie­
renden solche Kontroversen und damit Lagerbildungen über­
wunden haben. Stehen sich unter den Studierenden noch die 
Juristen und Ökonomen auf der einen Seite und die Sozial- und 
Geisteswissenschaftler auf der anderen Seite fast "feindlich" ge­
genüber, mit dem jeweiligen Anspruch auf die Meinungsfüh­
rerschaft? 

Gesellschaft und Hochschulen im Wandel 
Die studentischen Handlungen entwickeln sich nicht in einem 
beziehungslosen Raum; sie sind vielmehr eingebettet in gesell­
schaftliche Verhältnisse ökonomischer und politischer Art und 
in soziale Milieus der Familie und Gruppen. Für den betrachte­
ten Zeitraum der letzten 25 Jahre hat es einige bedeutsame 
gesellschaftliche Entwicklungen und Veränderungen der 

politischen Landschaft gegeben. Drei solcher Entwicklungen 
seien knapp skizziert, weil sie nicht ohne Einfluss auf die politi­
schen Überzeugungen der Studierenden sind. 

Auf dem Weg zur post-industriellen Gesellschaft 
Eine grundlegende gesellschaftliche Entwicklung mit weitrei­
chenden Folgen für Arbeit und Leben ist der Übergang von der 
industriellen Arbeitsgesellschaft zur postindustriellen Dienst­
leistungsgesellschaft (Bell 1975). Sie führt zu Änderungen des 
Arbeitsmarktes, zudem der Arbeitsvollzüge und der Arbeitstei­
lung; damit ist eine Umschichtung der beruflichen Chancen 
mit manchen Instabilitäten verbunden - mehr Flexibilität, 
mehr Weiterbildung und mehr Umschulung werden verlangt.  
Verflochten mit diesem Prozess ist die Bildungsexpansion und 
die zunehmende Bedeutung der Wissensgesellschaft (bzw. 
Informationsgesellschaft). Die steigende Zahl der Studieren­
den nimmt dem Hochschulbesuch manches an Exklusivität, 
dennoch wird der Hochschulabschluss für den Zugang in ei­
nen Beruf entscheidender. 

Wertewandel: Individualismus und Hedonimsus 
Eine eigene Bewegung stellt der allgemeine Wertewandel zu 
postindustriellen Orientierungen dar. Diese Werte betonen 
den Individualismus, aber auch den Narzissmus und Hedonis­
mus. Dieser Wertewandel wird als "revolutionär" eingestuft 
(vgl. Inglehart 1977). Parallel dazu breitet sich die Erleb­
nisgesellschaft aus (Schulze 2005). Die Bedeutung von Lebens­
stilen als Ausdruck individueller Eigenart nimmt zu, ist aber 
oft konsumbezogene Selbstdarstellung. Damit werden Über­
zeugungen unwichtiger, Authentizität geht verloren - ein für 
das politische Handeln nachhaltiger Trend.  

Neue politische Kultur: Komplexität und neue Medien 
Ebenfalls hat sich eine Veränderung des Öffentlichen und der 
politischen Auseinandersetzung vollzogen. Durch die Europäi­
sierung und Globalisierung sind die politischen Verhältnisse 
und Eingriffsmöglichkeiten vielschichtiger geworden, viele 
Zusammenhänge erscheinen kaum durchschaubar, es gibt 
keine einfachen Lösungen, das politische Feld wird unüber­
sichtlicher. Solche Bedingungen erschweren die Mitwirkung, 
sie wird politischen Profis überlassen. Zugleich ändert sich im 
öffentlichen Raum der Stil des Handelns: von Konzept und 
Debatte zu Event und Unterhaltsamkeit. Außerdem ist der 
politische Einfluss immer stärker von den Medien abhängig, 
wird durch sie gebrochen und erscheint dadurch in starkem 
Maße als Inszenierung, wobei nicht die Problemlösung son­
dern die Stilisierung in den Vordergrund rückt.  

Veränderte soziale Rolle der Studierenden: Vom Studium als 
Moratorium zur beruflichen Qualifizierung 
Das Studium findet nicht mehr im "Elfenbeinturm" statt. Es ist 
zu einer Phase der Qualifizierung für die Erwerbstätigkeit ge­
worden. Oft steht nicht mehr der anspruchsvolle Ertrag in ei­
ner "Profession" in Aussicht, vielmehr wird der Anspruch auf 
die "Berufsbefähigung" (employability) reduziert. Das Studium 
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als Phase der Erprobung und der Alternativen ist kaum noch 
gefragt. 

Mehr und mehr dominiert, auch an den Universitäten, der 
Anwendungsbezug - das Praktikum wird wichtiger als das 
Studium. Eine erhöhte Erwerbstätigkeit der Studierenden geht 
damit einher, weshalb die Hochschule für viele nicht mehr den 
"Lebensmittelpunkt" darstellt. Das Zeitbudget lässt dadurch oft 
wenig Spielraum für außerfachliche, politische oder kulturelle 
Aktivitäten. Bedeutsam für die Studierenden sind die wechsel­
haften Konjunkturen der Berufsaussichten, von der mittlerwei­
le alle Fachrichtungen betroffen sind, nicht nur die Geistes- 
und Sozialwissenschaftler (wie erstmals in den 70er Jahren). 
Dies verlangt nach mehr Anpassung an die Vorgaben des Ar­
beitsmarktes und die Bereitschaft zu Einbussen. 

1.2 Theoretische Konzepte und Fragen 

Die Aufarbeitung der politischen Orientierungen und gesell­
schaftlichen Vorstellungen der Studierenden für den Zeitraum 
von 1983 bis 2007 bedarf einiger Vergewisserungen: Welche 
theoretischen Konzepte stehen zur Verfügung und werden be­
nutzt? Welche Fragen und Vermutungen werden häufig ge­
äußert? Auf welche Daten stützt sich der Bericht zum politi­
schen Bewusstsein der Studierenden? 

Theoretische Ansätze mittlerer Reichweite: 
Partizipation, Demokratie und Zivilgesellschaft 
Verlässliche Daten in einer langfristig angelegten Zeitreihe 
können nur von Fragen und Items erwartet werden, die theo­
retisch eingebunden und methodisch geprüft sind. Dies ist für 
alle Teile des Themenbereichs "Politische Orientierungen und 
gesellschaftliche Vorstellungen" im Studierendensurvey ge­
schehen. Sie werden nachfolgend angeführt, um die Quellen 
zu belegen und den Interpretationsrahmen aufzuzeigen. Da­
mit ist zugleich das Themenspektrum des Berichtes umrissen. 

1. Politisches Interesse und Beteiligung: 
Grundlegend sind die Arbeiten über die politische Partizipati­
on mit den Stufen von Apathischen über das Publikum bis zu 
den Akteuren in der politischen Arena (Milbrath 1965). Ebenso 
bedeutsam sind frühe Studien über soziale und politische Ver­
flechtungen aufgrund politischer Teilnahme (Reigrotzki 1957).  

2. Politische Richtungen und Ziele 
Die Auseinandersetzung mit dem Links-Rechts-Schema (La­
ponce 1970, Bürklin 1980) und die Fassung politischer Grund­
richtungen erfolgte anhand verschiedener Studien, etwa zum 
Konservativismus (Cloetta 1975); ergänzt durch die Aufarbei­
tung von Parteiprogrammen wurde eine eigene "Skala zu den 
politischen Zielen" (Bargel/Sandberger 1981) erstellt.  

3. Demokratie und demokratische Einstellungen: 
Die Überlegungen und die "Skala über die demokratischen 
Einstellungen" (Wildenmann/Kaase 1968, Kaase 1971) wurden 

übernommen, orientiert an einer "Theorie der Demokratie" 
(Narr/Naschold 1971) und an Ausführungen über "Demokratie 
und Gesellschaft", insbesondere zur Konfliktakzeptanz und 
über die öffentlichen Tugenden (Dahrendorf 1965). 

4. Politischer Protest und Aggressivität 
Die Fragen zu Protestbereitschaft und zur Aggressivität des 
studentischen Verhaltens stützen sich auf die ausführliche  
Abhandlung "Aggressive Political Participation" (E. N. Muller 
1979), dessen Messvorschläge adaptiert wurden. Wichtige 
Hinweise lieferte die Untersuchung zum politischen Extre­
mismus (Infratest 1980).  

5. Alternative Orientierungen und Mentalitäten 
Auf der Basis historischer Ausführungen  zu den alternativen 
Bewegungen seit der Jahrhundertwende bis zur Gegenwart 
(Conti 1984) und anhand empirischer Untersuchungen über 
alternative Mentalitäten (Krause/Lehnert/Scherer 1980) wurde 
die eigene "Skala über alternative Orientierungen" (Bargel 
1988) entwickelt. 

6. Vorstellungen zum Gesellschaftsaufbau 
Studien über "Ungleichheit und Mobilität im sozialen Bewusst­
sein" (Mayer 1975) bilden eine wichtige Quelle für den "Instru­
mentkomplex  zum Gesellschaftsbild" mit subjektiven Indika­
toren zur Ungleichheit, zum sozialen Aufstieg und zur Legiti­
mität (Sandberger 1977), wobei für die Vorgaben zum Teil an­
dere Untersuchungen herangezogen wurden (Willener 1957). 

7. Gesellschaftliche Werte und Antinomien 
Empirische Arbeiten über Wertstrukturen (Rokeach 1973) und 
zum Wertwandel (vgl. Inglehart 1977) liefern die Grundlagen 
für die Fragen zu den Lebensbereichen und gesellschaftlichen 
Werten, auch für die Erfassung von Entwicklungen (Kmieciak 
1975), insbesondere bei der Jugend und den Studierenden 
(Klages 1984). 

Mit der Wiedervereinung Deutschlands 1990 war es not­
wendig, nicht nur das Sample des Studierendensurveys um 
Hochschulen und Studierende in den neuen Ländern zu erwei­
tern, sondern ebenfalls zu klären, ob die Fragen und Items des 
Instrumentes für die Studierenden in den neuen Ländern ver­
ständlich sind. Dieser Klärung diente ein frühzeitiger Aus­
tausch hinsichtlich der sozialen Zusammensetzung und Sozia­
lisation der Studierenden in der ehemaligen DDR, ebenso ein 
Abgleich der Instrumentarien und Befunde, auch mit eigener 
empirischer Basis (vgl. Brämer/Heublein 1990, Bathke 1990). Es 
erwies sich, dass das Instrument geeignet ist, um die Differen­
zen und Übereinstimmungen von "Student und Politik im ver­
einten Deutschland" (Bargel 1994; Ramm  1994) aufzuzeigen.  

Globalisierung und Internationalisierung 
Ein gesonderter, aber wirksamer Aspekt ist die "Globalisie­
rung" mit dem Zurückdrängen des Staates und der Vorherr­
schaft des Ökonomischen, auch ein Rückgang des Wohlfahrt­



6 STUDENT UND POLITIK - FRAGEN UND EMPIRISCHE GRUNDLAGEN 

staates und ein mehr an "Risikogesellschaft" (Beck 1986) - nicht 
zuletzt für Studierende im Hinblick auf ihre Zukunft wie ihren 
späteren Berufsweg. Solche Bedingungen verlangen mehr 
Anstrengung in die Reproduktion der eigenen Existenz und 
lassen daher weniger Raum und Kraft, darüber hinaus auf das 
Allgemeine zu blicken und sich öffentlich zu engagieren. 

Mit dem Bologna-Prozess und der Schaffung des Europäi­
schen Hochschulraumes haben sich diese Entwicklungen ge­
bündelt: Dadurch soll mehr internationale Mobilität der Stu­
dierenden und eine bessere Studierbarkeit erreicht werden, 
die vielfach als effizienteres Studieren verstanden wird. Die 
Hochschulen in Europa sollen dadurch weltweit mehr Akzep­
tanz erfahren (Kehm 2008). Mit dem Einlassen auf den globali­
sierten Wettbewerb bei Bildung und Beruf wächst aber das Ri­
siko letztlich zu den "Verlierern" zu gehören. Eine solche Am­
bivalenz zwischen Befürwortung und Befürchtung von Globa­
lisierung und Internationalisierung könnte die Haltung vieler 
Studierender bestimmen, zumindest scheint das „Image“ des 
Bachelor dadurch geprägt (Bargel/Bargel/Dippelhofer 2008). 

Immer wieder gestellte Fragen? 
Wie sich das politische Interesse der Studierenden bis ins neue 
Jahrtausend entwickelt hat, das ist bislang kaum dokumentiert 
oder dargestellt. Die Befunde sprechen dafür, sich mit den po­
litischen und demokratischen Haltungen, den Werten und Zie­
len dieser Studentengeneration aufmerksamer auseinander zu 
setzen. 

Zum politischen Verhalten der Studierenden werden im­
mer wieder ähnliche Fragen gestellt, die auch in diesem Be­
richt aufgegriffen und behandelt werden: 
• 	 Was ist aus dem politischen Interesse der Studierenden 

geworden? 
• 	 Wie steht es um die demokratische Haltung, sind die Stu­

dierenden als "sattelfest" zu charakterisieren? 
• 	 Welches Ausmaß hat die linke Radikalität behalten, neigt 

sie zur Gewaltsamkeit? 
• 	 Wie rechts sind die Studierenden geworden, sind sie kon­

servativer und konventioneller? 
• 	 Wer beteiligt sich in Fachschaften und Hochschulgremien 

und wer hat dort das Sagen? 
• 	 Wie stehen die Studierenden zum allgemein-politischen 

Mandat der Studentenvertreter? 
• 	 Haben die Studierenden noch alternative Träume oder sind 

sie weniger ideell, dafür pragmatischer? 
• 	 Wie ist ihre gesellschaftliche Sicht, was halten sie vom Leis­

tungsprinzip, den Aufstiegschancen und der sozialen Ge­
rechtigkeit? 

• 	 Wann protestieren die Studierenden und mit welcher Vehe­
menz? Hat ihre Protestbereitschaft noch aggressive Züge? 

Ein besonderes Interesse richtet sich auf den Wandel im po­
litischen Meinungsbild der Studierenden: Wie unterscheiden 
sie sich von den früheren Studentengenerationen, wie haben 

sich ihre Präferenzen und Verhaltensweisen geändert, welche 
neuen Konturen und Kontroversen, welche möglichen Lager­
bildungen zeichnen sich ab? 

Der Studierendensurvey als empirische Grundlage 
Zur Beantwortung solcher Fragen kann auf eine umfassende, 
repräsentative Erhebung bei den deutschen Studierenden zu­
rückgegriffen werden, die über einen längeren Zeitraum de­
ren politische und gesellschaftliche Vorstellungen, Intentio­
nen und Verhaltensweisen erfasst. Der erste Studierendensur­
vey fand vor 25 Jahren statt: im Wintersemester 1982/83; mitt­
lerweile liegt eine Zeitreihe von zehn Erhebungen vor; die 
letzte fand im WS 2006/07 statt. 

Damit liegt eine einmalige Datenquelle für Fragen der Ent­
wicklung und des Wandels für diesen Zeitraum vor. In diesem 
Bericht steht die zeitliche Entwicklung der politischen Haltun­
gen für die deutsche Studierendenschaft an Universitäten und 
Fachhochschulen im Vordergrund. An den zehn Erhebungen 
zwischen 1983 und 2007 haben sich insgesamt fast 88.000 Stu­
dierende beteiligt; sie studieren an 25 Hochschulen, die über 
die Bundesländer streuen: Anlage und Durchführung des Stu­
dierendensurveys werden im Anhang erläutert. 

Zur Präsentation der Daten 
Der thematische Bereich "Politischen Orientierungen und ge­
sellschaftliche Vorstellungen" bildete von Anfang an einen 
integralen Teil des Studierendensurveys. Trotz der Wichtigkeit 
dieses Bereiches von Politik und Gesellschaft wurden wegen 
anderer aktueller Schwerpunkte einzelne Fragen oder Items 
zeitweise ausgesetzt (entsprechend einem allgemeinen Rotati­
onsprinzip für etwa ein Fünftel der Fragen). 

In den Tabellen, Abbildungen und Textteilen wird jeweils 
darauf hingewiesen, auf welche Zeitpunkte und Erhebungen 
sich die Daten beziehen. Einzelne Ausfälle betreffen vor allem 
die aktuelleren Zeitpunkte von 2001 (8. Erhebung) und 2007 
(10. Erhebung). Zur übersichtlicheren Darstellung wird außer­
dem zum Teil nur auf jene Zeitpunkte in der Darstellung (Ta­
bellen, Abbildungen) zurückgegriffen, die für die Entwicklung 
signifikant sind und bestimmte Phasen charakterisieren. Da 
sich die Befunde der einzelnen Unterthemen (Interesse und 
Beteiligung, demokratische Haltungen, politische Richtungen 
und Ziele, alternative Orientierungen und Protest) jeweils 
gegenseitig stützen und in den allgemeinen Trend einfügen, 
erscheint dieses Vorgehen berechtigt. 

Eine vollständige Wiedergabe aller Daten über die gesam­
te Zeitreihe ist dem Datenalmanach zu entnehmen (Simeaner 
u.a. 2007). Darin sind, thematisch gegliedert, alle Daten nach 
Hochschulart und Fachrichtung aufgeführt, auch jene über 
"Politische Vorstellungen und Partizipation". Er ist im Internet 
über die Homepage der AG Hochschulforschung an der Uni­
versität Konstanz vollständig ausgelegt: http://www. uni­
konstanz.de/studierendensurvey. 



Abbildung 1 
Politisches Interesse der Studierenden (1983 - 2007) 
(Skala von 0 = gar nicht bis 6 = sehr stark interessiert; Angaben in Prozent für Kategorien  
5-6 = stark politisch interessiert) 

Starkes politisches Interesse 

Früheres Bundesgebiet 

1983 

1985 45 

1987 48 

1990 

Deutschland 

1993 46 

1995 42 

1998 39 

2001 46 

2004 42 

372007 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
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2 Politisches Interesse und Partizipation 


Über die Entwicklung des politischen Interesses der Stu­
dierenden werden unterschiedliche Diagnosen gestellt. 
Auskunft dazu geben die studentischen Antworten zu 
den Fragen nach ihrem politischen Interesse und nach 
dem Stellenwert von Politik und öffentlichem Leben. Für 
die politische Partizipation ist zugleich aufschlussreich, 
welche Form der Beteiligung die Studierenden wählen: 
Bevorzugen sie die Teilnahme in einer formalen Organi­
sation (wie z.B. in Parteien) oder sind sie eher in infor­
mellen Gruppierungen (wie z.B. Bürgerinitiativen)? Wie 
hat sich zudem ihre Urteilsfähigkeit und ihre Verant­
wortlichkeit im politischen Feld entwickelt, denn beides 
sind wichtige Voraussetzungen für eine aktive Mitwir­
kung. 

2.1 	 Politisches Interesse und Stellenwert 
von Politik 

Die Frage nach dem politischen Interesse ist zwar ein einfa­
cher, aber durchaus aussagekräftiger Indikator für die Einstel­
lung zur Politik zwischen aktiver Aufmerksamkeit und passiver 
Distanz (vgl. Milbrath 1965). Damit ist eine wichtige Kompo­
nente zur Verortung der Studierenden im politischen Feld er­
fasst: die Aufgeschlossenheit für das öffentliche Geschehen. 

Starker Rückgang des politischen Interesses 
Die Zeitreihe zum politischen Interesse der Studierenden doku­
mentiert im Trend einen drastischen Rückgang, trotz gewisser 
Konjunkturen. Wenige Haltungen der Studierenden haben 
sich im Zeitraum zwischen 1983 und 2007 dermaßen geändert, 
wie sich im Vergleich von drei Zeitpunkten eindringlich zeigt: 
• 	 1983 bezeichnen sich 54% der Studierenden als stark poli­

tisch interessiert; 
• 	 1993 ist dieser Anteil Studierender mit starkem politischen 

Interesse auf 46% gefallen; 
• 	 2007 stufen sich nur noch 37% der Studierenden als stark 

politisch interessiert ein. 

Die an Politik stark interessierten Studierenden sind von 
einer knappen Mehrheit zu einer Minderheit geschrumpft. Im 
Jahr 2007 gestehen 21% der Studierenden ein, kein oder nur ein 
geringes politisches Interesse zu haben. In naher Zukunft ist 
eine erneute, stärkere Zunahme des politischen Interesses bei 
den Studierenden nicht zu erwarten - vielmehr hat sich offen­
bar ihr politisches Interesse auf niedrigem Niveau eingepen­
delt. Für Studierende, die die kommende gesellschaftliche Elite 
bilden und wichtige Berufspositionen einnehmen werden, 
muss dieser Rückzug aus dem Feld der Politik als problema­
tisch gelten, weil er zugleich einen Abschied von öffentlicher 
Verantwortung darstellt. 

Mehr politisches Desinteresse bei Studentinnen 
Beim politischen Interesse besteht ein auffälliger Unterschied 
nach dem Geschlecht, und zwar in allen Erhebungen seit 1983. 
Der Rückzug aus der Politik ist bei den Studentinnen noch stär­
ker als bei den Studenten ausgefallen: Der Anteil mit starkem 
politischen Interesse ist bei den Studentinnen zwischen 1983 
und 2007 von 45% auf nur 29% zurückgegangen; bei den Stu­
denten ist der Rückgang von 58% auf 47% nicht ganz so extrem. 

Von den Studentinnen äußern sich 2007 mittlerweile 26% 
als an Politik gänzlich desinteressiert, von den Studenten mit 
16% weit weniger. Diese geäußerte weibliche Passivität gegen­
über der Politik steht in gewissem Widerspruch zu den Appel­
len eines „Gender Mainstreaming“, d.h. für mehr Partizipation 
der Frauen im öffentlichen Bereich. 

Geringeres politisches Interesse an Fachhochschulen 
An den Universitäten war bis zum Ende der 90er Jahre das 
politische Interesse der Studierenden stets deutlich höher als 
an den Fachhochschulen. Die Abnahme politisch Interessierter 
erfolgte demnach zwischen 1983 und 1993 fast parallel an 
beiden Hochschularten: 
• 	 an den Universitäten von 55% auf 44%;  

• an den Fachhochschulen von 45% auf 35%.
 
Im neuen Jahrtausend ist eine auffällige Annäherung im politi­
schen Interesse der Studierenden an beiden Hochschularten 

eingetreten: An den Universitäten äußern 2007 nurmehr 37% 

der Studierenden, an den Fachhochschulen 33% ein starkes 

Interesse an Politik (vgl. Tabelle 1).  
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Tabelle 1 
Politisches Interesse der Studierenden nach Hochschulart und 
Fachrichtungen (1983, 1993 und 2007) 
(Skala von 0 = gar nicht bis 6 = sehr stark; Angaben in Prozent für Kategorien 
5-6 = stark politisch interessiert) 

Starkes politisches 
Interesse 1983 1993 2007 

Rück­
gang1) 

Universitäten 55 44 37 -18 

 Kulturwissenschaften 56 47 39 -17 

 Sozialwissenschaften 64 47 45 -19 

 Rechtswissenschaft 66 61 55 -11 

Wirtschaftswissensch. 61 49 41 -20 

Medizin 48 32 27 -21 

 Naturwissenschaften 48 38 30 -18 

 Ingenieurwissenschaften 47 41 36 -11 

Fachhochschulen 45 35 33 -12 

Sozialwissenschaften 58 44 32 -26 

Wirtschaftswissensch. 46 41 32 -14 

 Ingenieurwissenschaften 41 32 35 -6 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) in Prozentpunkten zwischen 1983 und 2007. 

Erheblicher Wandel im politischen Interesse nach 
Fächergruppen 
Die Verhältnisse in den Anteilen politisch interessierter Studie­
render in den verschiedenen Fachrichtungen haben sich zwi­
schen 1983 und 2007 entscheidend gewandelt. Im Vergleich 
der Fächergruppen an Universitäten lagen im Hinblick auf das 
starke politische Interesse in den 80er Jahren die Juristen (66%) 
und die Sozialwissenschaftler (64%) nahezu gleich auf an der 
Spitze: eine gewisse Konfrontation im politischen Engage­
ment. Nun weisen 2007 die Juristen mit Abstand das höchste 
Interesse auf: Immer noch sind von ihnen 55% stark politisch 
interessiert - sie stehen allein im Vordergrund der politischen 
Bühne. 

Mit gewissem Abstand folgen drei Fachrichtungen: die So­
zialwissenschaften (zurückgefallen auf 45%), die Wirtschafts­
wissenschaften (halten sich bei 41%) knapp vor den Kulturwis­
senschaften (39%). In den anderen universitären Fachrichtun­
gen ist das politische Interesse noch geringer: Am stärksten hat 
es sich in der Medizin verringert, wo nur noch 27% ein hohes 
politisches Interesse angeben, damit  weniger als in den Inge­
nieurwissenschaften (36%) oder Naturwissenschaften (30%). 

An den Fachhochschulen dominierten 1983 mit 58% hohem 
politischen Interesse eindeutig die Studierenden der Sozialwis­
senschaften (Sozialwesen/Sozialarbeit). Gegenwärtig ist das 
politische Interesse der Studierenden aller drei Fachrichtun­
gen an dieser Hochschulart viel geringer. Der Rückgang ist am 
größten bei den Studierenden des Sozialwesens, wo fast von ei­
nem Absturz im politischen Interesse gesprochen werden 
kann: 26 Prozentpunkte weniger. Nun besteht sogar ein gewis­
ser Vorsprung im politischen Interesse für die Ingenieurwis­
senschaften (35%) vor den Sozial- und den Wirtschaftswissen­
schaften (jeweils 32%) an Fachhochschulen. 

Die Intensität des politischen Interesses ist in allen Fächer­
gruppen zurückgegangen, allerdings in ganz unterschiedli­
chem Ausmaß. Er fiel in den Ingenieurwissenschaften an Fach­
hochschulen wie Universitäten sowie in der Rechtswissen­
schaft geringer aus; dagegen war er in den Sozialwissenschaf­
ten (Fachhochschule wie Universität) viel größer. Dadurch 
haben sich die Relationen zwischen den Fächergruppen und 
ihre Präsenz im politischen Feld verschoben. Dieser Wandel  
kann als eine Verschiebung in den Machtverhältnissen zwi­
schen den Studierenden der verschiedenen "Fakultäten" an 
den Hochschulen gesehen werden. Es hat sich eine gewisse 
Dominanz der Juristen ausgebildet und ihr Widerpart aus den 
Sozialwissenschaften hat sich entscheidend abgeschwächt. 

Geringerer Stellenwert von Politik und öffentlichem Leben 
Ein weiteres Indiz für den Rückzug der Studierenden aus der 
Politik ist der von ihnen dem Lebensbereich "Politik und öffent­
liches Leben" zugeschriebene Stellenwert. Dadurch wird indi­
ziert, welche Wichtigkeit für die Studierenden das „Öffentli­
che“ einnimmt und inwieweit ihr Handeln an „öffentlichen Tu­
genden“ ausgerichtet ist (vgl. Dahrendorf 1965). Die Wichtig­
keit von Politik und Öffentlichkeit wird von den Studierenden 
2007 wieder seltener als hoch eingestuft, ähnlich wie in der 
zweiten Hälfte der 90er Jahre. Für den Lebensbereich Politik 
und öffentliches Leben geht die Einstufung als sehr wichtig im 
langfristigen Trend von 39% (1983), über 32% (1993) auf nur 
noch 28% (2007) zurück (vgl. Tabelle 2). 

Tabelle 2 
Wichtigkeit von Politik und öffentlichem Leben für die 
Studierenden (1983 - 2007) 
(Skala von 0 = gar nicht bis 6 = sehr wichtig; Angaben in Prozent für Kategorien  
0-2 = weniger wichtig, 3-4 = eher wichtig, 5-6 = sehr wichtig) 

Politik und öffentliches Leben 
Früheres 
Bundesgebiet 

wenig 
wichtig 

eher 
wichtig 

sehr 
wichtig Insgesamt 

1983 18 43 39 100 

1985 22 45 33 100 

1987 22 46 32 100 

1990 18 45 37 100 
Deutschland 

1993 23 45 32 100 

1995 25 46 29 100 

1998 28 45 27 100 

2001 21 46 33 100 

2004 22 46 33 100 

2007 26 46 28 100 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 

Der Niedergang des Politischen bei den Studierenden ist 
nicht erst im neuen Jahrtausend eingetreten; er zeichnete sich 
bereits in der zweiten Hälfte der 90er Jahre ab. Es handelt sich 
demnach um einen längerfristigen Trend, der 2007 erneut 
einen Tiefpunkt erreicht hat. Der Abschied vieler Studierender 
vom öffentlichen Leben erscheint als nachhaltiger Prozess mit 
geringen Aussichten einer kurzfristigen Umkehr. 



Abbildung 2 
Wichtigkeit von Politik und Herkunftsfamilie für  
Studierende (1983 - 2007) 
(Skala von 0 = ganz unwichtig bis 6 = sehr wichtig; Angaben in Prozent für Kategorien 
5-6 = sehr wichtig) 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
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Rückgang des Öffentlichen zugunsten des Privaten 
Die Abnahme des politischen Interesses der Studierenden ist 
begleitet von einer starken Zunahme der Wertschätzung für 
den Lebensbereich „Eltern und Geschwister“, d.h. für die Her­
kunftsfamilie. Die Einschätzung dieses privaten Lebensbe­
reichs der Familie als „sehr wichtig“ steigt von 46% (1983) zuerst 
auf 53% (1993), dann über 67% (2001) bis auf 72% (2007). Im Jahr 
2007 stellen sowohl die Werte für Politik und öffentliches 
Leben (28%) als auch für Eltern und Geschwister (72%) jeweils 
ein Extrem in der Zeitreihe dar: zum einen den niedrigsten, 
zum anderen den höchsten Wert (vgl. Abbildung 2). 

Im Stellenwert von Öffentlichem und Privaten hat sich in 
den letzten 25 Jahren ein eindrücklicher Wandel vollzogen: 
Noch 1983 erscheinen beide Bereiche den Studierenden als fast 
gleich gewichtig. Seitdem hat sich die Schere immer weiter 
geöffnet: Schon 1993 besitzt das Privat-Familiäre ein deutliches 
Übergewicht und bis 2007 haben sich die Verhältnisse weiter 
zugunsten des Privaten verschoben. 

Die starke Renaissance der Herkunftsfamilie, verstanden 
als eine Rückbesinnung auf die private Einbindung und Tradi­
tion, ist von einiger Bedeutung für die gesellschaftliche Ent­
wicklung (vgl. Dahrendorf 1967). Denn ein Vorherrschen "pri­

vater Tugenden", bei einem Nachlassen der "öffentlichen Tu­
genden", kann als problematisch für die Demokratie angese­
hen werden. Es mag durchaus sein, dass das „Öffentliche“ den 
Studierenden allzu sehr als „Spektakel und Inszenierung“ 
erscheint, von dem sie sich abwenden. Folglich bedürfte es 
einer ernsthaften Rekonstruktion des Öffentlichen, um wieder 
die Anteilnahme der Studierenden daran zu gewinnen. 

2.2 Mitwirkung in Parteien und Initiativen 

Die Mitwirkung in Parteien und Initiativen ist ein konkreter 
Beleg für die gesellschaftliche Einbindung und das politische 
Engagement (vgl. Reigrotzki 1957). In diesem Zusammenhang 
ist von Interesse, inwieweit sich die Studierenden in festen 
Organisationen (wie Parteien, Gewerkschaften) beteiligen, 
oder ob sie die Betätigung in Initiativen, bei Aktionsprogram­
men oder in sozialen Gruppierungen vorziehen. Aufgrund 
ihrer sozialen Situation, als eine Phase der Entwicklung und 
des Übergangs, hatten die Studierenden schon früher eine 
größere Distanz zu formellen Organisationen und eine Präfe­
renz für Aktionen und Bewegungen (vgl. Adam 1965). 

Abschied von Bürgerinitiativen und von Parteien 
Die "Mitarbeit in politischen Parteien" steht für die formelle, 
die "Beteiligung an Bürgerinitiativen" für die informelle Mit­
wirkung am politischen Geschehen. In der Tat geben die Stu­
dierenden in allen Erhebungen häufiger die Beteiligung in 
Bürgerinitiativen an als die Mitarbeit in einer politischen Par­
tei. Insofern bestätigt sich die grundlegende Annahme einer 
studentischen Bevorzugung von informellen Mitwirkungsfor­
men, ohne längerfristige Bindungen:  
• An Bürgerinitiativen haben sich 1995 insgesamt 60% nicht 
beteiligt (und hatten es auch nicht vor); dieser Anteil stieg bis 
2004 auf 72% an, was eine Abwendung von den Bürgerinitiati­
ven in knapp zehn Jahren um 12 Prozentpunkte bedeutet.  
• Bei den politischen Parteien steigt der Anteil völlig distan­
zierter Studierender von 74% (1995) auf 79% (2004). Der Rück­
gang bei den Bürgerinitiativen ist demnach deutlich stärker 
ausgefallen als bei den politischen Parteien.  

Tabelle 3 
Mitwirkung von Studierenden in politischen Parteien und in 
Bürgerinitiativen (1995, 1998 und 2004) 
(Angaben in Prozent) 

Politische 
Parteien 

Mitarbeit oder Beteiligung1) 

ja, 
regel-
mäßig 

ja, 
manch- 

mal 

nein, 
habe es 

vor 

nein, 
auch 

nicht vor 
Insge-
samt 

1995 2 5 19 74 100 
1998 2 4 17 77 100 
2004 2 4 15 79 100 

Bürgerinitiativen

 1995 2 17 21 60 100 
1998 2 16 18 64 100 
2004 2 11 15 72 100 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) 2007 nicht erhoben. 
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Der Kreis an aktiven Studierenden  beträgt für die Bürger­
initiativen nur mehr 13%; bei den politischen Parteien liegt er 
nun bei 6%. Dabei ist bemerkenswert, dass der Kern der Aktivis­
ten, die sich regelmäßiger beteiligen, bei Parteien wie Bürger­
initiativen unverändert und gleichermaßen 2% beträgt. Damit 
ist eine Annäherung im Umfang vorgesehener Aktivitäten 
zwischen beiden Formen der politischen Partizipation erfolgt. 

Auch in Zukunft werden weder Bürgerinitiativen noch po­
litische Parteien mit einem größeren Zulauf von Studierenden 
rechnen können. Denn der Anteil Studierender, die für später 
eine Beteiligung vorhaben, ist bei den Bürgerinitiativen von 
21% (1995) auf 17% (2004) gefallen, bei den politischen Parteien 
im gleichen Zeitraum von 19% auf 15%. Demnach ist auch bei 
der potentiellen Mitwirkung ein Rückgang festzustellen, der 
ebenfalls als nachhaltiger Prozess einzustufen ist. 

Politische Mitwirkung nach Fächergruppen 
In der Regel sind Studierende der verschiedenen Fachrichtun­
gen eher in einer Bürgerinitiative tätig als in einer politischen 
Partei zu finden. Aber die Differenzen zwischen beiden Beteili­
gungsformen sind nicht über alle Fachrichtungen gleich. In 
Bürgerinitiativen beteiligen sich 2004 die Studierenden des So­
zialwesens an Fachhochschulen (24%) und der Sozialwissen­
schaften an Universitäten (18%) am häufigsten. Bei dieser infor­
mellen Mitwirkung haben sie ihren traditionellen Vorsprung 
gehalten. Am wenigsten wirken Studierende der Wirtschafts­
wissenschaften (an Universitäten wie Fachhochschulen) in 
Bürgerinitiativen mit; ebenso wenig sind es in der Medizin - 
mit jeweils nur 8% Beteiligung in diesen Fachrichtungen. 

Die Parteien sprechen zwar  ebenfalls Studierende der So­
zialwissenschaften an (8%), aber in nahezu gleichem Umfang 
die der Rechtswissenschaft an Universitäten und der Wirt­
schaftwissenschaften an Fachhochschulen (jeweils 7% aktive 
Beteiligung). Am geringsten ist die Mitwirkungsquote in Par­
teien bei Studierenden der Naturwissenschaften mit nur 3%. 

Tabelle 4 
Politische Mitarbeit in Parteien und Bürgerinitiativen nach 
Fachrichtungen (WS 2003/04) 
(Angaben in Prozent für Kategorien „manchmal“ und „häufig“ zusammen) 

Universitäten Bürgerinitiativen Politische Parteien 

Kulturwissenschaften 14 6 

Sozialwissenschaften 18 8 

Rechtswissenschaft 11 7 

Wirtschaftswissenschaften 8 4 

Medizin 8 5 

Naturwissenschaften 11 3 

Ingenieurwissenschaften 12 5 

Fachhochschulen 

Sozialwissenschaften 24 5 

Wirtschaftswissenschaften 8 7 

Ingenieurwissenschaften 14 6 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) 2007 nicht erhoben. 

Differenzen bei den Beteiligungsformen 
Aufschlussreich ist außerdem die Differenz zwischen den ver­
schiedenen Fachrichtungen bei diesen beiden Formen der 
Beteiligung, entweder in Parteien oder bei Bürgerinitiativen: 
• 	 Studierende der Sozialwissenschaften üben beide Formen 

öfters aus; allerdings besteht bei ihnen ein klarer Vorsprung 
für die Bürgerinitiativen, die sie wegen ihrer mehr idealisti­
schen Grundhaltung bevorzugen. 

• 	 In der Rechtswissenschaft besteht gegenüber den Bürger­
initiativen eine gewisse Distanz. Aber die Betätigung in ei­
ner politischen Partei ist bei ihnen vergleichsweise häufiger, 
weil sie ihren eher formellen Karriereansprüchen mehr ent­
spricht. 

• 	 Kaum einen Zugang zu der einen wie der anderen Form 
politischer Beteiligung suchen die Studierenden der Medi­
zin und der Wirtschaftswissenschaften an Universitäten. 

• 	 Weniger groß ist mittlerweile die Zurückhaltung bei Stu­
dierenden der Ingenieurwissenschaften an Universitäten 
wie Fachhochschulen, die in Bürgerinitiativen wie in Partei­
en etwas häufiger als früher mitwirken. 

Die geringe Quote von politischem Interesse und aktiver 
Mitwirkung, gleichgültig in welcher Form, verweist auf eine 
verbreitete politische Passivität in vielen Fachrichtungen, die 
in der Medizin und in den Wirtschaftswissenschaften häufig 
Züge von Apathie angenommen hat. Die Differenz zwischen 
Jura und Sozialwissenschaften hat einige Tradition eines unter­
schiedlichen Machtverständnisses: Die angehenden Juristen 
suchen eher die formellen Formen und konventionelle Wege 
einer Herrschaftsausübung, die Sozialwissenschaftler eher die 
informellen Wege einer Einflussnahme und Machthabe.  

Rückgang der Beteiligung in anderen politischen Gruppen 
Eine Reihe anderer politischer Gruppen kann für Studierende 
eine Plattform für Engagement und Mitwirkung am öffentli­
chen Leben sein, die bei einer Beschränkung auf Parteien und 
Bürgerinitiativen übersehen werden könnten. Daher wird 
ebenfalls nach der Mitarbeit und Beteiligung in Gewerkschaf­
ten, Umweltgruppen, Menschenrechtsgruppen sowie in Frau­
en/Männergruppen gefragt. 

In allen diesen politischen Gruppierungen ist für den Zeit­
raum von 1995 bis 2004 ein Rückgang oder eine Stagnation in 
der studentischen Mitwirkung festzustellen (die sich in 2007 
fortgesetzt haben dürfte): 
• 	 Die Zunahme der Abstinenz ist am größten bei den Umwelt­

schutzgruppen, und  zwar um beachtliche 19 Prozentpunk­
te: von 43% (1995) auf 62% (2004) prinzipiell teilnahmsloser 
Studierender, die sich weder aktuell noch zukünftig enga­
gieren wollen. 

• 	 Gering ist der Rückgang bei den Menschenrechtsgruppen 
(minus 2 Prozentpunkte) und ebenfalls bei den Frauen-
bzw. Männergruppen (mit minus 3 Prozentpunkten); auch 
bei den Gewerkschaften gibt es eine etwas geringere Betei­
ligung der Studierenden. 
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Die Beteiligungsformen der Studierenden weisen für 2004 
eine klare Stufung auf, weil alle Möglichkeiten der Partizipati­
on von einem Rückgang betroffen sind; diese Stufung dürfte 
auch 2007 unabhängig von kleinen prozentualen Änderungen 
weitgehend Bestand haben: 

1. Die meisten Studierenden sind nach wie vor in einer 
Umweltschutzgruppe aktiv, trotz des Rückgangs von 21% auf 
nur noch 14%. 

2. Es folgen die Bürgerinitiativen mit 12% Aktiven, wenn­
gleich die meisten nur manchmal sich beteiligen (darunter 2% 
regelmäßig). 

3. Danach folgen die Menschenrechtsgruppen (mit einem 
gewissen Rückgang von 9% auf 7%), die einem Teil der Studie­
renden wichtig geblieben sind. 

4. Erst dann platzieren sich die politischen Parteien (mit 
6%), die nur recht wenige Studierende zur aktiven Mitarbeit 
erreichen. 

5. In den Frauen-/Männergruppen sind nicht mehr als 4% 
der Studierenden aktiv (früher noch 6%), wobei die Studentin­
nen kaum öfters in ihnen mitwirken, und zwar zu 5%.  

6. Schließlich wird die Mitwirkung in Gewerkschaften  am 
seltensten gesucht: 3% der Studierenden (früher 4%) sind 
manchmal oder regelmäßig bei ihnen aktiv. 

Gestiegene Teilnahmslosigkeit in allen politischen Feldern 
Anhand der behandelten Indikatoren ist zu bilanzieren, dass 
die Bindung in Gesellschaft und Gemeinschaft unter den Stu­
dierenden erheblich nachgelassen hat. Nicht nur die Apathie 
hat unter ihnen zugenommen, sondern auch ein Mehr an 
Entfremdung ist bei ihnen zu beobachten - die nicht zuletzt 
durch Unübersichtlichkeiten und affektive Distanz bestimmt 
ist. Der Verlust an Bindung, der sich in den distanzierteren 
Haltungen und einer nachlassenden Mitwirkung ausdrückt, 
weist auf zunehmende Desintegration und Anomie hin. Der 
Rückzug auf den privaten Bereich und die Abwendung von 
öffentlichem Engagement ist eine weitere beachtenswerte 
Tendenz, bedeutet sie doch einen Verzicht auf öffentliche 
Verantwortung und ihre Einübung in der Studienphase. 

2.3 	 Voraussetzungen für politisches Interesse 
und Partizipation 

Für das Interesse an Politik ist maßgeblich, ob die politischen 
Verhältnisse als erfassbar gelten und ein Urteil über das Ge­
schehen möglich scheint; ebenso wichtig dürfte sein, dass man 
davon überzeugt ist, eine öffentliche Verantwortung zu haben, 
d.h. Gleichgültigkeit gegenüber Politik als verantwortungslos 
gilt. Sowohl die kognitive Komponente (Urteilsfähigkeit) als 
auch die moralische Komponente (Verantwortlichkeit) stehen 
mit dem politischen Interesse in einem engen Zusammenhang 
(vgl. Lind/Sandberger/Bargel 1985). 

Kognitive Komponente: Urteilsfähigkeit 
Interesse und Teilnahme am öffentlichen Geschehen werden 
unterstützt durch die Nachvollziehbarkeit und Verstehbarkeit 

von Politik. Denn erscheint sie als undurchschaubar oder un­
übersichtlich, wird einer solchen Überforderung ausgewichen 
und das Interesse daran geht zurück. 

In den letzten Jahren ist eine Verringerung dieser kogniti­
ven Kompetenz bei den Studierenden eingetreten. Sie geste­
hen häufiger ein, dass für sie die politischen Vorgänge allzu 
kompliziert geworden sind und sie deshalb Urteilsprobleme 
haben: Dies bestätigten  1985 insgesamt 15%, aber 54% lehnten 
dies für sich ab; bei der Erhebung 2004 (zuletzt erfragt) lehnen 
es nur noch 46% ab, aber 18% halten es für völlig zutreffend. Es 
handelt sich um keine größere, aber bezeichnende Verschie­
bung in den Zuschreibungen der Studierenden über ihre Ur­
teilsfähigkeit zur Politik (vgl. Tabelle 5). 

Tabelle 5 
Kompliziertheit von Politik im Urteil der Studierenden  
(1985, 1995, 2004) 
(Skala von 0 = stimmt überhaupt nicht bis 6 = stimmt voll und ganz; Angaben in Prozent für 
Kategorien 0-2 = stimmt wenig, 3-4 = eher, 5-6 = stimmt völlig) 

Kompliziertheit 
von Politik 

1985 1995 20041)

 wenig 54 57 46 -

eher 31 31 36 

völlig 15 12 18 

Insgesamt 100 100 100 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Item 2007 nicht erhoben 

Moralische Komponente: Verantwortlichkeit 
Die moralische Aussage, dass politische Gleichgültigkeit ver­
antwortungslos sei, bejahten 1983 noch 64% der Studierenden 
in starkem Maße, nur 10% befürworteten sie nicht. Nach der 
Jahrtausendwende stimmen 2004 in überzeugter Weise nur 
mehr 50% zu; immerhin 14% finden sich damit ab oder vernei­
nen diese moralische Forderung sogar (vgl. Tabelle 6). 

Tabelle 6 
Verantwortlichkeit gegenüber Politik im Urteil der 
Studierenden (1985, 1995, 2004) 
(Skala von 0 = stimmt überhaupt nicht bis 6 = stimmt voll und ganz; Angaben in Prozent für 
Kategorien 0-2 = stimmt wenig, 3-4 = eher, 5-6 = stimmt völlig) 

Gleichgültigkeit ist 
verantwortungslos 

1985 1995 20041)

 wenig 12 14 13 

eher 28 34 36 

völlig 60 52 51 

Insgesamt 100 100 100 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Item 2007 nicht erhoben 

Die Abnahmen bei der moralischen Verpflichtung zur Poli­
tik und bei der kognitiven Urteilsfähigkeit über das politische 
Geschehen sind zwar nicht so erheblich wie bei der Verringe­
rung des politischen Interesses, aber sie sind bemerkenswert 
und stützen die Distanz vieler Studierender gegenüber der 
allgemeinen Politik und einer öffentlicher Betätigung. 



Abbildung 3 
Verantwortlichkeit und Urteilsfähigkeit nach dem  
politischen Interesse der Studierenden (WS 2003/04) 
(Skala von 0 = trifft gar nicht zu bis 6 = trifft voll und ganz zu; Angaben in Prozent für  
zusammengefasste Kategorien 5-6 bzw. 0-1) 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
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Denn das politische Interesse wird in starkem Maße durch 
die kognitive Kompetenz und die moralische Verpflichtung 
gestützt: Die Korrelation beträgt +.49 bei der moralischen und 
-.41 bei der kognitiven Kompetenz (negative Formulierung des 
Items). Dies kann als ein recht enger Zusammenhang aufge­
fasst werden, der sich veranschaulichen lässt, wenn die Vertei­
lung dieser beiden Komponenten nach der Stärke des politi­
schen Interesses betrachtet wird. 

Ein hohes politisches Interesse wird fast durchweg von der 
starken Bejahung der Verantwortlichkeit gestützt (79%) und ist 
von einer überzeugten Urteilsfähigkeit getragen (75%). Ganz 
anders bei geringerem Interesse am politischen Geschehen: 
Dann schreibt sich höchstens ein Viertel dieser Studierenden 
eine kognitive Kompetenz zu und akzeptiert die moralische 
Verpflichtung (vgl. Abbildung 3). 

Bei geringerer Akzeptanz einer öffentlichen Verantwort­
lichkeit und bei schwächerer politischer Urteilsfähigkeit kann 
es nicht ausbleiben, dass das politische Interesse zurückgeht. 
Auffällig ist außerdem, dass bei großem politischem Interesse 
die Stellungnahmen entschiedener ausfallen, während bei 
einem schwächeren politischen Interesse auch die moralische 
Verpflichtung zur Politik ebenso wie die Verstehbarkeit des 
politischen Geschehens uneindeutiger eingeschätzt werden. 

Stützen der demokratischen Partizipation: Interesse, 
Verantwortlichkeit und Urteilsfähigkeit 
Als Voraussetzungen demokratischer Partizipation werden 
drei Komponenten angeführt: die kognitive, die affektive und 
die evaluative Komponente (Almond/Verba 1963, S. 21). Ihre 
Kombination bestimmt, wie die Haltung zur Beteiligung aus­
fällt: als Bindung (allegiance), als Apathie (apathy) oder als Ent­
fremdung (alienation). Im Studierendensurvey werden alle 
drei Komponenten erfasst. 

Sowohl die Mitarbeit in Bürgerinitiativen als auch die Mit­
wirkung in einer Partei geschehen in größerem Umfang, wenn 
alle drei Komponenten für die Studierenden zusammen kom­
men. Jede einzelne Komponente erhöht die Teilnahme: was 
sich darin ausdrückt, dass in den Parteien und Bürgerinitiati­
ven jene Studierenden tätig sind, die ein hohes Interesse zei­
gen, Gleichgültigkeit für verantwortungslos halten und sich 
eine hohe Urteilsfähigkeit zuschreiben (vgl. Tabelle 7). 

Tabelle 7 
Beteiligung in Bürgerinitiativen und Parteien und Komponenten 
des affektiven Interesses, der moralischen Verantwortlichkeit 
und der kognitiven Urteilsfähigkeit (WS 2003/04) 
(Angaben in Prozent) 

Teilnahme in ... 
Bürgerinitiativen 

Politisches 
Interesse 

hoch 

Verantwort- 
lichkeit 

hoch 

Urteils-
fähigkeit 

hoch 

 ja, regelmäßig 73 68 51 

 ja, gelegentlich 60 67 41 

 nein, später 54 61 31 

 nein, nie 36 45 28 

Parteien 

 ja, regelmäßig 86 80 68 

 ja, gelegentlich 75 72 55 

 nein, später 67 70 43 

 nein, nie 35 45 26 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 

Für die Mitwirkung in Parteien ist offenbar im Vergleich 
zur Beteiligung an Bürgerinitiativen ein deutliches Mehr an 
politischem Interesse, an moralischer Verpflichtung und kog­
nitiver Kompetenz vonnöten. Vor allem die Verantwortlichkeit 
hebt die völlig Desinteressierten deutlich von den anderen Stu­
dierenden ab, seien diese nun regelmäßige Aktivisten, gele­
gentliche Helfer oder potentielle Kandidaten für die Zukunft.  

Da sich im Hinblick auf ein öffentliches Engagement und 
die Mitarbeit in Parteien oder anderen Gruppierungen alle drei 
Komponenten als bedeutsam erweisen, reicht es für eine Stär­
kung der Partizipation nicht aus, nur an das affektive Interesse 
zu appellieren, vielmehr bedürfte es einer Bildung der Urteils­
fähigkeit und einer Stärkung der Verantwortungsbereitschaft 
durch rechtzeitige Möglichkeiten der Übernahme und Aus­
übung von öffentlicher Verantwortung. 



13 POLITISCHE POSITIONEN: RICHTUNGEN UND LAGER 

3 Politische Positionen: Richtungen und Lager 


Die politischen Positionen der Studierenden können auf 
drei Ebenen untersucht werden: der sehr allgemeinen 
Links-Rechts-Einstufung, der Haltung gegenüber politi­
schen Grundrichtungen und der konkreten Unterstüt­
zung einzelner politischer Ziele. Dabei ist nicht nur die 
zeitliche Entwicklung aufschlussreich, sondern auch die 
Veränderungen in den Zusammenhängen. Insbesondere 
das Profil der politischen Ziele für die Anhänger verschie­
dener politischer Grundrichtungen liefert Einblicke in 
mögliche Koalitionen und Kontroversen. Dadurch wird 
ersichtlich, wie sich das politische Verständnis der Stu­
dierenden gewandelt hat. Der zeitliche Vergleich belegt 
einen nachhaltigen politischen Meinungswandel in der 
Studentenschaft. 

3.1 Einordnung im Links-Rechts-Schema 

Die Bestimmung der politischen Position zwischen Links und 
Rechts wird oft als überholt angesehen, weil sie nicht mehr zu­
treffend Überzeugungen zusammenfasst (vgl. Klingemann 
1972). Die befragten Studierenden können sie zumindest vor­
nehmen, allerdings sind zwei Frage daran zu richten: Erstens, 
wie viele Studierende verweigern diese Einschätzung, und 
zweitens, welche politischen Richtungen und Ziele verbinden 
sich mit dieser Einstufung – ergeben sich sinnvolle Profile bei 
einer solchen Zuordnung? 

Mehr Urteilsenthaltungen beim politischen Standort 
Zwischen 1983 und 1998 hatte sich der Anteil Studierender, die 
keine Einordnung ihrer politischen Richtung im Links-Rechts-
Spektrum vornehmen wollten, kaum verändert: Der Anteil lag 
durchweg bei etwa 10%. Erst mit dem neuen Jahrtausend ist die 
Urteilsenthaltung sprunghaft angestiegen und hat sich 2001 
und 2007 bei 15% bzw. 16% eingependelt; damit hat sie sich auf 
recht hohem Niveau stabilisiert (vgl. Tabelle 8). 

Die häufigere Enthaltung spräche dafür, dass das Links-
Rechts-Schema einem größeren Teil der Studierenden nicht 
mehr zutreffend zur Kennzeichnung ihres politischen Standor­
tes erscheint; es könnte aber auch daran liegen, dass mit dem 
geringeren politischen Interesse die Einnahme politischer 
Positionen sich in grundsätzlicher Weise abgeschwächt hat.  

Bei dem Verzicht auf eine Einstufung im Links-Rechts-Spek­
trum besteht ein bezeichnender Unterschied zwischen Studie­
renden an Universitäten und Fachhochschulen: An den Fach­
hochschulen war er stets etwas größer, in früheren Zeiten um 
vier bis sechs Prozentpunkte mehr. Im neuen Jahrtausend hat 
sich diese Differenz verringert und beträgt 2007 nur noch zwei 
Prozentpunkte: 14% an Universitäten, 16% an Fachhochschulen 
sehen von einer Einordnung ab. 

Weniger Studierende ordnen sich politisch als „links“ oder 
als „rechts“ ein 
Die meisten Studierenden sind nach wie vor in der Lage, die 
Einordnung ihres Standortes im Links-Rechts-Schema vorzu­
nehmen, wobei sich aufschlussreiche Entwicklungen zwischen 
1983 und 2007 ergeben (vgl. Tabelle 8). 
• 	 Der Anteil Studierender ist gesunken, der sich als klar links 

einstuft: von 29% auf 25%, nachdem zwischenzeitlich, Mitte 
der 90er Jahre, der Anteil auf ein Drittel gestiegen war.  

• 	 Die Anteile Studierender, die sich entweder eher als links 
(25% bis 27%) oder eher als rechts (10% bis 13%) verstehen, hat 
im Zeitverlauf weniger geschwankt. 

• 	 Ein gewisser Rückgang ist auch bei jenen festzustellen, die 
sich als klar rechts bezeichnen: von 5% bis 6% (in den 80er 
Jahren) auf 2% bis 3% im neuen Jahrtausend. 

Tabelle 8 
Selbsteinordnung der Studierenden zwischen Links und Rechts 
im Vergleich zur Bevölkerung (1983 - 2007) 
(Skala von links = 1 bis 7 = rechts und „kann ich nicht beurteilen“ = 8; Angaben in Prozent für 
Kategorien 1-2 = klar links, 3 = eher links, 4 = Mitte, 5  = eher rechts, 6 - 7 =  rechts, 8 = kein 
Urteil) 

Politische Richtung 1) 

Früheres 
Bundesgebiet 

klar 
links 

eher 
links Mitte 

eher 
rechts 

klar 
rechts 

kein 
Urteil 

1983 29 26 19 12 5 9 

1985 29 25 19 11 6 10 

1987 29 25 19 13 5 9 

1990 29 27 19 12 4 9 

Deutschland 

1993 33 25 20 10 3 9 

1995 32 26 20 11 3 8 

1998 30 26 20 11 3 10 

2001 25 24 21 11 3 16 

2007 25 25 23 10 2 15 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 

1) 2004 nicht erhoben 

Gemäß der eigenen Einschätzung der Studierenden ist eine 
Abnahme auf den extremen Flügeln zu verzeichnen, auf der 
linken wie auf der rechten Seite. Gleichzeitig hat sich eine ge­
wisse Stärkung der Mitte ergeben. Dennoch sehen sich auch 
2007 die meisten Studierenden im Vergleich zur Bevölkerung 
auf der linken (50%), viel seltener auf der rechten Seite (12%).  

Stärkerer Rückgang linker Studierender an Universitäten  
An den Universitäten war bis in die 90er Jahre das linke Poten­
tial weit stärker: Nahezu ein Drittel der Studierenden ordnete 
sich damals als eindeutig links ein gegenüber einem knappen 
Viertel an den Fachhochschulen. Mit dem starken Rückgang 
von Vertretern linker Positionen seit 1993 an den Universitäten 
(von 34% auf 25%) hat im neuen Jahrtausend eine Angleichung 
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an die Verhältnisse an den Fachhochschulen stattgefunden, 
wo sich 2007 zuletzt 22% als klar links bezeichnen. 

An beiden Hochschularten hat die Einstufung als "Mitte" in 
gleicher Weise etwas zugenommen und beläuft sich nun auf 
etwa ein Viertel. Stets aber gab es an den Fachhochschulen 
etwas mehr Studierende, die sich als rechts eingestuft haben. 
Die Differenz zu den Universitäten hat zumeist annähernd 10 
Prozentpunkte betragen, ging zuletzt auf 4 Prozentpunkte 
zurück (mit 12% zu 16% rechter Einstufung).  

Studentinnen stufen sich häufiger als „links“ ein,  
weit weniger als "rechts" 
Studentinnen stufen ihren politischen Standort anders ein als 
die Studenten, und zwar in allen Erhebungen. Sie sehen sich 
häufiger als eindeutig links (zuletzt 27% zu 22%); zugleich weit 
seltener als rechts: Von den Studenten bezeichnen sich 2007 
immerhin 19% als mehr oder weniger rechts, von den Studen­
tinnen aber nur 7%. 

Auffällig häufiger geben die Studentinnen kein Urteil über 
ihren politischen Standort ab: 2007 zu 19% gegenüber 9% der 
Studenten. Diese hohe Differenz bei der Urteilsenthaltung 
nach dem Geschlecht hat sich vor allem im neuen Jahrtausend 
ergeben. Insofern bestätigt sich darin das geringere Interesse 
an Politik, das die Studentinnen äußern. 

3.2 Haltung zu politischen Grundrichtungen 

Zu sechs politischen Grundrichtungen, die im politischen Feld 
konkurrieren, geben die Studierenden an, inwieweit sie mit de­
ren Positionen übereinstimmen oder sie ablehnen. Es handelt 
sich um folgende Richtungen: christlich-konservativ, grün-al­
ternativ, liberal, kommunistisch-marxistisch, national-konser­
vativ und sozialdemokratisch. Mit dieser Frage wird keine Par­
teibindung oder gar eine Wahlabsicht angesprochen, sondern 
die politische Richtungspräferenz der Studierenden soll erfasst 
werden. Ihre Antworten ermöglichen es, sie nach eindeutigen 
Anhängern und nach Gegnern zu unterscheiden sowie die 
Uneindeutigen (neutral) auszuweisen. 

Präferenz für die sozialdemokratische und die 
grün-alternative Grundrichtung 
Im Vordergrund stehen für die Studierenden immer die sozial­
demokratischen und die grün-alternativen Grundrichtungen 
mit einer Anhängerschaft zwischen 30% und 40% - in gegensei­
tiger Zu- und Abnahme. Bei der Erhebung 2007 kann die sozial­
demokratische Grundrichtung mit 66% Zustimmung (darunter 
36% Anhänger) die Spitze aller Grundrichtungen einnehmen. 
Sie liegt vor der grün-alternativen Grundrichtung, die 56% Be­
fürwortung erreicht, darunter bei 30% eine starke Zustim­
mung. Die sozialdemokratische Haltung stellt für die Studie­
renden offenbar eine akzeptable aber diffuse Grundstimmung 
dar, der zwei Drittel zustimmen können und die kaum auf Ab­
lehnung stößt. 

Die grün-alternative Grundrichtung erfährt mehr Gegner­
schaft, sie ist etwas umstrittener. Obwohl die Zustimmung zu 
dieser Grundrichtung überwiegt, ist im Zeitverlauf die Anhän­
ger- wie die Gegnerschaft mehr Schwankungen unterworfen. 
Der Umfang der Zustimmung und Anhängerschaft zu den 
grün-alternativen Positionen hat im neuen Jahrtausend unter 
den Studierenden merklich nachgelassen (vgl. Abbildung 4). 

Distanzierung gegenüber der christlich-konservativen und 
der liberalen Grundrichtung 
Im Umfang der studentischen Zustimmung folgen, wie in den 
Jahren davor, die liberale mit 39% und die christlich-konserva­
tive Grundrichtung mit 32% Zustimmung. Darunter beträgt 
der Kreis der Anhänger unter den Studierenden bei den libera­
len 18% und bei den christlich-konservativen Positionen 14% (die 
jeweils entschieden zustimmen). Das  "Konservative" wie das 
"Christliche" ist den meisten Studierenden als politisches Ges­
taltungsprinzip weitgehend fremd, etwa ein Drittel steht ihm 
insgesamt aufgeschlossen gegenüber. Die Gegnerschaft ist im 
neuen Jahrtausend aber auffällig zurückgegangen: auf 32% 
(1995 noch 42%, 1985 sogar 44%). 

Auch das "Liberale" findet bei Studierenden als politische 
Grundrichtung recht wenig Anklang, wohl weil es vielen Stu­
dierenden allzu "ökonomisch" ausgerichtet erscheint, eine 
Sichtweise, die sie noch selten teilen. Dafür stößt diese Grund­
richtung auf wenig Gegnerschaft, nicht zuletzt deshalb, weil 
viele Studierende damit nicht so viel anfangen können, denn 
bei dieser Grundrichtung ist die "unentschiedene" Stellung­
nahme am häufigsten und erreicht fast ein Drittel (zuletzt 29%). 

Häufige Ablehnung der kommunistisch-marxistischen und 
der national-konservativen Grundrichtung 
Mit weitem Abstand folgt die kommunistisch-marxistische 
Grundrichtung, die seit der Wiedervereinigung ihre positive 
Resonanz zwar etwas erhöht hat, 2007 stimmen ihr 13% der 
Studierenden zu (in den 80er Jahren weniger als 10%), aller­
dings können weiterhin nur 4% bis 5% als Anhänger gelten. Am 
wenigsten Akzeptanz erfährt die national-konservative 
Grundrichtung, der mittlerweile 6% der Studierenden zustim­
men, zu der sich weiterhin aber nur 2% der Studierenden voll 
bekennen (vgl. Abbildung 4). 

Die beiden extremeren  Grundrichtungen auf der linken 
und rechten Seite des politischen Spektrums haben nach der 
Wiedervereinigung ihre Anhängerschaft etwas ausgeweitet  
und sich im neuen Jahrtausend auf vergleichsweise hohem 
Niveau stabilisiert. Sie haben vor allem bei den dezenten Be­
fürwortern und bei den neutralen Einschätzungen zugelegt. 

Weniger Gegnerschaft gegen extreme politische Positionen 
Die jeweilige Anhängerschaft der verschiedenen politischen 
Grundrichtungen hat sich im Zeitverlauf wenig verändert; 
größere Verschiebungen haben sich bei den Umfängen der 
Gegnerschaft eingestellt. 



Abbildung 4 
Anhänger und Gegner von politischen Grundrichtungen 
unter den Studierenden (1985 - 2007)1) 

(Skala von -3 = lehne völlig ab bis +3 = stimme völlig zu; Angaben in Prozent für Kategorien  
-3 und -2 = Gegner, +2 und +3 = Anhänger sowie 0 = neutral) 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
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Die Gegenstimmen haben sich bei zwei Grundrichtungen 
in bezeichnender Weise verringert: bei den eher extremen 
Positionen der marxistisch-kommunistischen und der natio­
nal-konservativen Grundrichtung. Die Gegnerschaft zu den 
kommunistisch-marxistischen Positionen ist von 74 % auf  59 % 
gefallen. Bei den national-konservativen Positionen beläuft 
sich der Rückgang von  85% auf 74%, ebenfalls eine deutliche 
Abnahme einer klaren Ablehnung dieser Grundrichtung. 

Weniger Gegnerschaft bedeutet nicht entsprechend mehr 
Zustimmung: deren Zunahme fällt weit geringer aus. Daher 
stellt sie auch weniger eine aktive Toleranz dar, als eher ein 
gleichgültige Hinnahme. Sie ist zu verstehen als ein Aspekt im 
Zuge der allgemeinen Abnahme klarer Konturen und ent­
schiedener Stellungnahmen. Es hat den Anschein, als ob von 
der größeren Enthaltsamkeit bei möglichen Auseinanderset­
zungen die extremen Grundrichtungen profitieren.  

Uneindeutigkeit in den politischen Haltungen nimmt zu 
Die zeitliche Entwicklung der studentischen Angaben über 
ihre Präferenzen hinsichtlich politischer Grundrichtungen 
weist zwei Auffälligkeiten auf: 
• 	 Es herrscht mehr Entscheidungslosigkeit unter den 

Studierenden: Die Mittelkategorie der Entscheidungs­
losigkeit (neutral), des sich nicht Festlegens zwischen 
Ablehnung und Zustimmung, hat bei nahezu allen 
Grundrichtungen im neuen Jahrtausend zugenommen. 

• 	 Es gibt weniger klare Ablehnungen durch die Studieren­
den: sie werden weit weniger geäußert, und zwar wiederum 
bei allen Grundrichtungen, in größerem Ausmaß bei den 
beiden extremeren, sei sie „kommunistisch-marxistisch“ 
oder "national-konservativ"; aber auch die „christlich­
konservativen“ Positionen erfahren weniger Ablehnung. 

Lage der politische Richtungen im Links-Rechts-Schema 
Werden die studentischen Anhänger der verschiedenen politi­
schen Grundrichtungen im Links-Rechts-Schema verortet, 
erbringt dies eine klare Stufung und die einzelnen Positionen 
heben sich eindeutig voneinander ab. 

Diese Stufung wiederholt sich in allen Erhebungen in ganz 
ähnlicher Weise: Am weitesten links befinden sich Studieren­
de, die sich als Anhänger der kommunistisch-marxistischen 
Richtung verstehen; danach folgen, auch noch im linken 
Spektrum, die Anhänger der grün-alternativen und der sozial­
demokratischen Positionen; eher zur Mitte tendiert die liberale 
Anhängerschaft; etwas auf der rechten Seite verorten sich die 
Anhänger der christlich-konservativen Richtung; am weitesten 
rechts stufen sich stets die Studierenden mit national­
konservativer Gesinnung ein (vgl. Abbildung 5). 

Studierende rücken mehr zur Mitte 
Die Anhänger der verschiedenen politischen Richtungen sind 
seit 1993 alle mehr zur Mitte gerückt, sei es vom linken, sei es 
vom rechten Spektrum her. Im Vergleich zur Bevölkerung 



Abbildung 5 
Verortung der Anhänger der politischen Richtungen im 
Links-Rechts-Schema bei Studierenden (1985 und 2007) 
(Mittelwerte auf der Links-Rechts-Skala von 1 = links bis 7 = rechts, Mitte = 4) 

2007 

2004 

1995 

1985 

kommunistisch grün/alternativ sozialdemokratisch 

liberal christlich-konservativ national-konservativ 

1,9 2,5 2,9 3,8 4,4 5,3 

1,9 2,5 2,8 3,9 4,5 5,4 

1,7 2,4 2,7 3,8 4,6 5,4 

1,6 2,4 2,7 4,0 5,0 5,4 

1 2 3 4 5 6 7 
links rechts 

KalliGRAPHIK 

mitte 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
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siedeln sich studentischen Anhänger der verschiedenen 
Grundrichtungen demnach weniger links oder rechts an: Sie 
sehen ihre politischen Ansichten offenbar mehr im Einklang 
mit der Bevölkerung und der „politischen Mitte“. 

Nach dieser Stufung wird ebenfalls ersichtlich, dass unter 
den Studierenden die grün-alternative und die sozial-demo­
kratische Grundrichtungen am nächsten beieinander liegen, 
und zwar links von der Mitte. Es folgen die liberale und die 
christlich-konservative Grundrichtung, beide nah an der Mitte 
und wenig weit auseinander. Die kommunistisch-marxistische 
Grundrichtung hat sich vom linken Extrem etwas zur Mitte be­
wegt und damit den grün-alternativen und sozialdemokrati­
schen Studierenden leicht angenähert. Die größte Distanz 
weisen die national-konservativen Studierenden auf, die am 
stärksten „rechts“ verharren, ohne Annäherung an die christ­
lich-konservative Position im Links-Rechts-Spektrum. 

3.3 	 Politische Ziele: Kontroversen und 
Koalitionen 

Politische Ziele verlangen konkretere Entscheidungen als es 
die Bündelung in Grundpositionen oder das allgemeine Links- 
Rechts-Schema verlangen. Die verschiedenen Ziele sind zu­
meist Ausdruck gesellschaftlicher Probleme und Vorschläge zu 
ihrer Lösung. Die Stellungnahmen der Studierenden ermögli­
chen nicht nur einen weiteren Einblick in ihre politischen 
Präferenzen, sondern sie zeigen zugleich auf, welche Lösungen 
ganz unterschiedlich, ja kontrovers, und welche eher überein­
stimmend gesehen werden. Es werden dadurch politische 
Spannungen aber auch politische Koalitionen sichtbar, etwa 
beim Vergleich nach den politischen Grundrichtungen, denen 
die Studierenden anhängen. 

Dimensionen der politischen Ziele: klare Bündelung 
Für die Reihe der vorgelegten fünfzehn politischen Ziele ist es 
aufschlussreich, in welche Dimensionen sie sich anhand der 
studentischen Urteile aufteilen: Sind es die traditionellen Lager 
zwischen links und rechts oder bündeln sich die Ziele nach den 
politischen Grundrichtungen, etwa nach konservativen und 
nationalen, nach ökologischen und sozialen bzw. auch nach 
liberalen Zugehörigkeiten; oder ist eine Vielzahl von kleineren 
Gruppierungen entstanden ohne erkennbare Struktur.  

Die studentischen Stellungnahmen zu den politischen Zie­
len ordnen sich in der Tat gemäß vier Dimensionen. (Der Bei­
trag der einzelnen Items zu den Dimensionen ist in Klammern 
gesetzt: Je höher der Wert bei einer Skala bis 1.00 ausfällt, desto 
enger ist das Item mit der Dimension verwoben). Danach las­
sen sich die vier Dimensionen folgendermaßen benennen.    

Für die konservativ-nationale Dimension sind besonders vier 
Ziele kennzeichnend (in Klammern Kommunalität): 
• Begrenzung der Zuwanderung von Ausländern (.76), 
• Abwehr kultureller Überfremdung (.75), 
• Harte Bestrafung der Kriminalität (.64), 
• Bewahren der herkömmlichen Familie (.52).  
Die dimensionale Nähe dieser Items darf nicht zu dem Missver­
ständnis führen, sie würden in gleicher Weise befürwortet. Da 
bestehen erhebliche Unterschiede: Die ersten beiden Items 
werden selten und fast nur von national-konservativen Stu­
dierenden stark befürwortet, aber nicht von den christlich­
konservativen Studierenden. 

Zur sozialen-arbeitnehmerfreundlichen Dimension lassen 
sich drei politische Ziele zusammenfassen: 
• Volle Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Betrieb(.65), 

• Garantie für Recht auf Arbeit für Alle (.61), 

• Abschaffung des Privateigentums (.51). 

Diese zweite Dimension ist nicht so ausgeprägt wie die erste, 

mit schwächeren Bindungen der Items bzw. Einzelziele. 


Die dritte, ökologische Dimension stützt sich auf drei Ziele: 
• Ausstieg aus der Kernenergie (.63), 
• Priorität des Umweltschutzes (.56), 
• Stärkere Unterstützung der Entwicklungsländer (.57). 

Die neoliberale-marktfreundliche Dimension ist schwächer 
ausgeprägt und weniger eindeutig mit ihren drei Zielen kon­
turiert: 
• Förderung der technologischen Entwicklung (.58), 
• Sicherung der freien Marktwirtschaft (.50), 
• Politische und wirtschaftliche Integration Europas (.45). 

Nur zwei politische Ziele lassen sich nicht einer dieser vier 
Dimensionen schwerpunktmäßig zuordnen, weil sie zugleich 
zu mehreren passen: die Gleichstellung der Frau in Beruf und 
Gesellschaft, die von fast allen befürwortet wird, oder die Re­
duzierung des Wohlfahrtstaates, was fast alle ablehnen. 
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Prioritäten bei den politischen Zielen: einige Spannungen 
Die Studierenden stellen bei der Reihe der 2007 vorgelegten 
fünfzehn politischen Ziele sechs besonders heraus, denen sie 
mit mehr als zwei Drittel bis zu gut vier Fünftel zustimmen, 
großenteils ganz entschieden. Es handelt sich um folgende 
politischen Ziele, die eine solche hohe Zustimmung in der 
Studentenschaft erfahren (vgl. Tabelle 9): 

1.	 Gleichstellung der Frau in Beruf und Gesellschaft: 85% Zu­
stimmung (71% vehement), 

2. Förderung der technologischen Entwicklung: 80% (52%), 
3. Priorität des Umweltschutzes: 75% (51%), 
4. Harte Bestrafung der Kriminalität: 74% (52%), 
5. Vollendung der Integration Europas: 70% (43%), 
6. Sicherung der freien Marktwirtschaft: 68% (43%). 

Bei diesen politischen Zielen mit hoher Unterstützung 
steht nicht eine Dimension im Vordergrund. Sie stellen viel­
mehr einen Mix verschiedener Dimensionen dar, wie neolibe­
ral, ökologisch und auch konservativ. Sie enthalten außerdem 
ein gehöriges Maß an Spannungen untereinander. Die Ziele 
sind zumeist in unterschiedliche Kontexte eingebunden und 
verweisen auf kontroverse Trägerschaften. 

Tabelle 9 
Starke Zustimmung zu politischen Zielen durch die  
Studierenden (1985 - 2007) 
(Angaben in Prozent für zusammengefasste Kategorien +2 bis +3 =  starke Zustimmung) 
(Rangreihe für 2007) 

Politische Ziele1) 1985 1987 1995 1998 2004 2007 
Gleichstellung der 
Frau 

85 84 75 72 72 71 

Förderung von 
Technologien 

35 36 40 42 45 52 

Harte Bestrafung 
der Kriminalität 

29 33 49 53 55 52 

Priorität des 
Umweltschutzes 

76 74 68 61 46 51 

Integration Euro­
pas 

- - 38 38 48 43 

Freie Marktwirt­
schaft 

52 56 50 48 46 43 

Unterstützung der 
Entwicklungsländer 

51 43 40 35 38 36 

Ausstieg aus der 
Kernenergie 

- - 41 41 46 42 

Garantie des Rechts 
auf Arbeit für Alle 

- - - 41 39 36 

Bewahren der 
Familie 

39 39 39 35 43 35 

Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer 

47 44 38 36 31 33 

Begrenzung von 
Ausländern 

- - 21 27 25 25 

Abwehr kultureller 
Überfremdung 

- - 10 13 16 17 

Reduzierung des 
Wohlfahrtsstaates  

- - - 10 13 10 

Abschaffung des 
Privateigentums  

8 7 6 5 7 7 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Frage 2001 nicht gestellt 

Außerdem fällt auf, dass unter den wichtigsten Zielen, ge­
messen am Umfang der Zustimmung, kein politisches Ziel der 
sozialen Dimension vertreten ist. Trotz der allgemeinen "sozial­
demokratischen Grundhaltung" vieler Studierender haben 
ausgeprägt soziale, arbeitnehmerfreundliche oder gar linke 
Ziele offensichtlich keinen besonders hohen Stellenwert. Am 
ehesten finden die beiden Ziele "Volle Mitbestimmung der Ar­
beitnehmer" (33%) und die "Garantie des Rechts auf Arbeit" 
(36% starke Zustimmung) noch einen gewissen Anklang, ob­
wohl sich die entschiedene Zustimmung auf jeweils ein Drittel 
der Studierenden beschränkt. 

Wenig Unterstützung für Ziele sozialistischer oder  
nationalistischer Art 
Wenig Unterstützung finden drei Ziele, die damit am Ende der 
Rangskala nach der Wichtigkeit unter den Studierenden lie­
gen; sie kennzeichnen jeweils extremere Positionen auf der 
konservativen und auf der sozialen Seite. 

Die beiden besonders konservativen Ziele, mit einer natio­
nalistischen Tönung, finden unter den Studierenden keine 
größere Zustimmung: Die „Abwehr kultureller Überfrem­
dung“ bejahen 33% (17% entschieden), was Platz dreizehn be­
deutet; und die „Begrenzung der Zuwanderung von Auslän­
dern„ unterstützen 43% (darunter 25% entschieden), damit 
Platz zwölf unter den Zielen. 

Am wenigsten wird das Ziel „Abschaffung des Privatei­
gentums an Industrieunternehmen und Banken“ von Studie­
renden befürwortet: nur eine Minderheit von 16% spricht sich 
dafür aus, darunter 7% vehement. Für die Studierenden bein­
haltet demnach die Bejahung sozialer Ziele keineswegs eine 
Zustimmung zu sozialistisch-kommunistischen Positionen. 

Politische Richtungen und Unterstützung politischer Ziele: 
Kontroversen und Koalitionen 
Jede politische Grundrichtung weist ein eigenes Profil der Zu­
stimmung und Ablehnung einzelner politischer Ziele auf. Es ist 
jeweils anders konturiert und weist auffällige Differenzen zu 
den anderen Grundrichtungen auf. Dabei ist naheliegend, dass 
einige Ziele recht einvernehmlich beurteilt werden; bei ande­
ren Zielen fällt aber die Beurteilung sehr unterschiedlich aus. 
Anhand der einzelnen Differenzen und Übereinstimmungen 
lässt sich auf Kontroversen und Koalitionen schließen (vgl. 
Abbildung 6). 

Übereinstimmungen zwischen grün-alternativen und sozial­
demokratischen Anhängern 
Die Stellungnahmen zu den politischen Zielen zeigen auf, dass 
sozial-demokratische und grün-alternative Anhänger in der 
Studentenschaft oftmals übereinstimmen oder nahe beieinan­
der liegen, etwa bei der Garantie des Rechts auf Arbeit, der 
Verwirklichung der Mitbestimmung, der Sicherung der freien 
Marktwirtschaft oder der Abschaffung des Privateigentums an 
Industrieunternehmen und Banken.  



Abbildung 6 
Politische Richtungen der Studierenden (Anhänger) und Beurteilung der politischen Ziele (2006/07) 
(Mittelwerte; Skala von -3 = lehne völlig ab bis +3 = stimme völlig zu) 

-3 -2 -1 0 +1 +2 +3 

Abschaffung des Privateigentums
 
an Industrieunternehmen/Banken
 

Verwirklichung der vollen Mitbestimmung
 
der Arbeitnehmer im Betrieb
 

Garantie des Rechts auf Arbeit  für alle 

Umweltschutz vor wirtschaftlichem Wachstum 

Ausstieg aus der Kernenergie und
 
Abschaltung der Atomkraftwerke
 

stärkere finanzielle/personelle Unterstützung
 
der Entwicklungsländer
 

Durchsetzung der vollen Gleichstellung der Frau
 
in Beruf und Gesellschaft
 

verstärkte Förderung technologischer Entwicklung 

Sicherung der freien Marktwirtschaft
 
und des privaten Unternehmertums
 

Bewahren der Familie in ihrer herkömmlichen Form 

harte Bestrafung der Kriminalität 

Abwehr von sogenannter

kultureller Überfremdung
 

Begrenzung der Zuwanderung von Ausländern 

-3 -2 -1 0 +1 +2 +3 
lehne stimme 

völlig ab völlig zu 

kommunistisch grün/alternativ sozialdemokratisch 

liberal christlich-konservativ national-konservativ 
KalliGRAPHIK 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
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Allerdings sind sich die kommunistisch-marxistischen An­
hänger und die grün-alternativen Anhänger unter den Studie­
renden noch öfter einig, etwa bei der Ablehnung konservativer 
Ziele oder der Unterstützung ökologischer Aufgaben. Jedoch 
sind die Gegensätze bei zwei Zielen sehr groß, fast unüber­
windbar: bei der Sicherung der freien Marktwirtschaft und bei 
der Abschaffung des Privateigentums. Diese beiden gesell­
schaftspolitischen Grundsätze trennen schließlich die kom­
munistisch-marxistisch eingestellten Studierenden in ent­
scheidender Weise von ihren sozialdemokratisch oder grün­
alternativ gesinnten Kommilitonen. 

Nähe zwischen christlich-konservativen und liberalen  
Anhängern 
Bei vielen Zielen weisen die christlich-konservativen und die li­
beralen Studierenden eine weitgehende Übereinstimmung 
auf. Dies wird vor allem in der Ablehnung oder Defensive ge­
genüber sozialen und ökologischen Zielen sichtbar.  

Bei Zielen der konservativen Dimension nähern sich aber 
die christlich-konservativen und die national-konservativen 
Urteile an; bei einem stimmen sie sogar mehr mit ihnen als den 
liberalen überein: bei der Bewahrung der Familie in ihrer her­
kömmlichen Form.  

Jedoch ist bei drei Zielen die Distanz zwischen christlich- 
und national-konservativen Studierenden allzu groß, als dass 
eine politische Verständigung möglich wäre: bei der Unter­
stützung der Entwicklungsländer, der Abwehr kultureller 
Überfremdung und der Begrenzung von Ausländern. 

Extreme Grundrichtungen vertreten spezielle Ziele extrem 
Bei den Anhängern extremer Grundrichtungen gibt es jeweils 
spezifische Ziele, die sie von den anderen eindeutig abheben 
und die von keiner anderen Gruppierung, auch nicht annä­
hernd, geteilt wird: Bei der kommunistisch-marxistischen 
Grundrichtung ist es die freie Marktwirtschaft und das freie 
Unternehmertum, das einzig bei ihnen auf Ablehnung stößt, 
selbst mit großer Distanz zu der sozial-demokratischen und zur 
grün-alternativen Anhängerschaft. 

Auf der anderen Seite finden bei den national-konservati­
ven Anhängern die Begrenzung der Ausländer-Zuwanderung 
und die Abwehr kultureller Überfremdung weit mehr Zustim­
mung als bei allen anderen Grundrichtungen, auch mit größe­
rem Abstand zu Studierenden mit christlich-konservativer 
Haltung. 

Verortung politischer Ziele im Links-Rechts-Spektrum:  
gewisse Lagerbildung 
Die verschiedenen politischen Ziele erfahren eine meist ein­
deutige Beurteilung durch rechte und linke Studierende, die 
oft gegensätzlich ausfällt. Danach kann durchaus von zwei 
politischen Lagern in der Studentenschaft gesprochen werden. 

Linke Ziele: Bei den Zielen, die von Studierenden, die sich als 
links einstufen, viel mehr befürwortet werden, handelt es sich 
um einerseits ökologische und andererseits soziale bzw. sozia­

listische Präferenzen (in Klammern ist die Skalendifferenz zu 
den "rechten" Studierenden angeführt, Spannweite 0 bis 6): 
• den Ausstieg aus der Kernenergie (2.7), 
• die Unterstützung der Entwicklungsländer (2.3), 
• die Priorität des Umweltschutzes (1.5), 
• die volle Mitbestimmung der Arbeiter (1.3), 
• und die Abschaffung des Privateigentums (1.1). 

Rechte Ziele: Studierende, die sich auf der rechten politischen 
Seite sehen, heben andere Ziele viel stärker hervor, und zwar 
öfters mit größerem Abstand (in Klammern die Differenz zu 
den "linken" Studierenden): 
• Begrenzung der Zuwanderung von Ausländern (2.9), 
• die Abwehr kultureller Überfremdung (2.9), 
• die Reduzierung des Wohlfahrtstaates (2.1), 
• die Bewahrung der herkömmlichen Familie (1.8), 
• die härtere Bestrafung von Kriminalität (1.7) 
• die Sicherung der freien Marktwirtschaft (1.4). 

Einige politische Ziele liegen nicht so weit auseinander, 
d.h. sie trennen rechte und linke Studierende weniger und sind 
weniger kontrovers zwischen diesen beiden Lagern: Es handelt 
sich um die Förderung der technologischen Entwicklung und 
zur Gleichstellung der Frau (wo die Differenzen zwischen "lin­
ken" und "rechten" Studierenden unter 1.0 liegen).  

Bei Betrachtung des Zeitverlaufes ist zu konstatieren, dass 
die linken und rechten Ziele näher zusammengerückt sind, 
entsprechend der studentischen Einschätzung als tendenziell 
eher zur Mitte gehörig. Insofern ist die frühere politische „La­
gerbildung“ nicht mehr in ehemaliger Schärfe vorhanden. Die 
Annäherung zur Mitte ist zugleich begleitet von einer weniger 
entschiedenen Vertretung der einzelnen Positionen oder Ziele. 

3.4 	 Veränderungen der politischen 
Zielpräferenzen 

Die Zustimmung oder Ablehnung der einzelnen politischen 
Ziele weist auf aufschlussreiche Trends hin. Einerseits werden 
Ziele mehr favorisiert, die „Ängste“ begrenzen sollen, zum an­
deren Ziele, von denen sich „Rettung“ versprochen wird. Au­
ßerdem verlieren vor allem soziale und ökologische Ziele an 
Zustimmung, zum Teil drastisch wie die Priorität des Umwelt­
schutzes (vgl. Tabelle 9). 

Zunehmende Unterstützung erfahren vier Ziele. Den höch­
sten Gewinn verzeichnet die harte Bekämpfung der Kriminali­
tät mit einem Anstieg von 23 Prozentpunkten (von 29% auf 52% 
starke Zustimmung); eine ebenfalls große Zunahme fällt auf 
die Förderung der technologischen Entwicklung (von 35% auf 
52%). Aber auch zwei stark konservativ-nationale Ziele gewin­
nen im neuen Jahrtausend deutlich mehr an Zustimmung als 
noch in den 90er Jahren: die Abwehr kultureller Überfrem­
dung (seit 1995 von 10% auf 17% gestiegen) und die Begrenzung 
der Zuwanderung von Ausländern (von 21% auf 25%).  
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Phasen und Ebenen des Wandels 
Insgesamt hat sich eine gravierende politischer Veränderung 
bei den Studierenden zwischen 1985 und 2007 vollzogen, die 
phasenweise erfolgte und im neuen Jahrtausend eine spezifi­
sche Ausprägung gewonnen hat. Der Wandel spielt sich auf 
zwei Ebene ab, einer allgemeinen, offensichtlichen und einer 
spezielleren, noch weniger sichtbaren:  
• 	 Die erste Ebene umfasst einen allgemeinen Wandel von 

sozial-ökologischen Zielen zu konservativ-neoliberalen The­
men, wobei die Präferenz für konservative Ziele (eher angst- 
und abwehrbesetzt) stärker zugenommen hat als für die 
neoliberalen Ziele (eher fortschritts- und erfolgsbesetzt); 

• 	 Die zweite Ebene bezieht sich auf den Gewinn bei den 
extremen Zielen, sei es auf der rechten Seite für die Abwehr 
kultureller Überfremdung, mit einem starken kontinu­
ierlichen Anstieg zwischen 1995 und 2007, sei es auf der lin­
ken Seite die Abschaffung des Privateigentums, die sich vor 
allem in einer geringeren Ablehnung ausdrückt. 

Zwischen den Studentengenerationen der 80er und der 
90er Jahre sowie im neuen Jahrtausend haben sich die politi­
schen Ziele und ihr Stellenwert in weiten Teilen so gewandelt, 
dass von neuen Zielkonfigurationen auszugehen ist. Vor allem 
die gegenwärtige Studentengeneration vertritt ein anderes 
Zielprofil als ihre Vorgänger an den Hochschulen. 

Neue Zielkonfiguration: paradoxer Mix 
Bei den politischen Haltungen ist ein paradoxer Mix zu beob­
achten: Er setzt sich aus gesteigerten neoliberalen-ökonomi­
schen und national-konservativen Haltungen zusammen. Es 
hat den Anschein, als ob einerseits mehr Wettbewerb und Glo­
balisierung befürwortet, andererseits deren Folgen an interna­
tionaler Mobilität und Multikulturalität gefürchtet werden. 
Für diesen widersprüchlichen Mix sind insbesondere die Stu­
dierenden der Wirtschaftswissenschaften Protagonisten. 

Die neue Zielkonfiguration könnte als eine Spannung zwi­
schen Erfolgszuversicht (abnehmend) und Misserfolgsangst 
(zunehmend) interpretiert werden. Auch in dieser Wider­
sprüchlichkeit ist ein gehöriges Maß an Unsicherheit und da­
mit auch Anomie enthalten. Sie kann durchaus den Nährboden 
für vermehrte politisch extreme Haltungen liefern. Im glei­
chen Zuge werden dafür soziale Einstellungen bei konkreten 
Zielen geopfert und ökologische Probleme zurückgestellt – 
allerdings zeigt sich hier zwischen 2004 und 2007 eine gewisse 
Rückbesinnung. 

Stärkere Verschiebung politischer Ziele bei den "Linken"  
Im Verlauf der letzten 25 Jahre haben die Linken ihre Zielvor­
stellungen weit mehr geändert als die Rechten. Insofern hat 
das, was als links verstanden und eingeordnet werden kann, 
sich anders konturiert. 

Zwei Bewegungen veränderter Zustimmung zu den politi­
schen Zielen sind bei den linken Studierenden  zu unterschei­

den: In einem Fall haben sie sich  von früher abgelehnten Posi­
tionen weg bewegt und damit der Mitte sowie den Rechten 
angenähert: 
• 	 das Bewahren der herkömmlichen Familie, 

• 	 die härtere Bekämpfung der Kriminalität, 

• die Förderung der technischen Entwicklung. 

Im anderen Fall vertreten linke Studierende einstmals betonte  

oder hervorgehobene Ziele weniger energisch und haben sich 

damit auch bei ihnen der Mitte angenähert: 

• 	 die Priorität des Umweltschutzes vor Wirtschaftswachstum, 

• 	 die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Betrieb. 


Bei einigen Zielen ist eine Annäherung zwischen den rech­
ten und linken Studierenden festzustellen: Oftmals werden sie 
nun von den Linken weniger scharf abgelehnt, von den Rech­
ten weniger vehement bekämpft, wie vor allem die Sicherung 
der freien Marktwirtschaft oder die Abschaffung des Privatei­
gentums. 

Einzig bei dem Ziel der europäischen Integration haben 
sich die Studierenden etwas auseinander bewegt: Es wird von 
linken Studierenden nun etwas stärker befürwortet, von den 
rechten Studierenden aber weniger unterstützt. 

Studierende aller Richtungen sprechen sich häufiger für 
national-konservative Ziele aus 
Zwei Ziele werden von Studierenden aller Richtungen, von 
linker oder rechter Seite, 2007 mehr als noch 1995 unterstützt: 
• 	 die Abwehr kultureller Überfremdung, 
• die Begrenzung der Zuwanderung von Ausländern. 
Das erste Ziel weist eine noch stärkere Zunahme auf als das 
zweite Ziel.  Im Gegenzug stimmen Studierende aller Richtun­
gen zwei anderen Zielen weniger zu: 
• 	 die Gleichstellung der Frau in Beruf und Gesellschaft, 
• die Unterstützung der Entwicklungsländer. 
Es ist auffällig, dass es sich dabei um Ziele der Gleichheit und 
Solidarität handelt. 

Verringerung politischer Gegensätze und Abrücken von 
linken Haltungen 
Generell ist festzuhalten: Frühere Gegensätze unter den Studie­
renden haben sich bei vielen politischen Zielen stark verrin­
gert. Es ist einerseits ein Trend zur Mitte zu beobachten, zu­
gleich eine Abschwächung links-ökologischer Ziele und eine 
Stärkung konservativ-konventioneller Ziele. In diesem Sinne 
könnte gerade bei den einstmals linken Studierenden von ei­
nem "Rechtsruck", genauer „Ruck zur Mitte“ gesprochen wer­
den. Es bedeutet zugleich, dass die gegenwärtigen linken Stu­
dierenden mit dieser Einstufung  andere Zielpräferenzen ver­
binden. Sie haben sich in ihrer politischen Ausrichtung und ih­
ren Zielvorgaben deutlich mehr verändert als die Studierenden 
aus der Mitte oder auf der rechten Seite. 



Abbildung 7
 
Demokratische Einstellungen der Studierenden (1983 - 2007) 
(Skala von 0 = lehne völlig ab bis +3 = stimme völlig zu; Angaben in Prozent für Kategorien  
+2 und +3 = entschiedene Zustimmung bzw. -2 und -3) 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
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4 Demokratische Prinzipien und Mitwirkungszufriedenheit 


Als Grundlagen einer demokratischen Haltung werden 
zwei Kernstücke hervorgehoben: die Wahrung der öf­
fentlichen Meinungs- und Demonstrationsfreiheit und 
der Verzicht auf Gewalt bei politischen Konflikten. Zu ei­
ner offenen Demokratie gehören außerdem die Beto­
nung der Funktion einer Opposition als Gegenpart zur 
Regierung und die Bejahung der Auseinandersetzungen 
von Interessengruppen. Schließlich ist aufschlussreich 
für die demokratische Haltung, ob eher eine geordnete 
oder eine kontroverse Demokratie befürwortet wird, 
was sich in der Gegenüberstellung des Rechts auf Streiks 
und Demonstrationen einerseits versus Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung andererseits manifestiert.  

4.1 	 Entwicklung der demokratischen 
Einstellungen 

Fünf wichtige Elemente einer demokratischen Grundhaltung, 
und zwar Meinungsfreiheit, Gewaltverzicht, Oppositionsfunk­
tion, Bejahung von Interessengruppen sowie Streik- und De­
monstrationsrecht, sind der umfangreicheren Skala über "De­
mokratische Einstellungen" aus den 60er Jahren entnommen 
(vgl. Kaase 1971). Sie wurden in nahezu allen Erhebungen des 
Studierendensurveys (Ausnahme 2001) den Studierenden zur 
Stellungnahme vorgelegt.  

Bejahung von Meinungsfreiheit und Gewaltverzicht  
Die beiden Kernstücke der demokratischen Haltung, die Mei­
nungsfreiheit einerseits und der Gewaltverzicht andererseits, 
werden von den Studierenden, bei allem andersartigen Wan­
del, fast unverändert bejaht. Sowohl die Unterstützung der 
Meinungs- und Demonstrationsfreiheit als auch der Gewalt­
verzicht bei politischen Konflikten sind weiterhin hoch. Auch 
im neuen Jahrtausend sind nur wenig Abstriche (bei der Mei­
nungsfreiheit) zu erkennen. Diese hohe Stabilität ist bemer­
kenswert, denn damit werden zwei zentrale demokratische 
Prinzipien von den Studierenden ungeschmälert von Zeitläu­
fen und Konjunkturen aufrecht gehalten. 

Eine Spur Verunsicherung der Studierenden ist bei ihrer 
Einstellung zur Meinungs- und Demonstrationsfreiheit er­
kennbar. Dieses Recht, für seine Überzeugungen einzutreten 
und zu demonstrieren, wird nicht mehr ganz so häufig ent­
schieden bejaht. Der Rückgang auf nun 77% (2007) ist beach­
tenswert, liegt er doch erstmals unter der Quote von 80% und 
bedeutet gegenüber 1993 eine Verringerung um zehn Pro­
zentpunkte. Dafür hat sich der Anteil einer labilen Zustim­
mung auf 20% erhöht. Eine ablehnende Haltung diesem wich­
tigen demokratischen Prinzip gegenüber ist aber mit 3% un­
verändert sehr gering geblieben (vgl. Abbildung 7).  
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Oppositionsfunktion und Interessengruppen verlieren stark 
an Geltung  
Entscheidende Veränderungen haben sich bei der Verteidi­
gung der Interessengruppen und der Unterstützung der Op­
positionsfunktion ergeben. Die Interessengruppen mit ihren 
Auseinandersetzungen finden längst nicht mehr bei vielen 
Studierenden entschiedene Zustimmung, vielmehr meinen 
immer mehr, dass ihre Auseinandersetzungen dem Gemein­
wohl schaden: In den 80er Jahren vertraten nur 10% bis 14% 
diese Ansicht. Das Hinzutreten der neuen Länder erhöhte die 
Ablehnung von Interessengruppen als schädlich auf 18% bis 
22% in den 90er Jahren. Im neuen Jahrtausend ist ein starker 
Schub eingetreten, zuerst auf hohe 34% (2004) und dann immer 
noch 28% (2007) einer Einschätzung als schädlich. Das ent­
schieden positive Votum zugunsten von Interessengruppen 
und ihren Auseinandersetzungen ist von 51% (1993) auf nur 
noch 32% (2007) stark zurückgegangen. 

Der Beurteilung der Oppositionsfunktion als kritisches Kor­
rektiv zur Regierung bzw. Exekutive ist es ähnlich ergangen: In 
den 80er Jahren lehnten zwei Drittel der Studierenden ab, dass 
es Aufgabe der Opposition sei, die Regierung zu unterstützen 
und nicht zu kritisieren. Mit dem Beitritt der neuen Länder trat 
in den 90er Jahren eine gewisse Abschwächung ein. Sie hat sich 
aber erst im neuen Jahrtausend zu einer anderen Haltung 
verfestigt: Denn nur gut ein Fünftel (22% bis 24%) ist noch dieser 
Ansicht einer kritischen Opposition. Dafür verlangen nunmehr 
zwei Fünftel (42% bzw. 38%), dass die Opposition die Regierung 
unterstützen solle, nachdem es in den Jahren davor zumeist 
nur knapp ein Fünftel war - mit der niedrigsten Quote von 15% 
im Jahr 1990.  

Tiefgreifender Wandel im Demokratieverständnis 
Der Wandel in den Haltungen der Studierenden gegenüber ei­
ner kontroversen, ja konflikthaften Demokratie ist tiefgreifend 
und hat sich im neuen Jahrtausend stabilisiert. Die Befunde 
lassen erkennen, dass die Studierenden im Grunde bereits 2004 
für eine "große Koalition" bei geringerer Opposition plädierten 
und dieses Votum 2007 bestätigt haben, wenngleich nicht 
mehr ganz so vehement wie noch drei Jahre vorher. Ihre dis­
tanzierte ablehnende Haltung gegenüber einer kritischen 
Opposition und den Interessenvertretungen beinhaltet eine 
Suche nach Einvernehmlichkeit und Geschlossenheit. 

Recht auf Demonstrationen vs. öffentliche Ordnung 
Die öffentliche Ordnung findet in Schüben mehr Anhänger un­
ter den Studierenden als das Recht auf Streiks und Demonstra­
tionen. 
• 	 In entschiedener Weise hielt in den 80er Jahren fast die 

Hälfte der Studierenden das Recht auf Streiks und Demonst­
rationen aufrecht, auch bei Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung (47% bis 49%). 

• 	 Mit der Wiedervereinigung gab es eine auffällige Abschwä­
chung dieser Haltung in den 90er Jahren auf gut zwei Fünf­
tel (41% bis 43%). 

• 	 Im neuen Jahrtausend verteidigt nicht einmal mehr ein 
Drittel der Studierenden dieses Streik- und Demonstrations­
recht (33% bzw. 31%). 

Die Vertreter einer störungsfreien öffentlichen Ordnung ha­
ben sich im Umfang weniger geändert: ihre Anhänger, die sich 
gegen Streiks und Demonstrationen aussprechen, wenn sie die 
öffentliche Ordnung gefährden, lagen im Zeitraum der Erhe­
bungen durchweg bei 25% bis 28%; ihr Anteil ist aber 2007 mit 
30% am höchsten. 

Bereitschaft zur eindeutigen Stellungnahme geht zurück 
Erwähnenswert ist die Zunahme jener Studierender, die hin­
sichtlich ihrer demokratischen Einstellung keine Entscheid­
dung treffen: in den 80er Jahren lag ihr Anteil nur bei 12% bis 
14%; er stieg in den 90er Jahren etwas auf 15% bis 17% an und 
erhöhte sich im neuen Jahrtausend erheblich auf über ein 
Fünftel, d.h. 2007 auf beachtliche 23%. 

Dieser Rückgang der Bereitschaft zur Stellungnahme und 
der Meinungsäußerung unter den Studierenden ist ein weite­
rer auffälliger Wandel in ihren Haltungen: Sie sind diffuser 
geworden und sie vermeiden Festlegungen. Dies kann durch­
aus in Korrespondenz zur geringeren Unterstützung der Oppo­
sitionsfunktion mit ihrer Kritik und der Interessenverbände 
mit ihren Auseinandersetzungen gesehen werden. Insgesamt 
verweist es auf eine Schwächung des demokratischen Potenti­
als unter den Studierenden, insofern damit auch mehr Unein­
deutigkeit bei den politischen Positionen und ein Verzicht auf 
öffentliches Eintreten für sie zutrifft. 

4.2 	 Potential der Demokraten an Hochschulen 
und in den Fächergruppen 

Die Erfassung der demokratischen Einstellungen erlaubt die 
Gruppierung der Studierenden nach der Gefestigtheit ihrer 
Haltung vorzunehmen. Es ergeben sich fünf Gruppen: 
(1) die vehementen, prinzipiellen Demokraten,  

(2) die eindeutigen, entschiedenen Demokraten, 

(3) die labilen, uneindeutigen Demokraten, 

(4) die distanzierten, reservierten Demokraten, 

(5) die stark ablehnenden, Anti-Demokraten. 

In einer Zusammenfassung der Gruppen können die vehemen­
ten und eindeutigen Demokraten als "gefestigte Demokraten" 

den reservierten und ablehnenden Demokraten als "distan­
zierte Demokraten" gegenüber gestellt werden. 


Mehr labile und distanzierte Demokraten 
Wichtig ist festzuhalten, dass von den befragten Studierenden 
kein nennenswerter Anteil als strikte Anti-Demokraten einge­
stuft werden kann – sie bleiben stets unter der 1%-Marke, und 
zwar in allen Erhebungen zwischen 1983 und 2007.   

Zugenommen hat allerdings die Gruppe der distanzierten 
Demokraten: In den 80er Jahren betrug ihr Anteil nur 5% bis 
7%; er erhöhte sich nach der deutschen Einigung in den 90er 



23 DEMOKRATISCHE PRINZIPIEN UND MITWIRKUNGSZUFRIEDENHEIT 

Jahren auf 8% und ist im neuen Jahrtausend (2004 wie 2007) auf 
14% angestiegen – ein insgesamt bedenklicher Trend. 

Ebenfalls in starkem Maße hat sich die Gruppe der labilen 
Demokraten unter den Studierenden vergrößert: Sie beläuft 
sich 2004 und 2007 auf insgesamt 39%, ein sehr hoher Wert, 
denn in den 90er Jahren umfasste diese Gruppe viel weniger 
mit 24% bis 28% und in den 80er Jahren noch weniger mit 21% 
bis 23%. Diese gegenwärtige Labilität und geringe Konzeptfes­
tigkeit der Studierenden erscheint wegen ihres Umfangs eben­
so problematisch wie die undemokratischen Trends in der 
Studentenschaft (vgl. Tabelle 10). 

Tabelle 10 
Entwicklung des demokratisches Potential in der Studenten­
schaft an deutschen Hochschulen (1983 - 2007) 
(Demokratie-Skala mit 5 Items (tlw. umgepolt): Summenscore von 0 – 30; zusammengefass­
te Kategorien: 0 - 10 = ablehnend, 11-15 = distanziert, 16 - 20 = labil, 21 – 25 = eindeutig, 26 - 30 
= vehement) 

Demokratische Haltungen 
vehement eindeutig labil distanziert ablehnend 

Früheres Bundesgebiet 

1983 30 41 23 6 1 

1985 36 37 21 5 1 

1987 36 38 21 5 0 

1990 41 39 17 3 0 

Deutschland 

1993 29 39 24 7 1 

1995 30 37 25 7 1 

1998 26 38 28 7 1 

2004 12 35 39 13 1 

2007 15 33 39 13 1 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 

Drei Entwicklungen des demokratischen Potentials unter den 
Studierenden sind zu beachten: 
• 	 Zum einen geht die Phase der Wende und der Entstehung 

des vereinigten Deutschlands (1990 bis 1993) mit einer 
Schwächung des demokratischen Potentials einher. 

• 	 Zum anderen ist mit dem neuen Jahrtausend ein noch stär­
kerer Einbruch des demokratischen Potentials festzustellen, 
der sich zwischen 2004 und 2007 stabilisiert hat.  

• 	 Zugleich ist ein immenser Anstieg der labilen Demokraten, 
vor allem im neuen Jahrtausend, zu bemerken: von 24% 
(1993) auf 39% (2007). 

Auch bei der wichtigen demokratischen Grundhaltung haben 
die Studierenden vielfach Eindeutigkeit und Festigkeit verlo­
ren oder aufgegeben. 

Gefestigte Demokraten bilden nicht mehr die Mehrheit 
Entsprechend zurück gegangen ist die Gruppe der überzeug­
ten Demokraten in der Studentenschaft, die sich aus den vehe­
menten und den eindeutig entschiedenen zusammensetzt: 
von zusammen beachtlichen 71% im Jahr 1983, dann sogar 80% 
im Jahr 1990, erfolgt zuerst ein Rückgang in den 90er Jahren 
auf etwa zwei Drittel; im neuen Jahrtausend tritt der starke 

Abfall auf nur noch 48% ein (2004 bis 2007). Darunter befinden 
sich 2004 nicht mehr als 12% vehemente Demokraten, die Mitte 
der 90er Jahre immerhin bei 30% lagen und Mitte der 80er 
Jahre sogar 36% der Studierenden umfassten.  

Stellt man die vehementen und gefestigten Demokraten 
auf der einen Seite den labilen und distanzierten auf der ande­
ren Seite gegenüber, dann hat es in Deutschland zwischen den 
80er Jahren und dem neuen Jahrtausend eine Verschiebung 
der Mehrheitsverhältnisse gegeben: Mit drei Viertel überzeug­
ter Demokraten in den 80er Jahren und noch knapp zwei Drit­
teln in den 90er Jahren hatten sie die klare Mehrheit. 

Im neuen Jahrtausend hat sich diese Mehrheit der über­
zeugten Demokraten aufgelöst, denn sie liegen nun knapp un­
ter der Hälfte (zuletzt 48%). Sie sehen sich aktuell 39% an labilen 
und 13% an distanzierten Demokraten an den Hochschulen 
gegenüber. Das Eintreten für die demokratischen Prinzipien ist 
weit weniger verbreitet und erfolgt weniger gefestigt.  

Große Unterschiede im demokratischen Potential der 
Fächergruppen 
Um die Entwicklung des demokratischen Potentials in den 
Fachrichtungen an Universitäten und Fachhochschulen über­
sichtlich darzustellen, werden drei Messzeitpunkte herange­
zogen: 1985 (für das frühere Bundesgebiet), 1993 (für das wie­
dervereinigte Deutschland) und 2007 (als aktueller Zeitpunkt), 
denn sie markieren den Wandel in entscheidender Weise.  

Nach den allgemeinen Befunden für die Studentenschaft 
kann davon ausgegangen werden, dass die grundsätzlichen 
Elemente der Demokratie wie Meinungsfreiheit und Gewalt­
verzicht auch in allen Fachrichtungen von den jeweiligen 
Studierenden in ähnlich hohem Maße gestützt werden. Ebenso 
sind verschwindend wenig strikte Anti-Demokraten in den 
Fachrichtungen zu erwarten. Das Interesse beim Vergleich der 
Fachrichtungen richtet sich demnach auf die jeweilige Ent­
wicklung des Potentials an vehementen und überzeugten, 
d.h. gefestigten Demokraten gegenüber den labilen und den 
distanzierten Demokraten. 

In den Fachrichtungen ist der stärkere Verlust an demokra­
tischer Festigkeit und Überzeugung mit dem neuen Jahrtau­
send eingetreten, denn zwischen 1983 und 1993, auch nach der 
Wiedervereinigung von 1990, sind nur wenige Veränderungen 
erkennbar. Im Gegenzug ist die Gruppe der labilen und unein­
deutigen Demokraten 2004 sehr stark angestiegen und auch 
die Gruppe der distanzierten, tendenziell antidemokratischen 
Studierenden hat in allen Fachrichtungen erheblich im neuen 
Jahrtausend zugenommen (vgl. Abbildung 8). 

In einigen Fachrichtungen sind die entschiedenen, gefes­
tigten Demokraten zur Minderheit geworden und liegen 2007 
bei etwa einem Drittel, wie in den Wirtschaftswissenschaften 
(37% an Universitäten, 31% an Fachhochschulen). Aber auch in  



Abbildung 8 
Demokratische Haltung in den Fächergruppen an Universitäten 
und Fachhochschulen (1985, 1993, 2007) 
(Demokratie-Skala mit 5 Items (tlw. umgepolt): Summenscore von 0 – 30; zusammengefass­
te Kategorien: 0 - 15 = distanzierte, 16 - 20 = labile und 21 – 30 = gefestigte Demokraten) 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
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den Ingenieurwissenschaften ist der Anteil ähnlich gering wie 
an den Fachhochschulen bei 34% und an den Universitäten bei 
41%. Auch in der Medizin und der Rechtswissenschaft sind 
unter den Studierenden mit 48% mittlerweile weniger als die 
Hälfte gefestigte Demokraten. 

Dagegen haben die distanzierten, teilweise antidemokrati­
schen Studierenden öfters einen Anteil über der Zehn-Prozent-
Marke 2007 erreicht. Er erscheint vor allem in den Ingenieur- 
und in den Wirtschaftswissenschaften an den Fachhochschu­
len mit 21% bzw. 26% bedenklich hoch. 

Neue Konstellationen in den Fächergruppen 
Es sind die pluralistischen, oppositionellen, kontroversen Ele­
mente der freiheitlichen Demokratie, welche die Differenzen 
zwischen den Fächergruppen vor allem ausmachen. Dies war 
bereits in den 90er Jahren zu beobachten, freilich waren es 
damals nur "unterschiedliche Akzente im demokratischen 
Verständnis nach Fächergruppen" (Bargel, 1994, S. 34). Im 
neuen Jahrtausend ist die Entwicklung entschieden weiter 
gegangen, so dass nunmehr drei Konstellationen in den Fach­
richtungen zu erkennen sind, je nachdem welche demokrati­
sche Haltung dominiert und welche Gruppierungen sich ge­
genüber stehen: 
• 	 Die gefestigten Demokraten finden sich vor allem noch in 

den Sozialwissenschaften; aber auch in den Kultur- und 
Sprachwissenschaften bilden die gefestigten Demokraten 
weiterhin eine knappe Mehrheit; 

• 	 die labilen und distanzierten Demokraten stehen mit glei­
chem Gewicht, sogar als eine gewisse Mehrheit, den gefes­
tigten Demokraten in den Rechtswissenschaften, in der Me­
dizin und in den Naturwissenschaften gegenüber; 

• 	 die distanzierten Demokraten sind vor allem in den Wirt­
schaftswissenschaften anzutreffen, an den Universitäten 
mit 19%, an den Fachhochschulen mit 26% sogar in einem 
besonders hohen Ausmaß. 

Die sozialen Beziehungen zwischen den verschiedenen 
Gruppierungen von Demokraten sind durch einige Spannun­
gen, Misstrauen und Konfrontationen bestimmt. So sind den 
gefestigten Demokraten die labilen suspekt, weil sie ihnen 
nicht als "genuine Demokraten" (Habermas u. a. 1961) erschei­
nen; anderen sind die vehementen Demokraten zu fundamen­
talistisch, deren praktische Demokratietauglichkeit bezweifelt 
wird (Noelle-Neumann 1978).  

4.3 	 Politische Richtungen und demokratisches 
Verständnis 

Bei den Studierenden, die sich für die verschiedenen politi­
schen Richtungen aussprechen, besteht ein unterschiedliches 
Verständnis von Demokratie, folgt man ihren geäußerten 
Einstellungen. Bei den Anhängern aller politischen Richtun­
gen ist gegenüber den 90er Jahren ein gewisser Abbau der 
demokratischen Überzeugungen festzustellen. 
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Geringere Verschiebungen hat es bei den beiden demokra­
tischen Grundüberzeugungen gegeben – darin sind sich die 
Vertreter aller Richtungen nahezu einig; beim Demonstra­
tionsrecht sind allerdings die national-konservativen in glei­
chem Maße wie die christlich-konservativen Anhänger etwas 
zurückhaltender (vgl. Abbildung 9). 

Abbildung 9 
Poltische Richtungen und demokratisches Einstellungen unter 
den Studierenden (2006/07) 
(Skala von -3 = lehne völlig ab bis +3 = stimme völlig zu; Mittelwerte, tlw. umgepolt) 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 

Größere Differenzen werden sichtbar wenn es um die strit­
tige Demokratie geht – sie wird eher von grün-alternativen, so­
zialdemokratischen aber auch kommunistisch-marxistischen 
Studierenden befürwortet, weniger von den liberalen (was er­
staunlich sein mag), aber noch weniger von den konservativen 

Studierenden, nationaler oder christlicher Provenienz. Die kri­
tische Funktion der Opposition wird am wenigsten von den 
christlich-konservativen Studierenden bejaht; vielmehr mei­
nen sie mehrheitlich, die Opposition solle die Regierung unter­
stützen, statt sie zu kritisieren. 

Extreme befürworten häufiger politische Gewalt 
Auffällig ist die Haltung zum politischen Gewaltverzicht: 
Sowohl national-konservative wie auch kommunistisch-mar­
xistische Studierende rücken weniger deutlich von Gewalt als 
politisches Mittel ab, während die Studierenden aller anderen 
Richtungen in ihrer vehementen Ablehnung fast völlig über­
einstimmen. Während sich von den extremeren Positionen der 
kommunistisch-marxistischen wie der national-konservativen 
Richtung immerhin 20% für die Anwendung von Gewalt aus­
sprechen, sind es in allen anderen Richtungen nicht mehr als 
4% bis 6%. Im Gegenzug sprechen sich von den extremeren 
Richtungen etwas weniger als zwei Drittel für den Gewaltver­
zicht aus, bei den anderen Gruppierung sind es durchweg 
mehr als vier Fünftel mit dieser Haltung (zwischen 84% bis 86%).  

Stärkste Differenz der Anhänger verschiedener Grund- 
richtungen bei Gefährdung der öffentlichen 0rdnung 
Am meisten liegen die Anhänger der verschiedenen politi­
schen Richtungen auseinander, wenn sie das Recht auf Streik 
und Demonstrationen gegen die Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung abwägen. Das Ergebnis trennt  das Meinungsbild der 
Studierenden am schärfsten. 

Am meisten beharren die Anhänger der grün-alternativen 
und der kommunistisch-marxistischen Grundrichtung auf 
Streik und Demonstrationen, selbst wenn die öffentliche Ord­
nung gefährdet ist: Zu etwa zwei Drittel (68% bzw. 63%) geben 
sie sich "rebellisch". Am stärksten setzen erwartungsgemäß 
studentische Anhänger konservativer Positionen auf die Wah­
rung der öffentlichen Ordnung, und zwar die national-kon­
servativen noch deutlich mehr (53%) als die christlich-konser­
vativen (42%). Bei den sozial-demokratisch gesinnten Studie­
renden, die größte Gruppe an den Hochschulen, überwiegt das 
Festhalten an Streik und Demonstrationen recht knapp (für 

ßte Aufspaltung liegt bei den liberalen Studieren­
ch ähnlich viele für das Demonstrationsrecht 

die öffentliche Ordnung (36%) aussprechen. 

4.4 Unzufriedenheit mit den Möglichkeiten zur 
politischen Mitwirkung 

Die Frage nach der persönlichen Zufriedenheit mit den Mit­
wirkungsmöglichkeiten am politischen Geschehen ist zwar 
recht einfach zu stellen, aber in ihren Befunden schwerer zu 
interpretieren und einzuordnen. Denn es bedarf einer genaue­
ren Betrachtung, um aussagen zu können, was diese Zufrie­
denheit oder Unzufriedenheit ausdrückt, insbesondere im 
Zusammenhang mit dem politischen Engagement. 
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Mehrheit der Studierenden ist unzufrieden 
Die Feststellung, die gegenwärtigen Möglichkeiten der politi­
schen Mitwirkung seien für sie persönlich zufriedenstellend, 
lehnt die Mehrheit der Studierenden ab. Im Jahr 2004 äußerten 
sich 46% als unzufrieden und 30% als zufrieden mit ihren politi­
schen Mitwirkungsmöglichkeiten (Frage 2007 nicht gestellt). 

Weitere 24% der Studierenden konnten sich nicht ent­
scheiden, ob sie zufrieden oder unzufrieden sind, wiederum 
der höchste Wert für ein "unentschieden-entscheidungslos" in 
der gesamten Zeitreihe seit 1983 (ansonsten liegen die Werte 
zwischen 19% und 21% für diese „mittlere" Kategorie).  

Tabelle 11 
Zufriedenheit der Studierenden mit den politischen 
Mitwirkungsmöglichkeiten (1983 - 2004) 
(Skala von 0 = stimmt überhaupt nicht bis 6 = voll und ganz; Angaben in Prozent für Katego­
rien 0-1 = ganz unzufrieden, 2 = eher unzufrieden, 3 = teils-teils, 4 = eher zufrieden, 
5-6 = ganz zufrieden) 

Zufriedenheit mit Mitwirkungsmöglichkeiten1) 

ganz 
unzu-

frieden 

eher 
unzu-

frieden 
teils-
teils 

eher 
zufrie-

den 

ganz 
zufrie-

den 
Insge-
samt 

1983 28 20 20 13 19 100 

1985 29 20 20 13 17 100 

1987 30 20 19 13 18 100 

1990 25 22 21 15 17 100 

1993 36 23 20 11 11 100 

1995 28 21 20 15 16 100 

1998 28 22 20 15 15 100 

2004 27 19 24 15 15 100 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Frage 2007 nicht gestellt 

In der Zeitreihe über die Zufriedenheit mit der Mitwirkung 
in der Demokratie ist keine eindeutige Tendenz zu beobach­
ten: Mit einer Ausnahme beträgt die Quote der zufriedenen 
Studierenden 30% bis 32%, liegt also nahe beieinander. Entspre­
chend ist der Anteil der mit den Mitwirkungsmöglichkeiten 
unzufrieden Studierenden mit 59% im Jahr 1993 zwar am höch­
sten, aber ansonsten hat auch diese Quote wenig variiert: zwi­
schen 50% (1987 und 1998) und nur 46% (2004).  

Unzufriedenheit und politisches Interesse 
Die Frage zur Zufriedenheit erbringt bei den Studierenden im 
Zeitvergleich stets eine fast gleiche Verteilung: Grob unterteilt 
ist die Hälfte unzufrieden, ein Fünftel äußert sich teils-teils und 
knapp unter einem Drittel ist zufrieden; es gibt wenig stärkere 
Ausschläge. Demnach kann davon ausgegangen werden, dass 
zur Demokratie immer ein Gutteil Unzufriedenheit mit den 
eigenen Mitwirkungsmöglichkeiten gehört, zumal unter den 
Studierenden. Je stärker das politische Interesse und das Enga­
gement, desto mehr werden die Grenzen eigener Einfluss­
nahme gespürt und desto größer fällt die Unzufriedenheit aus. 

Es mag paradox klingen, aber die Daten sprechen dafür: 
Ein größeres Maß an Unzufriedenheit (im normalen Rahmen) 

spricht nicht gegen, sondern eher für demokratische Verhält­
nisse und Haltungen. Unzufriedenheit in diesem Sinne ist ein 
Movens für Auseinandersetzung und Entwicklung, Zufrieden­
heit signalisiert eher Anpassung und Stagnation. 

Dies wird auch daran ersichtlich, dass zwischen politi­
schem Interesse, Verantwortlichkeit oder kognitiver Kompe­
tenz jeweils kein einfacher, linearer Zusammenhang mit der 
Mitwirkungszufriedenheit am politischen Geschehen besteht. 
Vielmehr sind sowohl die politisch Passiven und Desinteres­
sierten als auch die Aktiven und Interessierten mit den Mög­
lichkeiten zur Mitwirkung unzufriedener. Dagegen äußern 
sich Studierende mit mittlerem oder schwächerem politischen 
Interesse häufiger als teilweise zufrieden. 

Mit steigendem politischem Interesse wird das Urteil der 
Studierenden über ihre Zufriedenheit mit den Mitwirkungs­
möglichkeiten außerdem entschiedener. Die mittlere Katego­
rie wird deutlich weniger gewählt, dafür erhöht sich der Anteil 
der eindeutig Zufriedenen wie der eindeutig Unzufriedenen, 
letztere sogar ein wenig stärker (vgl. Tabelle 12). 

Tabelle 12 
Stärke des politischen Interesses und Mitwirkungs­
zufriedenheit (WS 2003/04) 
(Angaben in Prozent) 

Politisches Interesse1) 

Mitwirkungs- ganz sehr 
zufriedenheit gering wenig mittel eher stark 
 gar nicht 28 25 23 23 32 

 eher nicht 13 19 23 22 18 

teils-teils 31 30 28 25 22 

 eher zufrieden 10 11 14 16 15 

 völlig zufrieden 18 15 13 14 18 

Insgesamt 100 100 100 100 100 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Frage 2007 nicht gestellt 

Die Einstellungen der Studierenden zur Demokratie lassen 
zwar ein Festhalten an den zwei grundlegenden Prinzipien der 
Meinungsfreiheit und des Gewaltverzichts erkennen, aber grö­
ßere Teile haben zunehmende Schwierigkeiten mit den offe­
nen und kontroversen Elementen einer pluralistischen Demo­
kratie: Sie zeigen einige Ambivalenz (vgl. Dippelhofer 2008).  

Insofern lässt sich nicht mehr die Diagnose stellen, wie 
noch Ende der 90er Jahre, dass es sich bei der deutschen Ju­
gend, insbesondere den Studierenden, um "unzufriedene 
Demokraten" handele (vgl. Gille/Krüger 2000). Vielmehr ist der 
Anteil an labilen und distanzierten Demokraten unter ihnen 
im neuen Jahrtausend dermaßen angestiegen, dass der Wan­
del ein neues Etikett verlangt. Da das wesentliche Kennzeichen 
des Wandels der Verlust an demokratischer Gefestigtheit ist 
und vor allem die Distanz zu Kontroversen und Pluralität zu­
genommen hat, bietet es sich an, die neue Studentengenerati­
on als "labile Demokraten" zu bezeichnen. 
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5 Politische und soziale Partizipation an den Hochschulen 


Seit längerem bringen sich die Studierenden bei der Ge­
staltung von Hochschulen und Studium wenig ein, sie 
bleiben den Wahlen zu den Hochschulgremien fern und 
haben sich von einer eigenen studentischen Politik 
weitgehend verabschiedet. Aufforderungen, bei der 
Entwicklung des Europäischen Hochschulraumes mitzu­
wirken, kommen sie nur zögerlich nach. Eine Reihe von 
Fragen sind angesichts dieser Zurückhaltung zu stellen: 
Wie hat sich die studentische Partizipation an den Hoch­
schulen und in den Fachschaften entwickelt? Welche 
Aufgaben werden von den studentischen Vertretungen 
erwartet? Haben die aktiven Vertreter/innen andere 
Prioritäten als die "schweigende Mehrheit"? Welchen 
Stellenwert hat das allgemeine politische Mandat, einst 
umstritten, für die heutigen Studierenden? 

5.1 	 Interesse an Hochschulpolitik und 
studentischen Aktivitäten 

Bei Untersuchungen zur  Partizipation der Studierenden an 
den Hochschulen bietet es sich an, zwei Bereiche zu unterschei­
den: Zum einen die institutionellen Gruppen und Gremien an 
den Hochschulen (wie Fachschaft, AStA, Senat, politische Ver­
einigungen oder Aktionsgruppen), und zum anderen die sozia­
len und kulturellen Angebote und Gruppierungen (wie Hoch­
schulsport, Studentengemeinden, Verbindungen, Theater­
gruppen oder Orchester) (vgl. Dippelhofer 2004). 

Traditionell geringes Interesse an Hochschulpolitik 
Das Interesse der Studierenden an Fragen der Hochschulent­
wicklung  in der Nachkriegszeit war traditionell gering - mit 
spezifischen Ausnahmen in einzelnen Phasen (vgl. Jarausch 
1984). Bereits frühere Untersuchungen hatten aufgezeigt, dass 
die Studierenden der Hochschulpolitik häufig distanziert 
gegenüber stehen (vgl. Adam 1965). Das Interesse der Studie­
renden für "hochschulpolitische Fragen und Entwicklungen" 
hat sich auch in den 80er und 90er Jahren sowie im neuen 
Jahrtausend nicht entscheidend geändert. Anders als beim 
allgemeinen politischen Interesse ist allerdings kein genereller 
Trend des Rückgangs festzustellen. 

Zumeist befindet sich das Interesse der Studierenden an 
der Hochschulpolitik und den hochschulpolitischen Entwick­
lungen auf einem niedrigen Niveau: Nicht mehr als 13% bis 14% 
bezeichnen sich als stark interessiert. Demgegenüber befassen 
sich zwischen 39% und 41% gar nicht oder wenig mit diesen 
Fragen. Die übrigen Studierenden, zumeist knapp weniger als 
die Hälfte, bescheinigen sich ein mittleres Interesse. Diese 
Verteilung von Interesse und Desinteresse tritt in fast allen 
Erhebungen auf; sie ist erstaunlich stabil (vgl. Tabelle 13). 

Ausnahmen stellen die beiden Erhebungen von 2001 und 
2004 dar: zu beiden Zeitpunkten liegt das studentische Interes­
se an der Hochschulentwicklung jeweils etwas höher. In dieser 
Phase bezeichnen sich immerhin 20% der Studierenden als 
stark und nicht mehr als 30% als wenig bzw. gar nicht daran 
interessiert. Man darf vermuten, dass dieser Anstieg mit den 
damaligen Debatten und Auseinandersetzungen um die Stu­
diengebühren zusammenhängt, weniger mit der Einführung 
des Europäischen Hochschulraumes.  

Aber 2007 sind die früheren Verhältnisse der studentischen 
Distanz gegenüber der Hochschulpolitik wieder zurückge­
kehrt. Das hochschulpolitische Interesse  der Studierenden hat 
sich auf das "Normalmaß" reduziert: 14% äußern ein starkes 
und 39% ein geringes oder kein Interesse; die knappe Hälfte 
attestiert sich ein mittleres Interesse. Die Debatten um die 
Studiengebühren sind offenbar für viele beendet und die Ent­
wicklung des Europäische Hochschulraumes weckt kaum 
politische Aufmerksamkeit unter den Studierenden. 

Eigene studentische Politik wenig gefragt 
Kaum Anklang findet eine eigene studentische Politik. In der 
Regel äußern sich nicht mehr als 6% bis 7% als daran stark inte­
ressiert; nur 2004 wird sie etwas mehr befürwortet (von 10%). 
Stets bildet die Gruppe Studierender, die  sich darum nicht 
kümmert, die eindeutige Mehrheit: Sie liegt durchweg bei 
etwa 60%, worunter nicht wenige (13% - 16%) gar nichts davon 
halten. Nur 2001 fällt der Anteil der Desinteressierten bis auf 
51% ab, steigt aber 2007 wieder auf 60% an – die alten Verhält­
nisse einer großen Distanz gegenüber  einer eigenen studen­
tischen Politik haben sich wieder eingestellt. 

Tabelle 13 
Interesse der Studierenden an Hochschulpolitik und an  
studentischer Politik (1983 - 2007) 
(Skala von 0 = gar nicht bis 6 = sehr stark interessiert; Angaben in Prozent für Kategorien 0-2 
= gering, 3+4 = mittel, 5+6 = stark interessiert) 

Interesse an 
Hochschulpolitik 

Interesse an 
studentischer Politik 

gering mittel stark gering mittel stark 
Früheres 
Bundesgebiet 
1983 35 48 17 55 36 9 
1985 41 45 14 61 32 7 
1987 41 46 13 61 32 7 
1990 36 50 14 61 32 7 

Deutschland 
1993 39 48 13 60 34 6 
1995 40 47 13 62 32 6 
1998 31 49 20 53 37 10 
2001 30 51 19 54 38 8 
2004 30 50 20 51 39 10 
2007 39 47 14 60 33 7 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
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Kaum Unterschiede im hochschulpolitischen Interesse nach 
der Hochschulart 
Zwischen den Studierenden an den beiden Hochschularten be­
stehen keine nennenswerten Unterschiede mehr, sei es im In­
teresse an Hochschulpolitik oder in der Stützung einer studen­
tischen Politik. Zwar war in den 80er Jahren an den Universitä­
ten das hochschulpolitische Interesse etwas größer, aber es 
entspricht in den 90er Jahren dem an den Fachhochschulen. 
Die studentische Politik wurde ebenfalls in den 80er Jahren an 
den Universitäten etwas mehr mit getragen; aber nach der 
deutschen Vereinigung standen ihr in den 90er Jahren die Stu­
dierenden an den Fachhochschulen etwas aufgeschlossener 
gegenüber. Mit der Erhebung 2007 ist eine Angleichung einge­
treten: an Hochschulpolitik sind an beiden Hochschularten 
jeweils 14% stark interessiert, an der studentischen Politik 7%.  

5.2 	 Beteiligung an der Hochschule und in den 
Fachschaften 

Allenthalben ist ein Rückgang der Beteiligung von Studieren­
den an Gremien und Gruppen ihrer Hochschule zu beobach­
ten. Nicht nur der Anteil häufiger Aktivisten hat abgenommen, 
auch die gelegentlich Aktiven sind weggeblieben. In allen 
politischen Einrichtungen der Hochschule war die Bereitschaft 
der Studierenden zur Teilnahme noch nie so gering wie 2007.  

In den Fachschaften ist die Beteiligung 2007 auf 11% gefal­
len und in der studentischen Selbstverwaltung auf 5%; in offi­
ziellen Gremien sind noch 2% vertreten; an den informellen 
Aktionsgruppen beteiligen sich nur 8% und in politischen Stu­
dentenvereinigungen mit 4% noch weniger (vgl. Tabelle 14). 

Kleiner Kreis an Aktiven für die politische Fachschafts- und 
Gremienarbeit an den Hochschulen 
Die Beteiligung an Fachschaften weist die vergleichsweise 
höchste Quote auf: Sie betrug in den 80er und 90er Jahren 
noch 14% bis 18% (1998), ist aber bis 2007 stark gefallen. Gut ein 
Drittel der Studierenden ist daran gänzlich desinteressiert. Die 
Fachschaften haben einiges ihrer früheren Attraktivität bei 
einem größeren Kreis Studierender verloren. 

An der studentischen Selbstverwaltung/Vertretung (AStA 
u.ä.) nehmen nur 5% noch teil, nachdem in den 80er oder 90er 
Jahren auch 6% erreicht wurden - allerdings war die Quote der 
Aktiven als studentische Vertreter/innen nie hoch. Aber der 
Anteil der Desinteressierten ist kontinuierlich auf knapp über 
die Hälfte gestiegen. 

Die offiziellen Selbstverwaltungsgremien (Senat, Konzil 
u.ä.) finden kaum mit studentischer Beteiligung statt. Sie war 
naturgemäß nie hoch und überschritt auch in den 80er Jahren 
nicht 4%; aber 2007 hat sie sich auf 2% halbiert. Zwei Drittel der 
Studierenden haben überhaupt kein Interesse für die offiziel­
len Gremien der Selbstverwaltung ihrer Hochschule, deutlich 
mehr als in den 90er Jahren. 

Rückzug von politischen Studentenvereinigungen und  
Aktionsgruppen 
Der Rückzug aus den politischen Studentenvereinigungen 
ebenso wie aus den informellen Aktionsgruppen an den Hoch­
schulen ist besonders augenfällig. Der Rückgang betrifft so­
wohl die aktiven Teilnehmer als auch das interessierte Publi­
kum; dagegen haben sich die Desinteressierten stark vermehrt. 

Tabelle 14 
Interesse und Teilnahme der Studierenden in politischen Gruppen und Gremien an ihrer Hochschule (1983 - 2007) 
(Angaben in Prozent; Differenz zu 100 Prozent: Kategorie 6 = gibt es nicht) 

Fachschaften 1983 1985 1987 1990 1993 1995 1998 2001 2004 2007 
 nicht interessiert 26 29 28 28 29 28 24 32 31 35 

Interesse, keine Teiln. 58 57 58 57 54 54 57 54 55 54 
Teilnahme / Amt1) 16 15 14 15 14 16 18 14 13 11 

Studentische Selbstverwaltung (AStA) 
 nicht interessiert 43 43 42 43 41 51 50 52 

Interesse, keine Teiln. 51 52 51 50 52 42 44 42 
Teilnahme / Amt 6 5 5 6 6 5 5 5 

Offizielle Gremien (Senat, Konzil) 
 nicht interessiert 52 52 53 55 57 56 52 63 63 66 

Interesse, keine Teiln. 44 44 44 42 38 39 42 32 32 31 
Teilnahme / Amt 4 4 3 3 3 3 3 3 3 2 

Politische Studentenvereinigungen 
 nicht interessiert 55 59 60 62 66 67 63 66 63 67 

Interesse, keine Teiln. 37 34 33 32 27 26 30 28 31 27 
Teilnahme / Amt 8 7 7 6 4 4 5 4 4 4 

Informelle Aktionsgruppen 
 nicht interessiert 36 39 43 41 44 49 45 54 54 60 

Interesse, keine Teiln. 47 44 42 43 39 36 38 33 33 29 
Teilnahme / Amt 17 17 15 16 14 12 14 9 9 8 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Kategorie „gelegentlich“ und „häufig/habe ein Amt inne“  zusammengefasst. 
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Für die politischen Studentenvereinigungen hat sich die 
Quote der Teilnahme zwischen 1983 und 2007 von 8% auf 4% 
halbiert; sie war schon 1993 nach der Wiedervereinigung auf 
4% bis 5% gefallen. Zwei Drittel der Studierenden haben an den 
politischen Studentenvereinigungen (von den Jusos bis zum 
RCDS oder andere Gruppen) kein Interesse mehr. 

Bei den informellen Aktionsgruppen, einst mit einigem 
Zulauf, ist ebenfalls stufenweise eine Halbierung der Teilneh­
mer  eingetreten: Lag die Quote in den 80er Jahren noch bei 
15% bis 17%, ging sie in den 90er Jahren auf 12% bis 14% zurück 
und fiel dann im neuen Jahrtausend bis 2007 sogar auf 8% ab. 
Hier ist der Anstieg des Desinteresses am größten: von etwa 
einem Drittel (1983) über knapp die Hälfte (1998) bis zu beach­
tenswerten 60% (2007). 

Der Kreis der desinteressierten Studierenden ist stark an­
gewachsen, und zwar bei allen politischen Gruppen und Gre­
mien: um 9 (Fachschaften) bis 24 Prozentpunkte (Aktionsgrup­
pen) zwischen 1983 und 2007. Solche  vermehrte Teilnahmslo­
sigkeit, solche Verringerung bei den Aktiven als auch beim 
Publikum der Hochschulpolitik, ihrer Gestaltung und Entwick­
lung, solche Abstinenz der Einflussnahme und des Verzichts 
auf Interessenvertretung belegt, dass für viele Studierende die 
Hochschule kein Lebensraum mehr ist, der sie angeht. Sie 
mögen sie als "Dienstleistungsunternehmen" ansehen, an dem 
sie nicht mitwirken, sondern nur als Kunden ihre Zufrieden­
heit oder Unzufriedenheit mit dem Angebot äußern.  Diese 
Änderung der studentischen Haltung zur Hochschule hat sich 
vor allem im neuen Jahrtausend verschärft, nachdem sie sich in 
den 90er Jahren bereits abzeichnete. 

5. 3 Beteiligung an sozialen und kulturellen 
Gruppen 

Als soziale Gruppen, die dem Austausch und möglichen Aktivi­
täten dienen, können der Studentensport, kulturelle Aktivitä­
ten (z.B. Theater-, Musikgruppen), aber auch die Studenten­
gemeinden (meist kirchlich) oder die traditionellen Studen­
tenverbindungen angesehen werden. Wie steht es mit der 
Betätigung in kulturellen Einrichtungen oder bei den kirchli­
chen Studentengemeinden? Was ist aus den Verbindungen 
geworden, erfahren sie eine Renaissance? 

Auch bei den sozialen und kulturellen Angeboten ist ein 
geringer Rückgang der Beteiligung seitens der Studierenden 
festzustellen, der aber längst nicht so ausgeprägt ist wie bei 
den politischen Gremien und Gruppen an der Hochschule.  Bei 
einigen Angeboten hat sich der Kreis des Publikums und der 
potentiellen Mitwirkenden sogar etwas vergrößert. 

Höchste Beteiligung am Studentensport 
Ganz auszunehmen ist der Studentensport, der ein unverän­
dert hohes Interesse und eine breite Beteiligung erfährt. Nur 
ein Viertel der Studierenden ist daran nicht interessiert, unter 
dem Motto „No sports“. Aber 43% nehmen daran teil, wenn­
gleich nicht alle regelmäßig (vgl. Tabelle 15). 

Die kulturelle Aufgeschlossenheit ist unter den Studieren­
den begrenzt. Nicht mehr als ein Viertel von ihnen ist in kultu­
rellen oder musischen Gruppen aktiv, wobei ein leicht fallen­
der Trend bei der Beteiligung zu beobachten ist. 

Tabelle 15 
Interesse und Teilnahme der Studierenden an sozialen und kulturellen Angeboten an ihrer Hochschule (1983 - 2007) 
(Angaben in Prozent; Differenz zu 100 Prozent: Kategorie 6 = gibt es nicht) 

1983 1985 1987 1990 1993 1995 1998 2001 2004 2007 

Hochschul-/Studentensport
 nicht interessiert 27 27 28 29 25 26 26 25 23 24 

Interesse, keine  Teiln. 29 30 28 30 29 30 30 32 34 33 
Teilnahme / Amt 44 43 43 41 46 44 44 43 43 43 

Kulturelle/musische Gruppen 
 nicht interessiert 33 35 35 33 33 34 33 33 35 

Interesse, keine Teiln. 38 38 37 37 36 38 38 41 38 
Teilnahme / Amt 29 27 28 28 29 26 26 24 25 

Studentengemeinden 
 nicht interessiert 71 72 75 75 72 73 73 69 70 70 

Interesse, keine Teiln. 21 20 18 18 17 17 18 20 19 20 
Teilnahme / Amt 8 8 7 7 8 7 7 6 6 7 

Studentenverbindungen 
 nicht interessiert 81 80 81 82 76 78 76 74 75 75 

Interesse, keine Teiln. 13 15 14 13 17 15 17 18 17 18 
Teilnahme / Amt 6 5 5 5 5 5 5 5 4 4 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Kategorie „gelegentlich“ und „häufig/habe ein Amt inne“ zusammengefasst. 
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Begrenztes Potential für die Studentengemeinden 
Für die Studentengemeinden (unterschiedlicher Konfessiona­
lität) besteht nur ein begrenztes Potential unter den Studie­
renden. Es hat sich im Zeitverlauf nur wenig verändert: Ge­
genwärtig liegt es bei 18% Interessierter und 7% aktiven Teil­
nehmer/innen. Leicht zurückgegangen ist der Kreise der völlig 
Desinteressierten, bleibt aber mit 70% recht hoch. 

Keine Renaissance der Studentenverbindungen 
Die Studentenverbindungen haben keinen größeren Zulauf, 
obwohl konventionelle Orientierungen und konservative Hal­
tungen unter den Studierenden zugenommen haben. Der An­
teil der „Aktiven“ ist sogar auf 4% gesunken, nachdem er An­
fang der 80er Jahre bei 6% lag. Das ablehnende Desinteresse hat 
sich allerdings etwas verringert. 

5.4 Aufgaben der studentischen Vertretungen 

Die studentischen Vertretungen und ihre Aufgaben, an 
den einzelnen Hochschulen oder als bundesweiter Verband, 
waren stets umstritten. Im Mittelpunkt der Auseinanderset­
zungen stand oft die Frage nach dem allgemeinen politischen 
Mandat. Neuerdings wird ein Wechsel bei den studentischen 
Vertretungen diagnostiziert: weg von politischen Parolen und 
Demonstrationen hin zu Serviceleistungen und Kundenorien­
tierung. Der möglichen Entwicklung und dem gegenwärtigen 
Stand ist anhand des Studierendensurveys nachzugehen: Wel­
che Aufgaben werden den Studentenvertretungen zuge­
schrieben? Wie steht es um das politische Mandat: Wird es 
befürwortet oder abgelehnt? 

Allgemein politisches Mandat umstritten 
Die politische Vertretung der Studierenden nach außen, das 
allgemeinpolitische Mandat, wird von den Studierenden seit 
Ende der 90er Jahre stärker und vordringlicher als Aufgabe der 
Studentenvertretung verlangt. 

In den 80er Jahren verneinte über ein Viertel der Studie­
renden das allgemein politische Mandat und nicht mehr als 
30% sprachen sich für eine politische Vertretung nach außen 
durch ihre Studentenvertreter aus; die übrigen Studierenden, 
insgesamt recht viele, hatten keine direkte Meinung dazu. 
Ähnlich blieben die Verhältnisse nach der Wiedervereinigung 
in der ersten Hälfte der 90er Jahre. Zwar verneinten etwas 
weniger Studierende das politische Mandat (Rückgang auf 
22%); aber auch weniger sprachen sich entschieden dafür aus: 
Nur 5% bezeichneten es als vordringlich und weitere 23% be­
fürworteten es. 

Erst 1998 trat eine Wende ein: Gegen das allgemein politi­
sche Mandat waren nur noch 17%, aber 40% votierten dafür, 
darunter 10% sogar als vordringlich. Damit war eine hohe Quo­
te der Zustimmung erreicht, die im neuen Jahrtausend weit­
gehend beibehalten wurde. 2007 sprechen sich 39% dafür aus 
(darunter 9% sogar als vordringlich). Zugleich ist die Ableh­

nung des allgemein-politischen Mandates weiter zurückge­
gangen: 2004 und 2007 lehnen es nur noch 13% bzw. 14% ab. 

Im Verhältnis zu den anderen möglichen Aufgaben der stu­
dentischen Vertretung hat aber das politische Mandat für die 
Studierenden einen nachgeordneten Stellenwert - es bleibt in 
der konkreten Anwendung auch weiterhin umstritten, da 47% 
es nur mit Vorbehalten befürworten und 14% völlig ablehnen. 

Ähnlich verhält es sich mit der Aufgabe, die Studenten­
schaft zu organisieren und deren politisches Bewusstsein zu 
bilden. Bis Ende der 80er Jahre, in den alten Ländern, lag die 
Quote der Befürwortung als dringliche oder starke Aufgabe für 
die Studierendenvertretung bei gut einem Drittel (36% bis 38%); 
die Verneinung dieser Aufgabe blieb bei knapp unter einem 
Fünftel (18% bis 19%). Mit der Wiedervereinigung bis Mitte der 
90er Jahre trat eine gewisse Zurückhaltung bei dieser Aufgabe 
ein: Die Befürwortung sank leicht unter ein Drittel (32%), dage­
gen belief sich die Ablehnung nun auf 20%. 

Ebenfalls Ende der 90er Jahre steigt dann die Befürwortung 
dieser Aufgabe deutlich an, und zwar im Jahr 1998 auf 42%, 
darunter 10% sogar als vordringlich; und die Verneinung dieser 
Aufgabe fiel auf 14%. Zwar liegen für das neue Jahrtausend zu 
dieser Aufgabe keine weiteren Stellungnahmen vor, es ist aber 
anzunehmen, dass die zustimmenden Voten ähnlich wie beim 
allgemeinpolitischen Mandat hoch geblieben sind. 

Die Voten für das allgemein politische Mandat (die politi­
sche Vertretung nach außen) und für die politische Organisie­
rung der Studentenschaft als Aufgaben der Studierendenver­
tretung haben sich in den letzten Jahren vergleichsweise auf 
hohem Niveau verfestigt, auch wenn andere Themen für die 
Studierenden vordringlicher bleiben. 

Eine vermehrte Zurückhaltung bei den Studierenden, ih­
ren Vertretern allgemeine politische Aufgaben und Funktio­
nen zuzuschreiben, ist nicht zu erkennen. Trotz geringer eige­
ner politischer Beteiligung wird dennoch von den studenti­
schen Vertretern eine stärkere politische Einflussnahme ver­
langt. Ein völliger politischer Verzicht der Studentenvertre­
tung entspricht daher nicht dem mehrheitlichen Votum der 
Studierenden - die allerdings bei der Wahrnehmung sich we­
niger engagieren, sie offensichtlich mehr an die Vertreter 
delegieren. 

Die Diskussion um die Studiengebühren, die neuen politi­
schen Verfassungen der Hochschulen, die Änderungen der 
Zulassungen, die Gestaltung des Europäischen Hochschul­
raumes haben offenbar das Bewusstsein bei den Studierenden 
geschärft, dass solche hochschulpolitischen Entscheidungen in 
allgemeine politische Vorstellungen und Konzepte eingebun­
den sein sollten. Allerdings bleibt ihre Befassung damit punk­
tuell ohne in einen allgemeineren Rahmen hochschulpoliti­
scher Überlegungen eingebunden zu sein. 







Abbildung 11 
Ausmaß der sozialen Unterschiede in der Bundesrepublik im 
Urteil der Studierenden in den alten und neuen Ländern 
(1993 - 2007) 
(Skala von 0 = gering bis 6 = groß; Angaben in Prozent für Kategorien 5-6 = groß) 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) 2001 und 2007 nicht erhoben 
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6 Gesellschaftsbild und gesellschaftliche Werte 


Was als Gesellschaftsbild gefasst wird, bezieht sich auf 
Vorstellungen zum gesellschaftlichen Aufbau und seiner 
leitenden Werte. Zum einen steht das Ausmaß der sozia­
len Unterschiede und dessen Gerechtigkeit im Mittel­
punkt, zum anderen die Prinzipien der sozialen Differen­
zierung und deren Geltung: Gilt noch das Leistungsprin­
zip und hat jeder eine faire Aufstiegschance? Diese Kern­
fragen zur gesellschaftlichen Verfasstheit werden er­
gänzt durch Fragen zu grundlegenden gesellschaftlichen 
Werten wie Wettbewerb und Solidarität oder techni­
scher Fortschritt und Umweltschutz, die in ein Span­
nungsverhältnis geraten können. 

6.1 	 Soziale Ungleichheit: Ausmaß und 
Gerechtigkeit 

Die sozialen Unterschiede und deren Gerechtigkeit bilden den 
Kernpunkt der gesellschaftlichen Verfasstheit und ihrer Legiti­
mität (vgl. Rawls 1975). Die Vorstellungen von Studierenden als 
zukünftiger gesellschaftlicher Elite sind daher als ein wichtiger 
Gradmesser für die Legitimität der gesellschaftlichen Verhält­
nisse anzusehen. Frühzeitig wurde dazu ein Instrumentarium 
mit Indikatoren zum Gesellschaftsbild und den gesellschaftli­
chen Werten entwickelt (vgl. Sandberger 1977).  

Soziale Ungleichheit wird unterschiedlich eingeschätzt 
Die Studierenden haben stets mehrheitlich die sozialen Unter­
schiede in Deutschland als groß bzw. eher groß bezeichnet. Im 
Ausmaß der Unterschiede ergeben sich im Zeitverlauf unter­
schiedliche Einschätzungen, die aber keinem einfachen Trend 
folgen (vgl. Tabelle 17). 

Tabelle 17 
Ausmaß der sozialen Unterschiede in der Bundesrepublik im 
Urteil der Studierenden (1983 - 2004) 
(Skala von 0 = gering bis 6 = groß; Angaben in Prozent für Kategorien: 0-1 = gering, 2 = eher 
gering, 3 = mittel, 4 = eher groß, 5-6 = groß) 

Ausmaß der sozialen Unterschiede2) 

Studierende 
insgesamt1) gering 

eher 
gering mittel 

eher 
groß groß 

Mittel-
wert 

1983 10 16 18 25 30 3.6 
1987 6 12 17 26 40 4.0 
1990 4 9 16 27 44 4.1 
1993 3 7 13 28 49 4.3 
1995 3 8 13 29 48 4.3 
1998 3 7 13 29 47 4.3 
2004 4 9 16 34 38 4.0 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) 2001 und 2007 nicht erhoben 
2) Differenz zu 100 Prozent entfällt auf Kategorie  weiß nicht 

Zu Beginn der Erhebungen, 1983, war die Sicht der gesell­
schaftlichen Ungleichheit unter den damaligen Studierenden 
in den alten Ländern recht moderat: Weniger als ein Drittel 

hielt sie für groß (30%). Diese Einschätzung der sozialen Unter­
schiede in Deutschland als groß hat bereits über die 80er Jahre 
eine deutliche Zunahme erfahren: Sie stieg bis 1990 auf 44%. 

Vergleichsweise mehr Studierende meinten in den 90er 
Jahren, dass die sozialen Unterschiede groß seien, wobei die 
Anteile recht stabil blieben: Fast die Hälfte hielt sie für eindeu­
tig groß, etwas mehr als ein Viertel für eher groß. Über drei 
Viertel der Studierenden gingen demnach von einer Gesell­
schaft mit ausgeprägten sozialen Unterschieden aus. Im neuen 
Jahrtausend (2004) halten weniger Studierende die sozialen 
Unterschiede für groß: Rückgang auf 38%; weitere 34% halten 
sie für eher groß. Insgesamt meinen weiterhin sehr viele Stu­
dierende (72%), es bestünden größere soziale Ungleichheiten.  

Unterschiede in der Sichtweise von Studierenden in den 
alten und neuen Ländern 
In den alten und in den neuen Ländern urteilen die Studieren­
den deutlich anders über die soziale Ungleichheit: Diese große 
Differenz konnte für Mitte der 90er Jahre in der ersten Phase 
nach der Verreinigung aufgezeigt werden (vgl. Ramm 1997). 
Besonders weit auseinander lagen die Urteile der Studierenden 
zur Ungleichheit unmittelbar nach der Wiedervereinigung 
(1993): Während die Studierenden in den alten Ländern die 
sozialen Unterschiede zu 44% für groß hielten, waren es in den 
neuen Ländern mit 67% weit mehr (vgl. Abbildung 11).  



Abbildung 12 
Ungerechtigkeit der sozialen Unterschiede im Urteil der 
Studierenden in den alten und neuen Ländern (1993 - 2007) 
(Skala von 0 = ungerecht bis 6 = gerecht; Angaben in Prozent für 0-1 = ungerecht) 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) 2001 und 2007 nicht erhoben 
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Im neuen Jahrtausend ist die Einschätzung der sozialen Un­
terschiede als groß in beiden Teilen Deutschlands weiter zu­
rückgegangen: In den alten Ländern ist der Anteil auf 35% und 
in den neuen Ländern auf 45% gefallen. Eine beachtliche Diffe­
renz von zehn Prozentpunkten besteht aber weiterhin. Aller­
dings ist nicht auszuschließen, dass nach 2004 (letzte Erhe­
bung) eine weitere Annäherung im Urteil der Studierenden in 
den alten und neuen Ländern erfolgt ist. 

Die ursprünglich große Differenz im Urteil über die gesell­
schaftliche Ungleichheit, die nach der Wiedervereinigung 
zwischen Studierenden in den alten und neuen Ländern zu 
beobachten war, ist erheblich zurückgegangen. Aber trotz 
dieser Annäherung ist die Sicht in den neuen Ländern kriti­
scher geblieben. 

Danach sind die Lebensverhältnisse in den neuen Ländern 
weiterhin mehr durch soziale Ungleichheit geprägt als in den 
alten Ländern, obwohl gemäß dem Urteil der Studierenden 
beachtenswerte Verbesserungen erreicht wurden. Das unter­
schiedliche Ausmaß an wahrgenommener Ungleichheit stellt 
ein wichtiges Moment der sozialen und politischen Spannun­
gen zwischen den alten und den neuen Ländern dar. Für die 
Tiefe solcher Spannungen ist ein entscheidendes Kriterium die 
Gerechtigkeit solcher sozialen Unterschiede. Deren Einschät­
zung als gerecht oder ungerecht ist daher eine wichtige Grund­
lage für die gesellschaftliche Legitimität. 

Soziale Ungleichheit ist für die meisten ungerecht 
Wie bei der Größe der sozialen Unterschiede bewertet in allen 
Erhebungen mehr als die Hälfte der Studierenden diese Unter­
schiede als ungerecht. Die Studierenden zeigen demnach 
durchaus eine kritische Sensibilität und hohe Ansprüche an die 
Gerechtigkeit gesellschaftlicher Verhältnisse. Nur in einer 
Erhebung, in der von 1983 im früheren Bundesgebiet, kommt 
mehr als ein Viertel der Studierenden zu dem Urteil "gerecht" - 
in allen weiteren Erhebungen bleibt der Anteil zum Teil deut­
lich geringer (vgl. Tabelle 18).  

Tabelle 18 
Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit der sozialen Unterschiede 
im Urteil der Studierenden (1983 - 2004) 
(Skala von 0 = ungerecht bis 6 = gerecht; Angaben in Prozent für Kategorien: 0-1 = 
ungerecht, 2 = eher ungerecht, 3 = teils-teils, 4 = eher gerecht, 5-6 gerecht) 

Gerechtigkeit der sozialen Unterschiede2) 

Studierende ungerecht teils- gerecht Mittel-
insgesamt1) völlig eher teils eher völlig wert 

1983 33 25 17 12 13 2.4 

1987 36 25 17 11 11 2.3 

1990 35 27 17 11 10 2.2 

1993 38 28 15 11 8 2.1 

1995 39 28 25 10 7 2.1 

1998 38 29 16 9 7 2.1 

2004 29 30 21 12 8 2.3 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) 2001 und 2007 nicht erhoben 
2) Differenz zu 100 Prozent entfällt auf Kategorie  weiß nicht 

Das studentische Urteil zur Gerechtigkeit der sozialen Un­
terschiede folgt – ohne linearen Trend – den Einschätzungen 
über ihr Ausmaß: In den 80er Jahren wurden sie häufiger als 
gerecht eingeschätzt, allerdings auch damals mit abnehmen­
den Anteilen. Entsprechend stieg das Urteil über die sozialen 
Unterschiede als ungerecht auf 62% der Studierenden, darun­
ter meinte ein gutes Drittel sogar, sie seien völlig ungerecht.  

In den 90er Jahren erscheinen für durchweg zwei Drittel 
der Studierenden die sozialen Unterschiede als ungerecht. Im­
mer weniger von ihnen stuften sie damals noch als eher oder 
völlig gerecht ein (Rückgang von 19% auf 16%). Nach der Wie­
dervereinigung Deutschlands fielen die studentischen Urteile 
in größerem Umfang kritisch aus, die Befürchtung einer Spal­
tung der Gesellschaft in Oben und Unten war unter den Studie­
renden verbreitet. Erst im neuen Jahrtausend ist bei dieser 
Frage wieder eine beachtliche Wende eingetreten: Das kriti­
sche Urteil über die sozialen Unterschiede  als völlig oder eher 
ungerecht ist auf 59% deutlich zurückgegangen, und die Be­
wertung als gerecht hat immerhin wieder die Marke von 20% 
erreicht. Es bleibt zu fragen, ob sich darin unterschiedliche 
Entwicklungen in den alten und neuen Ländern verbergen? 

Analoge Entwicklung im Urteil zur Gerechtigkeit sozialer 
Ungleichheit in den alten und neuen Ländern 
Das Urteil zur Gerechtigkeit sozialer Unterschiede hat sich bei 
den Studierenden in den alten und neuen Ländern ähnlich ent­
wickelt. In der ersten Hälfte der 90er Jahre bestand eine erheb­
liche Differenz bei diesem Urteil: In den alten Ländern kam ein 
Drittel, in den neuen Ländern die Hälfte der Studierenden zum 
Urteil, dass sie ungerecht seien (vgl. Abbildung 12). 



Abbildung 13 
Größe und Gerechtigkeit der sozialen Unterschiede im 
Urteil von Studierenden (2004) 
(Skala von 0 = ungerecht bis 6 = gerecht; Angaben in Prozent für Kategorien 0-1 = 
ungerecht bzw. 5-6 = gerecht) 
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Bereits 1998 erfolgte eine gewisse Annäherung, wobei wie­
derum die Studierenden in den neuen Ländern nicht mehr 
ganz so häufig zu einem kritischen  Urteil gelangten: noch zu 
43%. Im neuen Jahrtausend, bei der Erhebung 2004, ist dann in 
beiden Regionen Deutschlands ein deutlicher Rückgang des 
Urteils über die sozialen Unterschiede als ungerecht erfolgt. 
Die Differenz zwischen den Studierenden in den alten und neu­
en Ländern ist aber weiterhin beachtlich, hat sogar gegenüber 
1998 wieder leicht zugenommen: von 7 auf 9 Prozentpunkte.  

Zusammenhang zwischen Wahrnehmung und Bewertung 
zur sozialen Ungleichheit 
Die ähnliche Entwicklung der studentischen Stellungnahmen 
hinsichtlich der Größe der sozialen Unterschiede und ihrer Ur­
teile über deren Gerechtigkeit legt es nahe, nach den Zusam­
menhang zwischen Wahrnehmung und Bewertung zu fragen. 
Dabei ist davon auszugehen, dass mit steigender Größe der 
wahrgenommenen sozialen Unterschiede das Urteil als unge­
recht zunimmt (vgl. Abbildung 13). 

In der Tat wächst mit der wahrgenommen Größe der Un­
gleichheit die Beurteilung als ungerecht an. Jedoch erfolgt die 
Zunahme nicht stetig; der Eindruck der Ungerechtigkeit stellt 
sich vor allem bei sehr vielen Studierenden ein, wenn die Un­
gleichheit ein mittleres Ausmaß überschreitet: Dann ergibt 
sich der größte Schritt mit einer Zunahme von 25 Prozentpunk­
ten beim Urteil als ungerecht. Die Studierenden beurteilen die 
sozialen Unterschiede vor allem dann als gerecht, wenn sie ih­
nen ganz gering erscheinen. Auf der anderen Seite erscheinen 
einigen Studierenden auch eher geringe soziale Unterschiede 
als ungerecht, und zwar für 26%. Gelten die sozialen Unter­
schiede als ganz groß, beurteilen sie nur 10% als gerecht. 

Gemäß der Korrelationswerte über die Zusammenhänge 
zwischen den beiden Variablen Wahrnehmung und Bewer­
tung zur sozialen Ungleichheit sind dabei wenig Veränderung 
im Zeitablauf eingetreten: Die Korrelation erreicht bei den 
Erhebungen zwischen 1993 und 2004 stets eine ähnliche Grö­
ßenordnung von 0.51 bis 0.55. 

Ergänzend ist festzuhalten, dass dieser enge Zusammen­
hang in den neuen Ländern anfangs nicht bestand: 1993 lag er 
erst bei 0.44; bis 2004 ist er dann ebenfalls auf 0.51 gestiegen 
und liegt nun gleichauf wie in den alten Ländern. Studierende 
in den alten wie neuen Ländern stellen nun zwischen Größe 
und Gerechtigkeit sozialer Unterschiede in gleicher Weise 
einen Zusammenhang her. 

Demnach wird der Umfang oder die Gerechtigkeit der so­
zialen Unterschiede zwischen Studierenden in den alten und 
neuen Ländern zwar immer noch unterschiedlich beurteilt, 
aber die Enge des Zusammenhangs ist gleich geworden. Die 
Einschätzung als gerecht und ungerecht erfolgt nunmehr 
offenbar nach gleichen Maßstäben. 

6.2 Aufstiegschancen und Leistungsprinzip 

Bei Akzeptanz sozialer Ungleichheit wird es wichtig, wie Auf- 
und Abstieg geregelt sind: Handelt es sich um eine offene 
Gesellschaft, in dem alle eine faire Chancen haben und univer­
sell für alle das gleiche Prinzip gilt. Sowohl die Feststellung 
über die sozialen Unterschiede als auch das Urteil über deren 
Gerechtigkeit hängen davon ab, für wie offen und fair die 
Gesellschaft wahrgenommen wird. Sicherlich spielt auch die 
Sicht der Aufstiegschancen für das Gesellschaftsbild eine Rolle 
– möglicherweise auch die eigene Zukunftsperspektive in 
beruflicher und finanzieller Hinsicht (Ramm 1997). 

Offenheit der sozialen Aufstiegschancen hat nachgelassen 
Die Überzeugung hat unter den Studierenden nachgelassen, 
dass jeder eine faire Chance hat aufzusteigen, obwohl stets 
mehr als die Hälfte an diesem Versprechen zweifelte (vgl. Ta­
belle 19):  
• 	 An das Bestehen von fairen Aufstiegschancen glaubten 

Ende der 80er Jahre etwa 30%, im Jahr 2007 sind es nur noch 
23% der Studierenden. 

• 	 Entsprechend ist der Anteil Studierender gestiegen, der an 
diese Aufstiegsfairness nicht glaubt: von 56% Ende der 80er 
Jahre auf nunmehr 65% (2007; darunter 42% überhaupt 
nicht). 

Der Glaube an die Fairness der sozialen Aufstiegschancen 
hat tendenziell nachgelassen, zur Erhebung 2007 sogar in ei­
nem deutlicheren Umfang. Er ist 2007 so gering wie zu keinem 
anderen Zeitpunkt der Erhebungsreihe seit 1983. Fast zwei 
Drittel der Studierenden sind nicht mehr davon überzeugt, 
dass jeder eine faire Chance für einen sozialen Aufstieg hat. 
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Tabelle 19 
Fairness der sozialen Aufstiegschancen im Urteil der 
Studierenden (1983 - 2007) 
(Skala von 0 = trifft überhaupt nicht zu bis 6 = trifft voll und ganz zu; Angaben in Prozent für 
Kategorien: 0-1 = überhaupt nicht, 2 = wenig, 3 = teils-teils, 4 = eher, 5-6 = völlig) 

Fairness der sozialen Aufstiegschancen1) 

überhaupt teils- Mittel-
nicht wenig teils eher völlig wert 

1983 36 23 13 14 14 2.4 

1987 35 22 13 15 15 2.5 

1990 32 23 14 15 16 2.6 

1993 32 24 13 16 15 2.6 

1995 33 24 14 15 14 2.5 

1998 36 25 12 14 13 2.4 

2004 35 24 13 14 14 2.5 

2007 42 23 11 12 12 2.2 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Differenz zu 100 Prozent: Kategorie weiß nicht 

Zu dieser kritischen Einschätzung dürften die Diskussionen 
um die  ungleichen sozialen Chancen im Bildungswesen und 
die Erschwernisse für Bildungsaufsteiger beigetragen haben, 
die in Folge der PISA-Befunde und des Nachwuchsmangels in 
den technisch-naturwissenschaftlichen Berufen, insbesondere 
den Ingenieuren, vermehrt geführt werden. Auch die Proble­
me der Studienfinanzierung und deren mögliche sozial­
selektive Wirkung (z.B. wegen Studiengebühren) mag zu die­
sem Eindruck bei den Studierenden beigetragen haben.  

Legitimität des sozialen Aufstiegs: Leistungsprinzip wird 
vermehrt angezweifelt 
Ähnlich ist die Sicht auf den Umstand, dass das Einkommen 
von der Leistung abhängt: An dieses grundlegende gesell­
schaftliche Prinzip glauben im neuen Jahrtausend nur 19% der 
Studierenden; Ende der 80er, Anfang der 90er waren es immer­
hin 30%, die das Einkommen entsprechend dem Leistungsbe­
zug sahen. Im neuen Jahrtausend wird von den Studierenden 
viel seltener bestätigt, dass das Einkommen von der Leistung 
abhänge (vgl. Tabelle 20). 

Tabelle 20 
Leistungsbezug des Einkommens im Urteil der Studierenden 
(1983 - 2004) 
(Skala von 0 = trifft überhaupt nicht zu bis 6 = trifft voll und ganz zu; Angaben in Prozent für 
Kategorien: 0-1 = überhaupt nicht, 2= wenig, 3 = teils-teils, 4 = eher, 5-6 völlig) 

Einkommen hängt von der Leistung ab1) 

überhaupt teils- Mittel-
nicht wenig teils eher völlig wert 

1983 26 16 13 19 24 4.0 

1987 22 16 14 20 26 4.1 

1990 19 15 14 21 30 4.3 

1993 19 14 14 21 30 4.3 

1995 22 15 15 20 26 4.2 

1998 27 18 14 19 20 3.8 

2004 25 18 16 18 19 3.8 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Differenz zu 100 Prozent: Kategorie weiß nicht 

Eine entscheidende Zäsur in den studentischen Urteilen 
zum Leistungsprinzip ist bei der Erhebung 1998 sichtbar ge­
worden: Erstmals haben mehr Studierende dessen Geltung 
bestritten als sie zu bestätigen. Seit dieser Erhebung hat sich 
dieses Ungleichgewicht zwischen Zustimmung und Ableh­
nung des Leistungsprinzips im neuen Jahrtausend stabilisiert.  

Aufstiegschancen und Leistungsprinzip in den alten und 
neuen Ländern 
Bei den Aufstiegeschancen ist in den alten wie neuen Ländern 
die Einschätzung der Studierenden ungünstiger geworden, in 
diesem Falle aber stärker bei den Studierenden in den alten 
Ländern. Die noch 1993 größere Differenz von 8 Prozentpunk­
ten ist bis 2007 auf 2 Prozentpunkte zurückgegangen. Mittler­
weile erfolgt die Einschätzung der Aufstiegschancen in ähnli­
cher Weise: Annähernd zwei Drittel halten sie nicht für gege­
ben und weniger als ein Viertel bejaht sie noch. In dieses all­
gemeine Urteil spielt die Sicht der eigenen Berufschancen nur 
begrenzt hinein, d.h. die Studierenden können weitgehend 
von ihrer eigenen Situation absehen und ein Urteil über die 
allgemeinen Verhältnisse fällen. In diesem Punkt ist zudem die 
Urteilsenthaltung (weiß nicht) mit nur 1% bis 2% sehr gering.  

Das Leistungsprinzip wird ebenfalls von den Studierenden 
in den alten wie in den neuen Ländern immer weniger als gel­
tend angesehen. In dieser Hinsicht waren sie aber zu allen Er­
hebungen zwischen 1993 bis 2007 nahezu der gleichen An­
sicht: 1993 war jeweils etwa die Hälfte der Studierenden in bei­
den Teilen Deutschlands noch von der Geltung des Leistungs­
prinzips überzeugt; nur etwa ein Drittel zweifelte sie an. 

Seit Ende der 90er Jahre haben sich die Mehrheiten umge­
dreht: Nun verneint fast die Hälfte der Studierenden die Gel­
tung des Leistungsprinzips. Diese Entwicklung ist in beiden 
Landesteilen gleichermaßen abgelaufen und hat sich im neuen 
Jahrtausend weiter stabilisiert. Der verbreitete Zweifel am 
Leistungsprinzip ist als Gefährdung gesellschaftlicher Legiti­
mität und sozialer Integration anzusehen. 

Konfiguration der Sichtweisen und Urteile: problematisches 
Gesellschaftsbild mit anomischen Zügen 
Alles in allem zeichnen die Studierenden ein problematisches 
Gesellschaftsbild, das zwar einzelne positivere Züge aufweist, 
aber insgesamt doch eher mehr Schließung statt Offenheit, 
mehr Ungerechtigkeit statt Fairness, insgesamt mehr Anomie 
statt Geltung der Werte ausdrückt. Trotz eines gewissen Opti­
mismus bleiben für die Mehrheit der Studierenden die sozialen 
Unterscheide groß und sie erscheinen ihnen überwiegend 
ungerecht. 

Der sich stabilisierende Trend eines Zweifels an fairen Auf­
stiegschancen und an der Geltung des Leistungsprinzips ist für 
die junge Generation der Studierenden besonders problema­
tisch, insbesondere für die Bildungsaufsteiger unter ihnen, für 
die der Hochschulbesuch eine besondere Leistung bedeutet. 
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Diese Bedenken von zunehmend mehr Studierenden, und 
zwar in den alten wie neuen Ländern, weist einige Züge von 
Anomie auf. Solche Anomie kann phasenweise zu fatalistischer 
Hinnahme führen, sie kann aber auch den Keim zur Aufleh­
nung enthalten – wenn die geringere Geltung der Normen zu 
einem eigenen Abrücken von ihnen führt (Merton 1957). 

6.3 Gesellschaftliche Grundwerte und 
Antinomien 

Es ist ein verbreitetes Missverständnis, dass Werte und Über­
zeugungen zu Harmonie und Integration führen. Vielmehr 
bilden Werte zumeist Antinomien, d.h. Wertepaare, die in 
einem Spannungsverhältnis stehen, wie Wettbewerb und 
Solidarität, wie Technologie (Fortschritt) und Umweltschutz 
(Gefährdung) – unmittelbar oder in ihren Folgen.  

Urteile der Studierenden zu Wettbewerb und Solidarität 
Der gesellschaftliche Austausch und der Umgang der Einzel­
nen wie sozialer Gruppen werden entscheidend dadurch be­
stimmt, welcher gesellschaftliche Grundwert dafür bestim­
mend ist: der Wettbewerb oder die Solidarität. Für das eine wie 
das andere Prinzip werden Argumente ins Feld geführt: Die 
einen halten den Wettbewerb für den Motor des Fortschritts, 
andere sehen dadurch die Solidarität gefährdet. 

In den 80er Jahren wurde dem Wettbewerb seitens der Stu­
dierenden nicht viel zugetraut: Der Annahme, dass sich die 
Menschen ohne Wettbewerb nicht anstrengen, stimmt nur ei­
ne knappe Mehrheit zu, aber fast ein Drittel lehnt es ab. Bis 
Mitte der 80er Jahre war die Sachlage für die Studierenden 
noch recht eindeutig: Der Wettbewerb zerstört hauptsächlich 
die Solidarität und nutzt wenig zu höherer Anstrengung, d.h. 
die negative Funktion überwog klar die positive Funktion von 
Wettbewerb  (vgl. Tabelle 21). 

Kritische Sicht des Wettbewerbs hat nachgelassen 
Ende der 80er, Anfang der 90er Jahre - noch unter den Studie­
renden im früheren Bundesgebiet -  drehte sich dieses Verhält­
nis: Nun wurde die positive Funktion des Wettbewerbs (mehr 
Anstrengung) stärker hervorgehoben, die negative (weniger 
Solidarität) abgeschwächt. Im neuen Jahrtausend überwiegt 
zwar weiterhin die positive die negative Funktion, aber das 
Verhältnis blieb spannungsreicher: Ein Viertel der Studieren­
den ist 2007 überzeugt, dass Wettbewerb die Solidarität zer­
stört, aber ein Drittel meint ebenso entschieden, ohne Wett­
bewerb gäbe es nicht genügend Anstrengung. 

Wie bei anderen Haltungen können die Studierenden heu­
te eher verschiedene Konzepte miteinander verbinden, die frü­
her als widersprüchlich galten. Dies zeigt sich auch bei der Ver­
tretung von idealistischen und utilitaristischen Motiven in Stu­
dium und Beruf oder bei den altruistischen (Allgemeinwohl) 
oder individualistischen (Karriere) Erwartungen der Studieren­
den (vgl. Bargel/Ramm/Multrus 2008). 

Tabelle 21 
Positive und negative Funktion von Wettbewerb im Urteil der 
Studierenden (1983 - 2007)  
(Skala von 0 = trifft überhaupt nicht zu bis 6 = trifft voll und ganz zu; Angaben in Prozent für 
Kategorien: 0-1 = gar nicht, 2 = wenig, 3 = teils-teils, 4 = eher, 5-6 = völlig) 

Positiv: Ohne Wettbewerb keine Anstrengung1) 

gar teils- Mittel-
nicht wenig teils eher völlig wert 

Früheres Bundesgebiet 
1983 22 11 12 21 31 4.3 
1985 20 10 13 22 33 4.4 
1987 13 9 14 24 39 4.8 
1990 9 7 13 24 46 5.1 

Deutschland 
1993 9 7 14 25 44 5.1 
1995 9 8 14 26 42 5.0 
1998 10 8 15 26 40 4.9 
2004 9 9 15 28 38 4.9 
2007 12 10 17 27 33 4.7 

Negativ: Wettbewerb zerstört Solidarität1) 

gar teils- Mittel­
nicht wenig teils eher völlig wert 

Früheres Bundesgebiet 
1983 9 8 10 23 48 5.1 
1985 12 9 12 23 43 4.9 
1987 13 12 14 26 32 4.6 
1990 12 12 14 29 31 4.6 

Deutschland 
1993 11 10 13 28 36 4.8 
1995 11 11 13 29 33 4.7 
1998 12 12 15 28 30 4.6 
2001 13 12 18 22 35 4.7 
2004 15 14 17 27 22 4.3 
2007 15 13 16 27 24 4.4 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Differenz zu 100 Prozent: Kategorie weiß nicht 

Trotz einer häufigeren Verbindung von widersprüchlichen 
Wertkomplexen in der Haltung der Studierenden darf nicht 
übersehen werden, dass in diesem gesellschaftlichen Werte­
komplex zwischen Wettbewerb und Solidarität einiges an 
sozialer Spannung enthalten ist. Wenn für die eine oder ande­
re Haltung sich eine entschiedene Trägerschaft findet, vermag 
ein solcher Antagonismus die Gesellschaft spalten. 

Studentinnen betonen weniger den Wettbewerb 
In den Urteilen zum Wettbewerb in seiner positiven Funktion 
als Ansporn wie seiner möglichen Gefahr für den sozialen Zu­
sammenhalt setzen die Studentinnen weniger als die Studen­
ten auf den Wettbewerb. Dies entspricht gängigen Erwartun­
gen, wonach die jungen Männer stärker auf Wettbewerb und 
Konkurrenz fokussiert seien und Solidarität und Zusammen­
halt eher der weiblichen Haltung entspräche.  

Unter den Studierenden gilt die geschlechtsspezifische Zu­
teilung hinsichtlich dieser Antinomie von Wettbewerb und 
Solidarität ebenfalls; dieser Unterschied hat sich allerdings in 
den letzten Jahren deutlich abgeschwächt – in einem Aspekt, 
dem der Solidarität, sogar verdreht, das heißt Studentinnen 
stimmen ihm 2007 etwas weniger zu (vgl. Tabelle 22).  
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Tabelle 22 
Funktionen des Wettbewerbs im Urteil von Studentinnen und 
Studenten (1985 - 2007) 
(Angaben in Prozent für Kategorien: 5-6 = trifft völlig zu) 

Positive Funktion Negative Funktion 
Mehr Anstrengung Weniger Solidarität 

Früheres Studentinnen Studenten Studentinnen Studenten 
Bundesgebiet 
1985 25 36 50 39 
1987 30 43 40 28 
1990 36 51 36 28 

Deutschland 
1993 33 51 41 32 
1995 32 48 38 30 
1998 30 48 33 28 
2001 26 38 37 33 
2004 31 46 23 20 
2007 27 40 22 27 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 

Die Voten der Studentinnen fallen außerdem weniger ent­
schieden aus. Diese Einschätzung des Wettbewerbs entspricht 
auch bei den Studentinnen den individuellen Motiven und 
Perspektiven, die eher sozial-altruistisch als konkurrierend 
ausfallen, obwohl auch sie zunehmend öfters diese Motive 
anführen (vgl. Ramm/Bargel 2005). 

Umwelt versus technischer Fortschritt 
Mit keinem anderen Problem haben sich die Studierenden so 
hartnäckig in den letzten drei Jahrzehnten auseinandersetzen 
müssen wie mit dem Verhältnis von Umwelt und Natur vs. 
Technik und technologischem Fortschritt. Einerseits erreichen 
sie aufrüttelnde Berichte wie über die Grenzen des Wachs­
tums, andererseits Katastrophenszenarien wie über das Wald­
sterben (hierzulande bzw. im Regenwald) oder über die globa­
le Klimaerwärmung und den CO2-Ausstoß. Gleichzeitig wird 
der technologische Fortschritt im Kommunikationsbereich, in 
der Biologie und Neurologie etc. für die Studierenden immer 
unüberschaubarer und schwerer in seinen Konsequenzen 
einzuschätzen, auch hinsichtlich seiner ethischen Bedeutung. 

Die Wertung von "Natur und Umwelt" versus "Technik und 
Technologie" ist an der zugeschriebenen Wichtigkeit dieser Le­
bensbereiche zu bemessen. Bei diesen Werten umfasst die Zeit­
reihe die Erhebungen von 1993 bis 2007 und belegt eindrückli­
che Veränderungen des jeweiligen Stellenwertes. Vor diesem 
Hintergrund kann die Umsetzung dieser Werte in konkrete 
politische Zielsetzungen betrachtet werden: Werden die Ziele 
unmittelbar durch die Werte bestimmt oder sind sie weitge­
hend frei davon – eher den "Sachzwängen" folgend? 

Während der Lebensbereich von Natur und Umwelt über 
die Zeitreihe seit 1998 ständig an Wert verliert, sind bei den 
Urteilen hinsichtlich Technik und Technologie weniger Ver­
änderungen eingetreten und deren Entwicklung ist uneinheit­
licher verlaufen (vgl. Tabelle 23). 

Tabelle 23 
Wichtigkeit von Natur und Umwelt versus Technik und Techno­
logie für die Studierenden (1983 - 2007)  
(Skala von 0 = gar nicht wichtig 6 = sehr wichtig, Angaben in Prozent für Kategorien: 
0-1 = gar nicht, 2 = wenig, 3 = teils-teils, 4 = eher, 5-6 = sehr wichtig) 

Ausmaß der Wichtigkeit1) 

Natur und gar teils- sehr Mittel-
Umwelt nicht wenig teils eher wichtig wert 

1993 2 2 8 20 68 4.9 
1995 2 4 11 23 60 4.6 
1998 3 6 13 22 55 4.5 
2001 4 7 16 26 46 4.2 
2004 4 7 16 26 46 4.2 
2007 5 9 18 25 44 4.1 

Technik und 
Technologie 

1993 18 15 22 23 23 3.2 
1995 16 14 22 23 24 3.3 
1998 16 15 21 23 24 3.3 
2001 13 14 20 25 28 3.4 
2004 19 16 20 22 23 3.2 
2007 20 15 19 21 24 3.1 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Differenz zu 100 Prozent: Kategorie weiß nicht 

Politische Ziele: starker Einbruch für Umweltschutz,  
großer Gewinn für Förderung der Technologie 
Bei den politischen Zielen, die sich auf den Umweltschutz und 
die technologische Förderung beziehen, sind die Entwicklun­
gen seit 1993 in beiden Fällen von deutlichen Veränderungen 
gekennzeichnet, allerdings mit umgekehrten Vorzeichen: 
• 	 Für die Priorität des Umweltschutzes ist ein Einbruch der 

entschiedenen Unterstützung von 76% auf nur noch 51% zu 
verzeichnen; 

• 	 Dagegen erfährt die Förderung der technologischen Ent­
wicklung einen großen Gewinn an starker Zustimmung: 
von 31% auf 52%. 

Die politischen Zielsetzungen der Studierenden haben sich 
stärker verändert als ihre Werthaltungen. Von einem einst 
breiten Votum für den Umweltschutz haben sich bis 2007 mehr 
und mehr Zweifel für dessen Priorität eingestellt. Das Problem 
ist offenbar für die Studierenden spannungsreicher geworden 
und wird weniger prinzipiell behandelt. Dagegen wird das Ziel 
der Förderung technologischer Entwicklung weniger durch 
die Wichtigkeit bzw. die Wertigkeit von Technik und Techno­
logie bestimmt. Sie wird offensichtlich nicht so sehr als eine 
grundsätzliche Angelegenheit betrachtet, sondern ist öfters 
eine Frage des pragmatischen Nutzens geworden. 





Abbildung 14 
Selbstverwirklichung als Lebensziel für Studierende  
(1983 - 2004) 
(Skala von  -3 =lehne völlig ab bis +3 = stimme völlig zu; Angaben in Prozent für Kategorien: 
+2 bis +3 = starke Zustimmung) 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Item 2001 und 2007 nicht erhoben 

Abbildung 15 
Alternative Haltungen von Studierenden gegenüber  
anderem Arbeiten und anderem leben (1983 - 2004)1) 

(Skala von  -3 =lehne völlig ab bis +3 = stimme völlig zu; Angaben in Prozent für Kategorien: 
+2 bis +3 = starke Zustimmung) 

141998 
151995 

191993 

181990 
171987 

201985 
261983 

Verweigerung traditioneller Leistungsnormen 

162004 

171998 
171995 

191993 

181990 
181987 

191985 
241983 

Ausstieg aus den beruflichen Zwängen 
Anderes Arbeiten 

91998 
81995 

111993 

131990 
151987 

181985 
251983 

92004 

111998 
121995 

151993 

131990 
131987 

171985 
241983 

D
eu

ts
ch

la
nd

 

frü
he

re
B

un
de

s­
re

pu
bl

ik
 

Verzicht auf materiellen Wohlstand 
Anderes Leben 

Autonome Lebens- und Arbeitskollektive 

KalliGRAPHIK 

D
eu

ts
ch

la
nd

 

frü
he

re
B

un
de

s­
re

pu
bl

ik
 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Items nur in den jeweils angeführten Jahren erhoben 
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Starker Rückgang alternativer Orientierungen 
Im Zeitraum zwischen 1983 und 2004 haben alle sieben Ele­
mente der alternativen 0rientierungen Einbussen an Zustim­
mung erfahren: Die Studierenden sind in allen  Facetten des 
Lebens, des Arbeitens und der Politik konventioneller gewor­
den. In einzelnen Fällen kann der Rückgang als drastisch be­
zeichnet werden. Es gibt keine Anzeichen, dass dieser Trend 
sich seit 2004 abgeschwächt hat. 

Selbstverwirklichung als Lebensziel dominiert nicht mehr 
Der Grundwert der Selbstverwirklichung als vorrangiges 
Lebensziel hat sich in starkem Maße aufgelöst:  
• Entschieden vertraten ihn 1983 noch 71% der Studierenden; 
• bis 1995 fiel seine Herausstellung stetig auf nur noch 49%; 
• im Jahr 2004 sind es mit 53% wieder etwas mehr.  
Aber insgesamt ist ein Rückgang von 18 Prozentpunkten bei 
diesem zentralen Grundwert im Laufe der letzten 20 Jahre 
unter den Studierenden zu verzeichnen, der sich bereits 1993 
auf dem aktuellen Niveau befand (vgl. Abbildung 14). 

Der "Individualismus" unter den Studierenden ist demnach 
weniger von Autonomie oder dem Streben um Eigenständig­
keit geprägt, sondern eine vordergründige Selbstbehauptung 
bei allgemeiner Anpassung und Konventionalität.  Diese Indi­
vidualität erschöpft sich in Konsumvarianten (modischen Stil­
blüten) und ist nicht Prinzip der Lebensführung. Damit ist die 
Suche nach Selbstverwirklichung oft aufgegeben worden. 

Weniger wollen anders Leben oder anders Arbeiten 
Ähnlich fällt der Rückgang bei den beiden Aspekten eines an­
deren Lebens aus, die allerdings nie von vielen Studierenden 
energisch vertreten wurden: Den Verzicht auf materiellen 
Wohlstand wie die Tätigkeit in autonomen Lebens-  und Ar­
beitskollektiven vertraten einst jeweils ein Viertel der Studie­
renden; doch nach der Jahrtausendwende ist es nur noch 
knapp jeder zehnte Studierende (vgl. Abbildung 15). 

Die Vorstellungen eines anderen Arbeitens sind nicht ganz 
so stark zurückgegangen. Zwar wurden sie in den 8oer Jahren 
ebenfalls von jeweils etwa einem Viertel der Studierenden ent­
schieden befürwortet, so der Ausstieg aus den beruflichen 
Zwängen oder die Verweigerung gegenüber traditionellen 
Leistungsnormen. Zuletzt stimmte dem noch jeder sechste 
Studierende zu (14% bzw. 16%). Bei dem Ausstieg aus den beruf­
lichen Zwängen ist aber seit Ende der 80er Jahre kein weiterer 



Abbildung 16 
Alternative Haltungen von Studierenden gegenüber einer 
anderen Politik (1983 - 2004)1) 

(Skala von  -3 =lehne völlig ab bis +3 = stimme völlig zu; Angaben in Prozent für Kategorien: 
+2 bis +3 = starke Zustimmung) 
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Andere Politik 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Frage 2001 und 2007 nicht gestellt. 
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Rückgang festzustellen: Wenige wollen aussteigen, immer 
mehr suchen vielmehr den frühen Einstieg in das Berufsleben 
(wohl auch, weil dieser schwieriger geworden ist). 

Eine andere Politik ist organisatorisch wie inhaltlich  
weniger gefragt 
Das Infragestellen der etablierten Parteien, als ein Aspekt 
einer anderen Politik, ist unter den Studierenden, trotz Ab­
nahme, weiterhin recht häufig: Ein gutes Drittel stimmt deut­
lich zu (36%), allerdings waren es früher weit mehr (52%). Eine 
größere Parteienverdrossenheit, als kritische oder unzufriede­
ne Abwendung, ist demnach nicht zu erkennen. Ebenfalls kann 
daraus keine höhere Zufriedenheit mit der Politik abgelesen 
werden, da die geäußerte Unzufriedenheit nach wie vor hoch 
ist. Es handelt sich vielmehr um eine eher resignative Hinnah­
me, weil Gegenpositionen weniger entwickelt werden. 

Am meisten distanzieren sich die Studierenden vermehrt 
von einem Engagement für die Lösung ökologischer Proble­
me und von Umweltfragen. Der Rückgang der Unterstützung 
dieses Engagements beträgt zwischen 1983 und 2004 insge­
samt 30 Prozentpunkte an starker Zustimmung: Der einst hohe 
Anteil Engagierter von 74% hat sich auf 44% verringert. Dabei ist 
der entscheidende Rückgang ab Mitte der 90er Jahre erfolgt 
und hat sich bis 2004 fortgesetzt. 

Inhaltlich wie organisatorisch haben die Studierenden 
immer weniger Vorstellungen für eine „andere Politik“. Es ist 
aber weder ein Einverständnis mit den politischen Verhältnis­
sen noch eine Parteienverdrossenheit, vielmehr herrscht eine 
Konzept- und Ratlosigkeit mehr und mehr vor, die sich auf die 
Lebensführung wie den politischen Gestaltungswillen bezieht. 

7.2 	 Alternative und Konventionelle an 
Hochschulen und in den Fächergruppen 

Aufgrund der Einstufung bei den einzelnen alternativen Orien­
tierungen lassen sich vier Gruppen unter den Studierenden 
bilden. Diese Gruppierungen reichen von den strikten Konven­
tionellen (die alternative Orientierungen völlig ablehnen) über 
die Ambivalenten und die Aufgeschlossenen bis hin zu den 
"echten" Alternativen, die sich mit allen Elementen alternati­
ver Sichtweisen stark identifizieren. 

Konventionelle und Alternative: Wechsel der Mehrheit  
Zu Anfang der Zeitreihe 1983 war die Gruppe der strikten Al­
ternativen mit 24% deutlich größer als die Gruppe der Konven­
tionellen mit 13%. Seitdem hat sich das Kräfteverhältnis konti­
nuierlich und eindeutig zugunsten der Konventionellen ver­
schoben. Die Alternativen sind bis 2004 auf nur noch 7% gefal­
len, die Konventionellen umfassen demgegenüber 22% der 
Studierenden. Die Mehrheitsverhältnisse  an den Hochschulen 
haben völlig gewechselt. 

Bezeichnenderweise haben die Studierenden mit einer am­
bivalenten Haltung gegenüber alternativen Ideen im Umfang 
stark zugenommen: um 17 Prozentpunkte. Am Anfang der Zeit­
reihe, 1983, blieb ein gutes Viertel (28%) uneindeutig; bis Ende 
der 90er Jahre ist deren Anteil auf zwei Fünftel angestiegen 
und 2004 wurde der Höchstwert von 45% erreicht. Auch bei den 
alternativen Orientierungen können die Studierenden offen­
bar immer weniger eindeutig Stellung beziehen – oder sie wol­
len es nicht. 

Tabelle 25 
Konventionelle, Ambivalente, Aufgeschlossene und Alternative 
in der Studentenschaft (1983 - 2004) 
(Summenscore-Skala über 5 Items von 5 = völlig dagegen bis 35 = völlig dafür; Angaben in 
Prozent für Kategorien:  5 - 19 = Konventionelle, 20 - 24 = Ambivalente, 25 - 29 = Aufgeschlos­
sene, 30 - 35 = Alternative) 

Konventio- Ambiva- Aufge- Alter-
nelle lente schlossene native 

1983 13 28 34 24 

1985 18 33 32 17 

1987 19 36 31 14 

1990 17 37 33 13 

1993 14 38 35 13 

1995 18 41 31 10 

1998 17 41 32 10 

2004 22 45 27  7 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Frage 2001 und 2007 nicht gestellt 
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Über die Hälfte der Studierenden konnte 1983 als alternativ 
oder zumindest aufgeschlossen eingestuft werden, und zwar 
zusammen 58%. Mitte der 90er Jahre (1995) gehörten dazu nach 
einem bereits kräftigen Rückgang noch zwei Fünftel (41%). Bis 
2004 ist diese Gruppierung der Alternativen und Aufgeschlos­
senen unter den Studierenden auf ein Drittel abgefallen. Nur 
noch eine Minderheit träumt von Ausstieg und Abkehr. Dage­
gen sind die Konventionellen auf dem Vormarsch: Sie arran­
gieren sich mit den Verhältnissen und Gegebenheiten und 
denken nicht an Gegenentwürfe oder suchen neue Wege. 

Die Entwicklung des alternativen und des konventionellen 
Potentials unter den Studierenden ist an den Universitäten und 
den Fachhochschulen ganz analog verlaufen. Nur in den 80er 
Jahren war an den Universitäten der Anteil strikt Alternativer 
ein wenig größer (um 2 bis 4 Prozentpunkte). Er ist aber in den 
90er Jahren verschwunden, als dieser Anteil an beiden Hoch­
schularten auf 12% fiel. Auch 2004 ist die Differenz mit 7% (Uni) 
zu 6% (FH) sehr gering und kaum mehr erwähnenswert. 

Konventionelle haben Vormacht in den Rechts- und  
Wirtschaftswissenschaften 
In allen Fachrichtungen haben die Alternativen an Umfang 
eingebüßt und die Konventionellen besetzen mehr und mehr 
das Feld. Allerdings sind die Änderungen nicht in allen Fach­
richtungen gleich stark, in manchen sogar gering. Es handelt 
sich um jene Fachrichtungen, in denen stets die Konventionel­
len dominiert haben; sie haben nunmehr ihre Vorherrschaft 
ausgebaut und gefestigt. Dazu gehören insbesondere die Fach­
richtungen Rechts- (34%) und Wirtschaftswissenschaften (35%). 

Dagegen sind in den Fachrichtungen der Kultur- und Sozi­
alwissenschaften, in Teilen auch der Naturwissenschaften, die 
alternativen Ansichten besonders stark zurück gegangen, 
wiewohl in den Sozialwissenschaften mit 10% noch am ehesten 
Reste einer entschiedenen Anhängerschaft alternativer Hal­
tungen zu finden sind (vgl. Tabelle 26). 

An den Fachhochschulen ist ein Rückgang der alternativen 
Orientierungen am stärksten in den Sozialwissenschaften, was 
zu einem Abfall von 26 Prozentpunkten für die Alternativen 
führt. Relativ gering sind die Veränderungen in den Ingenieur­
wissenschaften, wo jeweils ein Fünftel als Konventionelle, et­
was weniger als die Hälfte als Ambivalente und ein Viertel als 
Aufgeschlossene bezeichnet werden kann; aber auch in dieser 
Fachrichtung sind die Alternativen nur noch mit 5% im Jahr 
2004 vertreten. 

Die wenigsten Alternativen finden sich wiederum in den 
Wirtschaftswissenschaften, wo nur noch 3% derart eingeordnet 
werden können. Dafür ist gut die Hälfte der Studierenden 
dieser Fachrichtungen als Ambivalent zu bezeichnen, der 
höchste Anteil. Er signalisiert erneut die nicht unerhebliche 
Uneindeutigkeit (auch Beliebigkeit) unter den Studierenden 
der Wirtschaftswissenschaften. 

Tabelle 26 
Alternative und Konventionelle nach Fächergruppen an 
Universitäten und Fachhochschulen (1985, 1995, 2004) 
(Angaben in Prozent; Summenscore-Skala über 5 Items von 5 = völlig dagegen bis 35 = völlig 
dafür; Angaben in Prozent für Kategorien:  5 - 19 = Konventionelle, 20 - 24 = Ambivalente, 25 - 
29 = Aufgeschlossene, 30 - 35 = Alternative)) 

Konventio- Ambiva- Aufge- Alter-
nelle lente schlossene native 

Universitäten 
Kulturwiss. 

1985 11 27 38 24 
1995 12 38 37 13 
2004 17 43 31 9 

Sozialwiss. 
1985 6 21 43 30 
1995 10 37 39 14 
2004 15 40 35 10 

Rechtswiss. 
1985 30 36 24 10 
1995 27 42 25 6 
2004 34 44 19 3 

Wirtschaftswiss. 
1985 28 43 24 5 
1995 28 46 22 4 
2004 35 47 16 2 

Medizin 
1985 17 34 38 11 
1995 18 42 32 8 
2004 24 48 24 4 

Naturwiss. 
1985 15 32 35 18 
1995 18 37 34 11 
2004 20 46 26 8 

Ingenieurwiss. 
1985 21 32 31 16 
1995 18 49 32 9 
2004 22 44 28 6 

Fachhochschulen 
Sozialwiss. 

1985 4 18 40 38 
1995 8 36 43 13 
2004 6 41 41 12 

Wirtschaftswiss. 
1985 26 39 24 11 
1995 25 48 20 7 
2004 26 51 20 3 

Ingenieurwiss. 
1985 21 40 28 11 
1995 20 45 28 7 
2004 23 47 25 5 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
1) Frage 2001 und 2007 nicht gestellt 

Vor dem Hintergrund der alternativen Orientierungen als 
Ausdruck von Mentalitäten fächert sich die "Alternativ-Kultur" 
auf, und zwar in eine bohémehafte Alternativ-Szene (vgl. 
Schwendter 1978), in soziale Bewegungen und in "Alternative 
Listen/Parteien" sowie in alternative Arbeitsprojekte und Le­
bensgemeinschaften (Kreutz/Fröhlich/Maly 1985). Sowohl die 
kulturelle Bohème als auch die sozialen Bewegungen haben an 
Elan stark eingebüßt und finden kaum mehr Anhänger bei den 
Studierenden. Auch der Ausstieg aus den beruflichen Zwängen 
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Abbildung 17 
Gewaltakzeptanz und politische Grundrichtung bei  
Studierenden (WS 2006/07) 
(Skala von  -3 = lehne völlig ab bis +3 = stimme völlig zu; Angaben in Prozent für Kategorien: 
3-4 = eher, 5-6 = stark) 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 

Abbildung 18 
Formen von kritischem Protest an Hochschulentwicklungen 
im Urteil der Studierenden (WS 2006/07) 
(Angaben in Prozent für Kategorien: 1 = akzeptiere ich grundsätzlich, 2 = in Ausnahmefällen, 
3 = lehne ich grundsätzlich ab) 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 
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wird von Studierenden kaum mehr anvisiert, im Gegenteil: Be­
rufsvorbereitung und Berufseinstieg werden intensiver ge­
sucht. Die Studienphase wird von den allermeisten Studieren­
den weit weniger als Möglichkeit gesehen oder genutzt, um 
auf alternative Vorstellungen einzugehen und sie zu erproben 
(vgl. Multrus/ Bargel/ Ramm 2008). 

7.3 	 Studentische Protestbereitschaft und 
Aggressivität 

Eine häufig und besorgt gestellte Frage lautet: Wann protestie­
ren die Studierenden? Es ist durchaus zutreffend, dass Studie­
rende aufgrund ihrer sozialen Situation leicht für Proteste zu 
gewinnen und zu Demonstrationen zu bewegen sind. Studie­
rende können dazu ganz verschiedene Anlässe wählen und 
auch aggressive Formen anwenden, bis hin zu Nötigungen und 
Beschädigungen. In ihren Parolen und Pamphleten zeigen sie 
dann öfters einen Hang zu Ironie, Satire, Parodie (bis hin zu Zy­
nismus). Diese Verhaltensweise war zu nahezu allen Zeiten für 
das Protestverhalten von Studierenden kennzeichnend (vgl. 
Jarausch 1984, Bargel 2000). 

Politische Gewaltakzeptanz bei extremen Studierenden 
Unter den demokratischen Einstellungen hat der Gewaltver­
zicht bei den Studierenden einen hohen und zeitlich stabilen 
Stellenwert. Nur bei politisch extrem eingestellten Studieren­
den gibt es relevante Anteile, die Gewalt als Mittel der politi­
schen Auseinandersetzung befürworten (vgl. Abbildung 17). 

rechten Seiten in nahezu gleicher Weise. Die Studierenden al­
ler anderen Grundrichtungen (christlich, liberal, grün, sozial­
demokratisch) weisen ein ähnlich geringes Potential an Studie­
renden auf, die eine Gewaltanwendung bei politischen Kon­
flikten bejahen. 

Akzeptanz von Protestformen 
Genauer lässt sich die Bereitschaft zu Protest und auch zu ag­
gressiven Formen der Auseinandersetzung erfassen, wenn die 
studentische Akzeptanz solcher „Protestformen“ erhoben wird. 
Es ergibt sich eine eindeutige Stufung der Akzeptanz oder Ab­
lehnung von verschiedenen Formen, Kritik an hochschulpoliti­
schen Entwicklungen zum Ausdruck zu bringen. 

Offensichtlich sind für die Studierenden erste Ansprech­
partner bei kritischen Entwicklungen die Hochschullehrer. 
Diese haben insofern eine hohe Verantwortung, als die Studie­
renden erwarten, dass solche Diskussionen zwischen Hoch­
schullehrern und Studierenden möglich sind. Erst wenn sich 
die Lehrenden als Diskussionspartner verweigern oder nicht 
zum Gespräch bereit sind, dürfte es für die Studierenden zu 
weiterreichenden Formen protestierender Äußerungen kom­
men. 

Bei den politisch extremen Studierenden ist die Gewaltbe­
reitschaft vergleichsweise hoch: Nahezu ein Drittel akzeptiert 
sie, etwa jeder sechste ganz entschieden. Die Verhältnisse gel­
ten für kommunistisch-marxistisch gesinnte Studierende auf 
der linken, wie für national-konservative Studierende auf der 

Recht selbstverständlich sind für die Studierenden eben­
falls Auseinandersetzungen in studentischen Publikationen 
und Zeitschriften, auch in Drucksachen. Sie sind für vier Fünf­
tel von ihnen eine geeignete Plattform, um Kritik zu üben und 
Protest auszudrücken. Diese Form sehen sie eher als berechtigt 
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an, weil sie stärker sachlich und argumentativ bleibt. Daran 
wird ersichtlich, dass die überwiegende Mehrheit der Studie­
renden nicht von vornherein auf Protest und Demonstrationen 
aus ist. 

Nicht mehr ganz so breite Zustimmung finden Formen, die 
stärker den Charakter eines öffentlichen Protestes annehmen 
und eine plakativere Auseinandersetzung darstellen – zudem 
eine größere Portion Aggressivität beinhalten. Flugblätter und 
Wandzeitzungen, einst eine beliebte Form studentischen Pro­
testes, werden von etwas weniger als zwei Dritteln der Studie­
renden grundsätzlich akzeptiert. 

Noch geringer ist die grundsätzliche Akzeptanz von De­
monstrationen und Kundgebungen als Ausdruck von Kritik an 
Hochschulentwicklungen. Die Studierenden gehen keines­
wegs in breitem Maße und ohne Überlegung auf die Straße. 
Uneingeschränkt bejaht diese Form von Protest nicht mehr als 
gut die Hälfte der Studierenden (54%); ein beachtenswerter Teil 
von 38% spricht sich nur in Ausnahmefällen dafür aus. 

Ein höheres Aggressivitätspotential, mit einem Gutteil Nö­
tigung stellen der Boykott von Lehrveranstaltungen und die 
Institutsbesetzung dar. Sie erscheinen vielen Studierenden 
eher als problematisch oder werden gar grundsätzlich abge­
lehnt: 
• 	 Der Boykott von Lehrveranstaltungen kommt für die Stu­

dierenden häufig nur in Ausnahmefällen in Frage: die Hälf­
te nimmt diese Beurteilung vor; aber ein gutes Drittel 
spricht sich grundsätzlich dagegen aus. 

• 	 Eine Institutsbesetzung wird sogar von einer Mehrheit 
grundsätzlich abgelehnt (53%); ein gutes Drittel (37%) kann 
sich nur in Ausnahmefällen damit einverstanden erklären. 
Nicht mehr als jeder zehnte Studierende äußert eine grund­
sätzliche Akzeptanz dieser härteren Protestform mit mögli­
cherweise nötigendem Charakter.  

Demonstrationsbereitschaft variiert stark 
In der zeitlichen Entwicklung zwischen 1983 und 2007 hat im 
Gesamttrend die Befürwortung der verschiedenen Kritikfor­
men bei den Studierenden nachgelassen. Die sanfteren, sach­
lich ausgerichteten Formen der Auseinandersetzung wie Dis­
kussionen mit den Hochschullehren oder wie studentische 
Zeit- und Streitschriften haben aber nur wenig an grundsätzli­
cher Akzeptanz eingebüsst (etwas gegenüber Anfang der 90er 
Jahre, als die Akzeptanz leicht angestiegen war). Zugenommen 
hat die Bereitschaft dazu in Ausnahmefällen, während die 
grundsätzliche Ablehnung nahezu gleich gering geblieben ist. 

Die Demonstrationen und Kundgebungen zeigen im Zeit­
verlauf am ehesten ein Auf und Ab an Zustimmung (zwischen 
47% und 66%). Offenbar kommt darin weniger eine grundsätzli­
che Haltung zum Ausdruck als vielmehr eine Reaktion auf ak­
tuelle politische Probleme. Insofern ist es aufschlussreich, dass 
im neuen Jahrtausend die Akzeptanz von Demonstrationen zu­

erst 2001 mit 47% sehr niedrig lag, dann 2004 mit 60% einen ho­
hen Wert erreicht, um 2007 wieder auf 54% zurück zu gehen.  

Einen größeren Rückgang an Akzeptanz müssen Flugblät­
ter und Wandzeitungen hinnehmen. Die Bejahung von öffent­
lichen Protestformen wie das Auslegen von plakativen Flug­
blättern ist um gut 10 Prozentpunkte gefallen. 

Unterschiedlich verläuft die Entwicklung bei den beiden 
härteren Formen der Auseinandersetzung mit höherem Ag­
gressivitätspotential: Der Boykott von Lehrveranstaltungen 
wird häufiger grundsätzlich abgelehnt und eher nur in Aus­
nahmefällen zugelassen. Dagegen verliert eine Institutsbeset­
zung gegenüber den 80er Jahren deutlich an Ablehnung, al­
lerdings weniger im neuen Jahrtausend.  

Das Aggressivitätspotential unter den Studierenden hat 
sich im Trend wenig abgeschwächt. Es variiert vielmehr stärker 
und hat sich verlagert: vom Boykott auf die Institutsbesetzung. 
Das mag damit zusammenhängen, dass die Lehre und die Be­
ziehungen zu den Lehrende besser eingeschätzt werden, was 
für die Administration nicht zutrifft. 

Index zum Protestpotential 
Anhand der Bejahung der härteren Protestformen kann ein 
Index zum politischen Protestpotential der Studierenden ge­
bildet werden, der insbesondere auch das Potential zur Ag­
gressivität anzeigt. Dieser Index umfasst Werte von 0, d.h. 
völlige Ablehnung von öffentlichem Protest bis 20, d.h. durch­
gängig hohes Protestpotential, wobei die Werte um 10 ein 
mittleres aggressives Protestpotential (eher in Ausnahme­
fällen) anzeigen. Im Zeitraum seit 1993 ergibt sich für die Stu­
dentenschaft insgesamt erwartungsgemäß ein mittleres Pro­
testpotential in öffentlich-aggressiver Form (vgl. Tabelle 27). 

Tabelle 27 
Protestpotential öffentlich-aggressiver Art unter den  
Studierenden (1993 - 2004/2007) 
(Index-Skala von 0 = völlig abstinent bis 20 = durchgehend; Mittelwerte und Angaben in 
Prozent für Kategorien: 0 - 3 = völlig abstinent, 4 - 6 = weitgehend abstinent, 7 - 9 = aus­
nahmsweise, 10 - 13 = gelegentlich, 14 - 16 = häufiger, 17 - 20 = durchgehend hoch) 

Protestpotential 1993 1995 1998 2001 2004 2007 
völlig abstinent 14 18 11 18 13 18 

weitest abstinent 16 17 18 19 20 20 

ausnahmsweise 20 18 18 20 19 18 

gelegentlich 34 32 35 31 34 29 

häufiger 6 6 6 4 4 6 

durchgehend hoch 10 9 13 8 9 9 

Mittelwerte 9.8 9.2 10.2 8.8 9.5 9.1 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 

Im zeitlichen Vergleich der letzten 25 Jahre ist das aggres­
sivere Protestpotential leichten Schwankungen unterworfen 
(wie am Mittelwert der Skala zum Protestpotential ablesbar). 
Am höchsten ist der Schnitt mit 10.2 im Jahr 1998 und am ge­
ringsten im Jahr 2001 (mit 8.8), während es 2007 ein mittleres 
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Niveau von 9.1 erreicht. Damit ist zu allen Zeitpunkten seit 1993 
kein großes, aber hinreichendes Protestpotential auch in ag­
gressiver Weise an den Hochschulen vorhanden: 
• 	 Unter den Studierenden sind zwischen 12% (2001) bis 19% 

(1998) relativ grundsätzlich und recht rasch zu aggressive­
ren, öffentlichen Protesten bereit, aktuell 2007 sind es 15%, 
d.h. in der Zeitreihe eine mittlere Größenordnung. 

• 	 Ein weiteres Drittel kann fallweise für härtere Proteste, auch 
mit aggressiven Begleiterscheinungen,  gewonnen werden, 
da es diese Formen nicht grundsätzlich ablehnt. 

• 	 Jeder fünfte Studierende ist nur „ausnahmsweise“ für einen 
aggressiveren Protest zu gewinnen, ein über die gesamte 
Zeitreihe recht stabiler Anteil unter den Studierenden. 

• 	 Das übrige Drittel der Studentenschaft ist kaum oder gar 
nicht für härtere Formen der Auseinandersetzung bei poli­
tischen Fragen zur Hochschulentwicklung zu gewinnen: Sie 
äußern sich weitest oder völlig abstinent. 

Das Protestpotential, auch in aggressiver Weise, ist unter den 
Studierenden groß genug, so dass es jederzeit aufflammen 
kann. Solche härteren Protestformen können bei partiellen 
Interessenskonflikten (z.B. Thema Studiengebühren, Einspa­
rungen im Hochschulbereich, Stipendienfragen) ebenfalls an­
gewandt werden, nicht nur bei grundsätzlichen politischen 
Richtungsdebatten (etwa zur Bildungs-, Sicherheits- oder zur 
Außenpolitik).  

Ob es sich allerdings um mehr als ein "Strohfeuer" des Pro­
testes handelt, das hängt einerseits von den Reaktionen der In­
stanzen an den Hochschulen und in der Politik ab, andererseits 
vom Umstand, ob sich daraus ein auf Konzepten und Prinzipi­
en gegründete Bewegung bildet. Breitere und schärfere For­
men, auch in langfristiger Weise, erhält der Protest mit höhe­
rer Aggressivität erst dann, wenn eine "System – und Machtfra­
ge" damit gestellt wird. Eine solche "Protestwelle" größeren 
Ausmaßes ist für den nächsten Zeitraum nicht absehbar. Sie 
könnte sich erst mit einer neuen Studentengeneration bilden.  

Die mögliche Politisierung von größeren Teilen der Studie­
rendenschaft im Zuge einer solchen Demonstrations- und 
Protestentwicklung kann problematische Züge aufweisen. 
Dies ist vor allem dann der Fall, wenn sie von einer Basis gerin­
gen politischen Interesses und Kompetenz recht abrupt er­
folgt. Denn dann nimmt sie in der Regel hektische Züge an und 
wird in Teilen zum Selbstzweck (vgl. Janowitz 1956). 

Studentinnen sind nicht weniger zu härterem Protest bereit 
Im Vergleich mit Studenten weisen Studentinnen im Mittel ein 
höheres Protestpotential mit etwas mehr Aggressivität auf, zu­
mindest was die Akzeptanz von Formen öffentlicher Kritik in 
Ausnahmefällen betrifft (Wandzeitungen, Demonstrationen, 
Boykotts, Besetzungen). Bei der grundsätzlichen und hohen 
Bereitschaft zum Protest ist der Umfang bei Studentinnen wie 
Studenten ähnlich. 

Aggressives Protestpotential nimmt von Links- nach Rechts 
ab 
Anders als bei der allgemeinen Gewaltakzeptanz, wo die je­
weils extremen Gruppierungen links und rechts die deutlich 
höheren Werte aufweisen, wird bei den aggressiveren Protest­
formen eine andere Abfolge erkennbar. Sie stuft sich von Links 
nach Rechts: Studierende mit kommunistisch-marxistischer 
Gesinnung akzeptieren am ehesten öffentliche und aggressive 
Protestformen (sie liegen mit 13.2 deutlich über dem Mittel­
wert). Etwas höher ist auch das aggressivere Protestpotential 
unter den grün-alternativen Studierenden (11.3), während die 
sozialdemokratisch eingestellten Studierenden (der größte Teil 
der Studentenschaft) auch bei der aggressiven Protestbereit­
schaft einen mittleren Wert aufweisen (9.5). 

Auf der anderen Seite zeigen sich liberale Studierende zu­
rückhaltender in der Bereitschaft zu aggressiveren Protestfor­
men (7.7). In ähnlicher Weise eher abstinent gegenüber den 
Einsatz von härteren Protestmitteln bei hochschulpolitischen 
Fragen geben sich die konservativen Studierenden, sowohl 
christlicher wie nationaler Provenienz (vgl. Tabelle 28). 

Tabelle 28 
Akzeptanz aggressiver Protestformen nach politischen  
Grundrichtungen unter den Studierenden (WS 2003/04) 
(Index-Skala von 0 = völlig abstinent bis 20 = durchgehend, Mittelwerte) 

Mittelwerte 

Politische Grundrichtung 2001 2004 2007 

Kommunistisch-marxistisch 13.1 13.2 13.2 

Grün-alternativ 11.3 11.2 11.3 

Sozialdemokratisch 9.5 10.0 9.5 

Liberal 7.6 8.1 7.7 

Christlich-konservativ 6.2 7.3 6.4 

National-konservativ 5.8 7.4 6.6 

Insgesamt 8.8 9.5 9.1 

Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 

Das geringe Protestpotential der konservativen Studieren­
den kann an der Ausrichtung der Frage auf hochschulpoliti­
sche Themen liegen, die für sie weit weniger Anlass zum Pro­
test sind. Außerdem halten konservative Studierende weit 
weniger von Demonstrationen als politische Ausdrucksform; 
es ist für sie eine gewisse Form der Unordnung. Für linke Stu­
dierende sind dagegen Demonstrationen, auch in härterer 
Form, selbst ein Ausdruck für demokratische Haltungen. In 
dieser unterschiedlichen Beurteilung von politischen Demon­
strationen auf der einen Seite und gesellschaftlicher Ordnung 
auf der anderen Seite besteht ein erhebliches Spannungsfeld 
zwischen linken und sozialistischen Studierenden auf der 
einen Seite und konservativ-konventionellen Studierenden auf 
der anderen Seite. 
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Quelle: Studierendensurvey 1983 - 2007, AG Hochschulforschung, Universität Konstanz. 

1) Die Gesamtsumme der Besetzungszahlen ergibt wegen fehlender Angaben zum Hochschulort eine Differenz zur Anzahl der befragten Studierenden von 8.350. 
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